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A. Aufgabe und Ergebnisse des Berichts 


1 . Berichtsauftrag 

1. Der Deutsche Bundestag hat in seiner 75. Sitzung 
am 4. November 1970 zu dem von ihm verabschiede- 
ten Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung (Zweites Kran- 
kenversicherungsänderungsgesetz — 2. KVÄG) 

folgende Entschließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) für eine weitere Entwicklung der Vorsorge- 
hilfe einschließlich der Verhütung von Krank- 
heiten in der sozialen Krankenversicherung 
Vorschläge zu machen und hierbei zu prüfen, 
welche weiteren Leistungen der Gesundheits- 
vorsorge von den Krankenkassen als Pflicht- 
leistungen zu gewähren sind, 

b) bis zum 31. Dezember 1972 über die Erfahrun- 
gen zu berichten, die aus der Einführung von 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krank- 
heiten als Pflichtleistungen der Krankenkas- 
sen sowie den von den Krankenkassen zusätz- 
lich gewährten Maßnahmen der Vorsorgehilfe 
vorliegen." 

2, Der Bericht beschränkt sich auf die Erfahrungen, 
die aus der Einführung der Früherkennungsmaßnah- 
men vorliegen (Teil b des Auftrags); für die weitere 
Entwicklung der Vorsorgehilfe (Teil a des Auftrags) 
wird die Bundesregierung zu einem späteren Zeit- 
punkt Vorschläge machen. Sie hat bereits in der 
Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 darauf 
hingewiesen, daß für die Vorsorge und Früherken- 
nung von Krankheiten mehr getan werden muß. 

2. Anlaß des Berichtsauftrags 

3. Das Zweite Krankenversicherungsänderungs- 
gesetz vom 21. Dezember 1970 (BGBl I S. 1770) 
hat die Möglichkeiten der Krankenkassen, zur 
Sicherung der Gesundheit Leistungen der Krank- 
heitsverhütung vorzusehen, erheblich erweitert. Bis 
zum 1. Juli 1971 waren die Krankenkassen nur er- 
mächtigt, durch ihre Satzung Maßnahmen zur Krank- 
heitsverhütung für einzelne Kassenmitglieder fest- 
zulegen (§ 187 Nr. 4 RVO), und Mittel für Zwecke 
der besonderen und allgemeinen Krankheitsverhü- 
tung zu verwenden (§ 363 RVO). Nunmehr haben 
alle Versicherten einen Rechtsanspruch auf Untersu- 
chungen zur Früherkennung bestimmter Krankhei- 
ten. Die Einzelheiten dieser neuen Leistungsart re- 
geln insbesondere die §§ 181, 181 a und 181 b RVO 
(Wortlaut siehe Anlage 1). 

4. Der Gesetzgeber war bei den Beratungen des 
Gesetzes davon ausgegangen, daß es ohne ausrei- 


i chende Erfahrung noch nicht möglich sei, das um- 
fangreiche Gebiet der Gesundheitsvorsorge abschlie- 
ßend zu regeln. Daher wurde zunächst nur ein An- 
spruch auf bestimmte Krebsfrüherkennungsuntersu- 
chungen für Frauen vom Beginn des 30. Lebensjah- 
res und für Männer vom Beginn des 45. Lebensjah- 
res eingeführt. Außerdem wurden für Kinder bis zur 
Vollendung des 4. Lebensjahres Untersuchungen 
vorgesehen, die der Früherkennung solcher Krank- 
heiten dienen, die eine normale körperliche oder 
geistige Entwicklung des Kindes in besonderem 
Maße gefährden. Der Bunde saus schuß der Ärzte 
und Krankenkassen hat das Nähere über die Art 
der Untersuchungen in Richtlinien festgelegt (Wort- 
laut siehe Anlagen 2 und 3). 

3. Grundlagen des Berichts 

5. Zur Vorbereitung des Berichts hat der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung im Einver- 
nehmen mit den Spitzenverbänden der Träger der 
Krankenversicherung, der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung, der Bundesknappschaft und der Deut- 
schen Krankenhausgesellschaft ein Berichtsschema 
erarbeitet (Anlage 5). 

6 . Jede Krankenkasse und Kassenärztliche Ver- 
einigung hatte außerdem einen Fragebogen auszu- 
füllen, der mit den Beteiligten abgestimmt war (An- 
lagen 6 und 7). Die Eintragungen der Krankenkas- 
sen wurden von den Spitzenverbänden auf maschi- 
nell verwertbare Datenträger übertragen und vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
elektronisch ausgewertet. 

7. Diese Art der Datenerfassung ermöglichte es 
auch, die Unterschiedlichkeit der Verhältnisse bei 
den einzelnen Krankenkassen zu erkennen, die bei 
den sonst üblichen zusammenfassenden Berichten 
nicht offenbar geworden wäre. Diese Berichtsme- 
thode gestattete darüber hinaus eine erste statisti- 
sche Analyse von Ursachen für die unterschiedlichen 
Inanspruchnahmequoten bei den einzelnen Kranken- 
kassen. Allerdings waren noch Mängel in der Voll- 
ständigkeit und Qualität der übermittelten Daten zu 
verzeichnen, die nachträglich nicht vollständig elimi- 
niert werden konnten. 

I 8 , Das Ende des Berichtszeitraums mußte auf den 
30. Juni 1972 festgesetzt werden, weil die danach 
entstandenen Daten für eine Auswertung noch nicht 
vollständig zur Verfügung standen. Angaben über 
die Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersu- 
chungen waren nur für die Zeit bis zum 31. März 
1972, über Krebsfrüherkennungsmaßnahmen teil- 
weise nur für die Zeit bis zum 31. Dezember 1971 
zu erhalten. 
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9. An der Berichterstattung waren beteiligt: 

Bundesverband der Ortskrankenkassen, 

Bundesverband der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen für die Landkrankenkassen, 

Bundesverband der Betriebskrankenkassen, 
Bundesverband der Innungskrankenkassen, 
Verband der Arbeiter-Ersatzkassen e. V., 

Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V., 
Kassenärztliche Bundesvereinigung, 
Bundesknappschaft, 

Deutsche Krankenhausgesellschaft und 

die zuständigen Minister und Senatoren der Län- 
der. 

10. Der Bericht verwertet nicht nur die Erfahrun- 
gen der Krankenkassen und der Kassenärztlichen 
Vereinigungen, erstmals wurde auch die Einstel- 
lung der Bevölkerung zur Krankheitsfrüherkennung 
auf der Grundlage einer Meinungsbefragung ermit- 
telt. Im Rahmen einer repräsentativen Mehrthemen- 
umfrage wurden an 2 000 Personen ab 14 Jahren 
22 Fragen gestellt, davon an 380 Männer und 793 
Frauen im anspruchsberechtigten Alter für Untersu- 
chungen zur Krankheitsfrüherkennung und an 365 
Personen, in deren Haushalt anspruchsberechtigte 
Kinder für das Kinderprogramm lebten. 

11. Die Befragung wurde in der Zeit vom 13. Sep- 
tember bis 21. Oktober 1972 durchgeführt. Die Aus- 
wertung wurde nach folgenden Merkmalen vorge- 
nommen: 

— Anspruchsberechtigte Altersgruppen; 

— Geschlecht; 

— Berufsmischform (Selbständige und freie Berufe, 
selbständige Landwirte, leitende Angestellte und 
Beamte, sonstige Angestellte und Beamte, Fach- 
arbeiter, sonstige Arbeiter, Hausfrauen/Berufs- 
lose/Rentner); 

— Schulbildung (Volksschule ohne abgeschlossene 
Lehre oder Berufsausbildung, Volksschule mit ab- 
geschlossener Lehre oder Berufsausbildung, Mit- 
tel- höhere Schule ohne Abitur, höhere Fach- 
schule mit Abschluß, Abitur und Hochschule/Uni 
ohne Abschluß, Hochschule/Uni mit Abschluß); 

— Kassenarten (Orts-, Betriebs-, Innungskranken- 
kassen, Ersatzkassen, Post-/Bahn-Beamtenkran- 
kenkassen, private Krankenversicherung, son- 
stige Krankenversorgung, keine Krankenver- 
sicherung) ; 

— Regionen (Nord, Nordrhein-Westfalen, Süd-West, 
Baden-Württemberg, Bayern); 

— ■ Gemeindegröße (unter 20 000, 20 000 bis unter 
50 000, 50 000 bis unter 100 000, 100 000 und 
mehr). 


12. Die Kosten für die satzungsmäßigen und ge- 
setzlichen Früherkennungsmaßnahmen wurden auf 
der Grundlage der Geschäfts- und Rechnungsergeb- 
nisse der gesetzlichen Krankenversicherung ermit- 
telt. 


4. Ergebnisse des Berichts 
a) Vorbemerkung 

13. Der vom Bundestag beschlossene Termin für 
die Vorlage des Berichtes ließ es nur zu, die Ergeb- 
nisse von höchstens einem dreiviertel Jahr, teilweise 
sogar nur eines halben Jahres zu sammeln. Wegen 
dieses sehr kurzen Zeitraums können sie für eine ab- 
schließende Beurteilung nur eingeschränkt verwer- 
tet werden. 

Aus diesem Grund wurde auf eine abschließende 
Beurteilung des „Erfolgs" der Einführung von ge- 
setzlichen Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten verzichtet. Die vorliegenden Ergebnisse 
lassen jedoch erkennen, daß das gesundheitspoli- 
tische Ziel, durch die gesetzliche Krankenversiche- 
rung die Gesundheitsvorsorge weiterzuentwickeln, 
trotz der Schwierigkeiten einer Anlaufphase erreicht 
worden ist. 


b) Zusammenfassende Übersicht 

14, Die Früherkennungsuntersuchungen auf Krebs 
wurden von Frauen und Männern, je nach Stellung 
im Beruf, Schulbildung und Alter, unterschiedlich in 
Anspruch genommen. 

15. Die Inanspruchnahmequote der weiblichen Mit- 
glieder ohne Rentner — in der Regel erwerbstätige 
Frauen — lag deutlich über derjenigen der mitver- 
sicherten Frauen. Demgegenüber waren die Inan- 
spruchnahmequoten der älteren Frauen ausgespro- 
chen niedrig. 

Inanspruchnahmequote 

— der weiblichen Mitglieder (ohne Rentner) 1971: 
29,3 V. H. (1,6 Millionen Untersuchungen bei 5,5 

Millionen Anspruchsberechtigten) 

— der mitversicherten Frauen; 

26,7 V. H. (1,8 Millionen Untersuchungen bei 6,7 
Millionen Anspruchsberechtigten) 

— ■ der weiblichen Rentner: 

7,1 V. H. (0,5 Millionen Untersuchungen bei 7,5 
Millionen Anspruchsberechtigten) 

— aller anspruchsberechtigten Frauen: 

20,1 V. H. (3,95 Millionen Untersuchungen bei 
19,7 Millionen Anspruchsberechtigten). 
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16 . Die Inanspruchnahmequote lag bei den Män- 
nern erheblich niedriger als bei den Frauen: 

Inanspruchnahmequote 

— der männlichen Mitglieder (ohne Rentner) : 

14.0 V. H. (535 000 Untersuchungen bei 5,1 Mil- 

lionen Anspruchsberechtigten) 

— der männliche Rentner ^) : 

9,0 V. H. (210 000 Untersuchungen bei 3,1 Mil- 
lionen Anspruchsberechtigten) 

— aller anspruchsberechtigten Männer ^) : 

12.1 V. H. (745 000 Untersuchungen bei 8,2 Mil- 

lionen Anspruchsberechtigten). 

17 . Bei einem Vergleich der Inanspruchnahmequo- 
ten von Männern und Frauen muß insbesondere be- 
rücksichtigt werden, daß die Altersstruktur der Be- 
rechtigten (Beginn bei Frauen mit dem 30. Lebens- 
jahr, bei Männern mit dem 45. Lebensjahr) unter- 
schiedlich ist. Die Inanspruchnahmequoten von 
Männern und Frauen gleicher Altersgruppen unter- 
scheiden sich nur geringfügig. 

18 . Die Inanspruchnahmequote der Früherken- 
nungsuntersuchungen für Kinder läßt sich z. Z. nicht 
sicher ermitteln. Läßt man die ersten beiden Unter- 
suchungen außer Betracht, die regelmäßig nach der 
Geburt in der Klinik vorgenommen werden, so wur- 
den die weiteren fünf Untersuchungen bei 25 v. H. 
bis 35 V. H. der Berechtigten vorgenommen. 

19 . Ein Vergleich der Inanspruchnahmequoten zwi- 
schen den Kassenarten und den einzelnen Kranken- 
kassen zeigt eine bemerkenswerte Streubreite der 
Einzelergebnisse. Auch regionale Unterschiede nach 
Ländern sind erkennbar (s. Tz. 94 und 95). 

20 . Die Unterrichtung der Anspruchsberechtigten 
gehört zu den Aufgaben der Krankenkassen, die sie 
im Zusammenwirken mit den Kassenärztlichen Ver- 
einigungen zu erfüllen haben. Es hat sich gezeigt, 
daß für die Versicherten Krankheitsfrüherkennung 
und Gesundheitsvorsorge im allgemeinen geläufige 
Begriffe sind; ihre Kenntnisse über Inhalt, Möglich- 
keiten der Inanspruchnahme und Kosten der Krank- 
heitsfrüherkennungsuntersuchungen sind jedoch 
noch nicht ausreichend; dies dürfte u. a. ein Grund 
dafür sein, daß der größte Teil der Berechtigten noch 
keine Untersuchung zur Früherkennung von Krank- 
heiten hat durchführen lassen. 

21 . Bei der Unterrichtung der Versicherten über die 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
haben die Krankenkassen unterschiedliche Verfah- 
ren und Mittel angewandt. Allgemeine Informatio- 
nen über die Früherkennungsuntersuchungen auf 
Krebs haben alle Krankenkassen gegeben; etwa 
80 V. H. haben darüber hinaus die Versicherten auch 
gezielt individuell informiert. Insgesamt 17,1 v. H. 
der Krankenkassen haben zusammen mit der persön- 
lichen Information den zur Inanspruchnahme der 

^) Die Inanspruchnahmequote für die Zeit vom 1. Juli 
1971 bis 31. März 1972 wurde auf einen Ein-Jahres- 
zeitraum hochgerechnet. 


Maßnahmen erforderlichen Berechtigungsschein 
übersandt. Teilweise wurde die Unterrichtung der 
Anspruchsberechtigten nach einiger Zeit wiederholt. 

22 . Bei den Untersuchungen zur Früherkennung 
von Krankheiten bei Kindern haben immerhin etwa 
60 V. H. der Krankenkassen die Information nach der 
zweiten Untersuchung und 40 v. H. der Kranken- 
kassen auch für die weiteren Untersuchungen wie- 
derholt. 

23 . Die Berechtigten haben von den Krankheits- 
früherkennungsuntersuchungen im allgemeinen über 
drei Informationswege erfahren. Für die Wirksam- 
keit der Informationen war die Kombination von 
allgemeiner Grundinformation und individuellen 
Informationen von wesentlicher Bedeutung; so ist 
auch die starke positive Korrelation zwischen der 
automatischen individuellen Zusendung des Berech- 
tigungsscheines und der Inanspruchnahmequote der 
Früherkennungsuntersuchungen zu erklären. 

24 . Die gezielte individuelle Information wird von 
den Krankenkassen positiv bewertet. 

25 . Ein Teil der Anspruchsberechtigten, die sich 
nicht haben untersuchen lassen, ist zwar grundsätz- 
lich gewillt, die Leistungen in Anspruch zu nehmen, 
aus verschiedenen Gründen ist es aber nicht zur 
Ausführung dieser Absicht gekommen. Hier wäre 
ein gezielter Anstoß erforderlich. So wurde auch bei 
der Meinungsbefragung eine positive Korrelation 
zwischen der Übersendung des Berechtigungsschei- 
nes durch die Krankenkassen und der Inanspruch- 
nahmequote festgestellt. Auch erklärten viele Be- 
fragten, sie würden sich untersuchen lassen, wenn 
ihnen ein genauer Zeitpunkt mitgeteilt würde und 
sie gebeten würden, zu diesem Termin zum Arzt zu 
gehen (85 v. H.). 

26 . Versicherte, die Leistungen der Früherken- 
nung von Krankheiten bereits einmal in Anspruch 
genommen haben, wollen sie in der Regel auch wie- 
derholen. 

27 . Für die Inanspruchnahme spielt offensichtlich 
auch der Umfang des Untersuchungsprogramms 
eine erhebliche Rolle. Die Krankenkassen, die das 
Krebsfrüherkennungsprogramm für Männer durch 
ein Früherkennungsprogramm für Herz-/Kreislauf- 
erkrankungen ergänzt haben, weisen in der Regel 
erheblich höhere Inanspruchnahmequoten aus. 

28 . Die Häufigkeit der Inanspruchnahme von Früh- 
erkennungsüntersuchungen hing offensichtlich da- 
von ab, ob die Krankenkassen vergleichbare Maß- 
nahmen schon vor der Einführung der gesetzlichen 
Leistungen angeboten hatten. Anlaufschwierigkei- 
ten waren hier bereits überwunden. Das zeigte sich 
deutlich bei der unterschiedlichen Häufigkeit der 
Inanspruchnahme der Untersuchungen für Männer 
und für Frauen; für letztere wurden weitgehend be- 
reits vor dem 1. Juli 1971 derartige Untersuchungen 
von den Krankenkassen angeboten. 
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29 . Bei den im 2. Halbjahr 1971 durchgeführten 
Untersuchungen zur Früherkennung von Krebser- 
krankungen bei Frauen wurde in ca. 97 v. H. der 
Fälle ein unauffälliger Befund hinsichtlich des Ge- 
nitalkrebses und des Krebses der Mamma sowie in 
über 99 v. H. der Fälle ein unauffälliger Befund hin- 
sichtlich des Rektum-Krebses erhoben. Bei ca. 
26 V. H. der Untersuchungen wurden bisher unbe- 
kannte behandlungsbedürftige Nebenbefunde fest- 
gestellt. 

30 . Die Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krebserkrankungen der Männer erbrachten in über 
98 V. H. der Fälle einen unauffälligen Befund hin- 
sichtlich des Rektum-Krebses und in ca. 14,5 v. H. 
der Fälle unbekannte behandlungsbedürftige Neben- 
befunde (hinsichtlich des Krebses der Prostata ver- 
gleiche Tz. 153). 

31 . Bei den Kinderuntersuchungen sind bei V 4 bis 
t/s aller Fälle steigend mit dem Lebensalter aufgrund 
von Verdachtsbefunden weitere Maßnahmen zur 
Klärung veranlaßt worden. Aus den Zahlen über die 
Verdachtsbefunde ist allerdings noch keine Aussage 
über den Umfang der tatsächlich festgestellten Ge- 
sundheitsschäden bei Kindern möglich. 

32 . Die Weiterbetreuung von Personen, bei denen 
verdächtige Befunde aufgedeckt worden sind, ist im 
allgemeinen reibungslos erfolgt. Zukünftig wird 
aber der Frage verstärkt Bedeutung zukommen, ob 
für die Betreuung von Kindern eine ausreichende 
Zahl von speziellen Behandlungseinrichtungen zur 
Verfügung steht. 

33 . Die zur Durchführung der Früherkennungsmaß- 
nahmen notwendigen Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Arzte und Krankenkassen sowie son- 
stige notwendige vertraglidie Bestimmungen sind 
rechtzeitig vor Inkrafttreten des Gesetzes wirksam 
geworden. Nach übereinstimmenden Berichten hat 
sich die Entscheidung des Gesetzgebers bewährt, die 
Ausgestaltung der Einzelheiten der Untersuchungs- 
programme für die Krankheitsfrüherkennung dem 
Bundesausschuß der Arzte und Krankenkassen zu 
übertragen. 

34 . Die Sicherstellung der Untersuchungen zur 
Früherkennung von Krankheiten gehört zur kassen- 
ärztlichen Versorgung. Um hierfür eine möglichst 
große Zahl von Ärzten zu gewinnen, wurden zu- 
sätzlich Nicht-Kassenärzte und ärztlich geleitete Ein- 
richtungen ermächtigt. 

35 . Im 1. Vierteljahr 1972 haben im Bundesgebiet 
an den Früherkennungsuntersuchungen die Arzte 
wie folgt teilgenommen (Zahl der Ärzte, die ent- 
sprechende Leistungen abgerechnet haben); 

— Krebs friiherkennungsan tersuchangen 
bei Frauen: 

13 352 Kassenärzte 

378 beteiligte Ärzte (leitende Krankenhaus- 
ärzte nach § 368 a Abs. 8 RVO) 

228 zusätzlich ermächtigte Ärzte; 


— Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 
bei Männern: 

22 407 Kassenärzte 

786 beteiligte Arzte 

294 zusätzlich ermächtigte Ärzte-, 

— Krankheitsfrüherkennungsuntersuchungen 
bei Kindern: 

15 792 Kassenärzte 

295 beteiligte Ärzte 

1 131 zusätzlich ermächtigte Ärzte ^). 

36 . Nach den mitgeteilten Erfahrungen ist von der 
Ermächtigung dem Bedarf entsprechend Gebrauch 
gemacht worden. Es sind aber auch über das not- 
wendige Ausmaß solcher Ermächtigungen Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Kassenärztlichen Ver- 
einigungen und Krankenkassen aufgetreten. Auch im 
Verhältnis zwischen Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen und Krankenhäusern ist es zu unterschied- 
lichen Auffassungen über die rechtliche Möglichkeit 
der Ermächtigung von Krankenhausärzten gekom- 
men. Es kann jedoch festgestellt werden, daß die 
Früherkennungsmaßnahmen im allgemeinen rei- 
bungslos erfolgt sind. Dazu hat sicherlich auch bei- 
getragen, daß Arzte, unterstützt durch die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, besondere organisato- 
rische Lösungen, wie Sondersprechstunden oder Be- 
stellung der Versicherten zu besonderen Terminen 
getroffen haben. Allerdings besteht unter den Betei- 
ligten ein unterschiedlicher Eindruck über das Aus- 
maß und den Erfolg solcher Bemühungen; so sind 
auch kritische Erfahrungen vor allem zu Wartezeiten 
im Zusammenhang mit den Untersuchungen mitge- 
teilt worden. 

37 . Nach den Berichten haben sich die Dokumen- 
tationsblätter zur Darstellung der Untersuchungsab- 
läufe und zur Aufzeichnung der Untersuchungser- 
gebnisse bewährt. Eine Verlaufskontrolle des ein- 
zelnen Verdachtsfalles ist vor allem wegen fehlen- 
der Versicherungsnummer nicht erfolgt. 

38 . Die für eine Auswertung der Untersuchungser- 
gebnisse notwendigen Vorarbeiten sind von den 
Kassenärztlichen Vereinigungen und Krankenkassen 
in Angriff genommen worden. Für diesen Bericht 
standen nur Summenstatistiken mit Angaben über 
Zahl und Untersuchungsfälle und Befundergebnisse 
zur Verfügung. Die mit einer weitergehenden medi- 
zinisch-wissenschaftlichen Auswertung verbundenen 
Fragen werden gegenwärtig in Zusammenarbeit mit 
einem wissenschaftlichen Beratergremium bei der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung geprüft. 

39 . Die Aufwendungen der Krankenkassen für 
Untersuchungen zur Früherkennung von Krankhei- 
ten machen einen relativ kleinen Anteil am Ge- 
samtaufwand der Krankenversicherung aus. Für das 

^) ohne die in Krankenhäusern allgemein aufgrund des 
Bundesmantelvertrages — Ärzte für die Neugebo- 
renen-Erstuntersuchung und Neugeborenen-Basisunter- 
suchung ermäditigten nadigeordneten Krankenhaus- 
ärzte 
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2. Halbjahr 1971 sind rund 3,5 Millionen Fälle von 
Früherkennungsuntersuchungen ausgewiesen, davon 
entfielen rd. 2,1 Millionen Fälle auf Krebsfrüherken- 
nungsuntersuchungen für Frauen, rd. 0,5 Millionen 
Fälle auf Krebsfrüherkrankungsuntersuchungen für 
Männer und rd. 0,9 Millionen Fälle auf Früherken- 
nungsuntersuchungen für Kinder. Für diese Lei- 
stungen wurden in dem angegebenen Zeitraum rd. 
84 Millionen DM von den Trägern der gesetzlichen 
Krankenversicherung aufgewendet; das waren 
0,55 V. H. der gesamten Leistungsausgaben dieses 
Halbjahres. 

40 . Im 1. Vierteljahr 1972 wurden rd. 1,87 Millio- 
nen Fälle von Früherkennungsuntersuchungen für 
Männer, Frauen und Kinder abgerechnet und hier- 
für etwa 51,5 Millionen DM aufgewandt; das waren 
0,63 V. H. der gesamten Leistungsausgaben dieses 
Vierteljahres. 

41 . Die Krankenkassen haben bereits vor der Ein- 
führung der gesetzlichen Früherkennungsuntersu- 
chungen Maßnahmen zur Verhütung von Krankhei- 
ten gewährt. Im Jahre 1970 waren dies rd. 1,1 Mil- 


lionen Geschwulstfrüherkennungsuntersuchungen, 
für die die Krankenkassen insgesamt 21,9 Millio- 
nen DM -- 0,09 V. H. der gesamten Leistungsaus- 
gaben in diesem Jahr aufwandten. Dagegen wurden 
im gleichen Jahre nur 60 000 Vorsorgeuntersuchun- 
gen anderer Art (ohne Untersuchungen der Mutter- 
’ Schaftsvorsorge) durchgeführt, die einen Aufwand 
von 1,4 Millionen DM erforderten. 

c) Weitere Sachbehandlung 

42 . Die Bundesregierung wird die Ergebnisse des 
. Berichtes in ihre weiteren Überlegungen zum Aus- 
I bau der Gesundheitsvorsorge in der gesetzlichen 
Krankenversicherung einbeziehen. Sie wird den Be- 
richt der Sachverständigenkommission zur Weiter- 
entwicklung der Krankenversicherung zuleiten mit 
der Bitte, für eine Weiterentwicklung der Maßnah- 
men zur Früherkennung von Krankheiten und der 
Gesundheitsvorsorge Vorschläge zu machen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt wegen der großen 
Bedeutung dieser Maßnahmen für die Volksgesund- 
heit, darauf hinzuwirken, daß sich die Wissenschaft 
noch stärker als bisher diesem Bereich zuwendet. 
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B. Erfahrungsbericht 

ERSTER TEIL: 

Erfahrungen bei der Durchführung von Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten nach § 181 RVO 


I. Information der Versicherten über den Anspruch 
durch die Krankenkassen 

43 - Im Gegensatz zu den übrigen Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung ergibt sich die In- 
anspruchnahme von Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten für die Versicherten nicht zwangs- 
läufig, weil es hierzu an einem auslösenden Ereig- 
nis fehlt. Der Gesetzgeber hat daher in § 369 RVO 
die Krankenkassen verpflichtet, im Zusammenwir- 
ken mit den Kassenärztlichen Vereinigungen die 
Versicherten und ihre anspruchsberechtigten Fami- 
lienangehörigen mit allen geeigneten Mitteln und in 
bestimmten Zeitabständen über die zur Sicherung 
der Gesundheit notwendige und zweckmäßige Inan- 
spruchnahme von Untersuchungen zur Früherken- 
nung von Krankheiten aufzuklären. Zweck der Vor- 
schrift ist, die Versicherten und ihre anspruchsbe- 
rechtigten Familienangehörigen über die Bedeutung 
der Früherkennungsuntersuchungen für die Erhal- 
tung der Gesundheit zu unterrichten und zur Inan- , 
spruchnahme dieser Maßnahmen anzuhalten, um I 
den bestmöglichen Erfolg der neuen Leistungen zu 
sichern. Die Verpflichtung zur Aufklärung obliegt , 
den Krankenkassen, die damit gleichzeitig ermäch- 
tigt sind, die hierfür erforderlichen Mittel aufzuwen- 
den. Sie haben mit den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen zusammenzuarbeiten, die vor allem aufge- 
rufen sind, Anregungen zu geben und sachkundig 
zu beraten. 

Zur Information der Versicherten über die Ansprü- 
che auf Früherkennungsuntersuchungen äußerten 
sich die Spitzenverbände der Träger der Kranken- 
versicherung wie folgt: 

44 , Die Krankenkassen unterrichteten ihre Mitglie- 
der durch allgemeine und individuelle Informatio- 
nen über die ihnen zustehenden Ansprüche auf 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten, 
wobei allgemeine Informationen — im Gegensatz 
zu den individuellen — von allen Kassen gegeben 
wurden. 

45 . Die Versicherten wurden durch Veröffentlichun- 
gen in der Tagespresse, in Versicherten-, Werks- 
und Verbandszeitschriften und auch in Rundfunk- 
sendungen auf die neuen Leistungen hingewiesen. 
Die Presse erhielt von den Kassen Material, um die 
Berechtigten informieren zu können. Darüber hinaus 
forderten Plakate und Aufklärungsschriften, die u. a. 


auf Früherkennungsuntersuchungen 


den Mitgliederzeitschriften beigelegt wurden, zur 
Inanspruchnahme der Früherkennnungsmaßnahmen 
auf. Die Verteilung oder Auslage von Merkblättern 
oder Zeitschriften sowie Aushänge an öffentlich zu- 
gänglichen Stellen (z. B. in den Schalterräumen der 
Kassen, in den Wartezimmern der Ärzte, der Ge- 
sundheitsämter und anderen öffentlichen Einrichtun- 
gen, in Krankenhäusern und in Betrieben) boten 
den Versicherten weitere Möglichkeiten der Infor- 
mation. Einige der Kassen nahmen in Vortragsver- 
anstaltungen, die teilweise in den Betrieben statt- 
fanden, die Gelegenheit wahr, auf die neuen Lei- 
stungen aufmerksam zu machen. Derartige allge- 
meine Informationen haben nahezu alle Kranken- 
kassen gegeben. 17 v. H. aller Krankenkassen ha 
ben sich auf allgemeine Informationstätigkeit be- 
schränkt. 

46 . Als individuelle Informationen richteten die 
Krankenkassen persönliche Schreiben an die Ver- 
sicherten, in denen sie den Sinn und Wert der Früh- 
erkennungsuntersuchungen darstellten und zur In- 
anspruchnahme aufforderten. Diesen Schreiben wur- 
den teilweise die jeweils in Betracht kommenden 
Berechtigungsscheine beigefügt. Es kam aber auch 
vor, daß den Schreiben eine Anmeldekarte beilag, 
die dem Arzt zum Zwecke der Terminvereinbarung 
und zur Weiterleitung einer Durchschrift an die 
Krankenkasse übermittelt werden konnte. In sol- 
chen Fällen übersandte die Krankenkasse dem Arzt 
den Berechtigungsschein. 

47 . Auch aus den Antworten der Krankenkassen 
ergibt sich, daß die Informationstätigkeit der ein- 
zelnen Krankenkassen recht unterschiedlich war, ins- 
besondere auch zwischen den Kassenarten (s. Ta- 
belle 1). Eine gezielte individuelle Information der 
Anspruchsberechtigten haben rd. Va aller Kranken- 
kassen durchgeführt. Dabei haben sich die Kranken- 
kassen überwiegend direkt an die Anspruchsberech- 
tigten gewandt; nur relativ selten wurde der Arbeit- 
geber eingeschaltet. Hinzu kommen rd. 15 v. H. al- 
ler Krankenkassen, die zwar auch individuell infor- 
miert haben, jedoch ausschließlich im Zusammen- 
hang mit der Versendung oder Ausgabe von Kran- 
kenscheinheften. Da die Versendung oder Ausgabe 
von Krankenscheinheften ein Routinevorgang ist. 
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Tabelle 1 


Information der Versicherten über die Krebsfrüherkennungsmaßnahmen 


_ 


Anzahl der Kassen in v. H. 


alle Kassen 

Art der Information 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innimgs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 
kassen für 
Arbeiter 

Ersatz- 
kassen für 
Ange- 
stellte 

Bundes- 

knapp- 

schaft 

V. H. 

absolut 

keine individuelle 
Information 

38,3 

22,2 

32,6 

20,7 

33,3 

28,6 

0,0 

32,1 

553 

individuelle Informa- 
tion insgesamt 

61,7 

77,8 

67,4 

79,3 

66,7 

71,4 

100,0 

67,9 

1 172 

davon 

individuelle Information 
direkt an den Versicher- 
ten 

a) mit Übersendung 
eines Berechtigungs- 
scheines 

25,9 

20,2 

9,8 

21,3 

33,3 

71.4 

100,0 

15,7 

270 

b) ohne Übersendung 
eines Berechtigungs- 
scheines 

25,2 

51,5 

49,1 

42,5 

33,3 

0,0 

0,0 

42,8 

738 

individuelle Information 
nur über den Arbeitgeber 
a) mit Ausgabe eines 
Berechtigungsscheines 

Iß 

2,0 

hl 

2,3 

0,0 

0,0 

0,0 

1,4 

24 

b) ohne Ausgabe eines 
Berechtigungsscheines 

8,8 

4,0 

7,5 

13,2 

0,0 

0,0 

0,0 

8,1 

140 

Hinweise, die im Zusam- 
menhang mit der Aus- 
gabe bzw. Versendung 
von Krankenscheinen ge- 
geben wurden: 
a) keine weiteren indivi- 
1 duellen Informationen 

21,9 

16,2 

14,2 

7,5 

16,7 

14,3 

0,0 

1 

15,4 

266 

1 b) daneben auch andere 
individuelle Informa- 
tionen (s. o.) 

38,0 

44,4 

35,3 

43,1 

66,7 

28,6 

100,0 

37,3 

644 

Allgemeine Information 
durch die Krankenkasse 
(z. B. Mitgliederzeit- 

schriften, Presseveröffent- 
lichungen, Merkblätter, 

; Aushänge, Ausstellun- 

j gen): 

98,0 

1 

93,9 

96,8 

93,1 

100,0 

100,0 

100,0 

96,6 

1 666 

i Anzahl der Kassen . . 

397 

1 

99 

1 041 

174 

6 

7 

1 

[ 1 725 

1 725 


z. B. persönliches Anschreiben, unabhängig von der Krankensdieinheftversendung 


dürfte bei dieser Informationsart der Aufmerksam' 
keitswert für die Versicherten geringer einzuschät- 
zen sein. 

48 . Zusammen mit der persönlichen Information 
haben nur 294 Krankenkassen (= 17,1 v. H.) den 
Berechtigungsschein gleichzeitig übersandt. Wäh- 


rend nur 10,9 v. H. der Betriebskrankenkassen die- 
ses Verfahren anwendeten, haben die Angestellten- 
Ersatzkassen und die Bundesknappschaft ganz über- 
wiegend zusammen mit der persönlichen Aufforde- 
rung auch den Berechtigungsschein zugesandt. Die 
statistische Analyse der Inanspruchnahmequoten 
stützt die Vermutung, daß bei Kassen, die den Be- 
rechtigungsschein automatisch zusenden, die Inan- 
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spruchnahmequote deutlich über dem Schnitt aller 
Krankenkassen liegt (s. unten Tz. 128 ff). 

49 . Eine Analyse der Informationstätigkeit nach 
Kassengrößenklassen zeigt kein eindeutiges Bild: 
Während von den Ortskrankenkassen diejenigen 
mit über 100 000 Mitgliedern im Schnitt weniger 
eine persönliche Information der Versicherten be- 
trieben haben als die kleinen und mittleren Kassen, 
liegen die Verhältnisse bei den Betriebskranken- 
kassen, Ersatzkassen und bei der Bundesknapp- 
schaft umgekehrt. Bei den Innungskrankenkassen 
ist keine bestimmte Tendenz erkennbar. 

50 . Von den Krankenkassen, die die Versicherten 
persönlich auf ihre Ansprüche aufmerksam machen, 
haben rd. 25 v. H. ihre Informationen im Laufe 
des Jahres wiederholt, zumeist nach 4 bis 6 Mona- 
ten. Allerdings schwankt dieser Prozentsatz von 
Kassenart zu Kassenart erheblich (Betriebskranken- 
kassen: 32,6 V. H., Innungskrankenkassen: 19,6 v. H., 
Landkrankenkassen: 15,6 v. H., Ortskrankenkassen: 
12,2 V, H., Ersatzkassen: 10 v. H.). 

51 . Auf die Untersuchungen zur Früherkennung 
von Krankheiten bei Kindern wurde zunächst bei 
der Geburt des Kindes durch Ausgabe des Unter- 
suchungsheftes sowohl bei Anstalts- als auch bei 
Hausentbindungen hingewiesen. Eine nachgehende 
individuelle Information nach der zweiten Unter- 
suchung wurde von 60 v. H. der Krankenkassen ge- 
geben. 40 V. H. aller Kassen haben diese individuel- 
le Information auch für die weiteren Untersuchun- 
gen wiederholt. Die Bundesknappschaft hat mitge- 
teilt, daß in ihrem Bereich seit März 1972 Berechti- 
gungsscheinhefte, die für die ersten fünf Untersu- 
chungen gelten, herausgegeben wurden. Für die An- 
forderung der Berechtigungsscheine für die sechste 
und siebente Untersuchung enthalten die Hefte eine 
Postkarte. Die Verbände der Ersatzkassen haben 
berichtet, daß die Versicherten von der vierten bis 
siebenten Untersuchung über jede einzelne erfor- 
derliche Untersuchung des Kindes etwa vier Wochen 
vor Fälligkeit durch Übersendung des jeweiligen 
Berechtigungsscheines mit einem persönlichen Be- 
gleitschreiben in Kenntnis gesetzt wurden. 

52 . Eltern mit Kindern, die. vor dem 1. Juli 1971 
geboren worden sind, wurden von 48 v. H. aller 
Krankenkassen individuell auf ihre Rechte hinge- 
wiesen, Nur ein Drittel dieser Krankenkassen ha- 
ben zugleich den Berechtigungsschein mit ausgege- 
ben oder zugesandt. Die persönliche Information 
über den Arbeitgeber hat hier im allgemeinen nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt, in der Regel 
wandten sich die Krankenkassen direkt an die An- 
spruchsberechtigten. Eine individuelle Information 
der anspruchsberechtigten Eltern mit Kindern, die 
vor dem 1. Juli 1971 geboren wurden, gaben 37 v. H. 


der Ortskrankenkassen, 47 v. H. der Betriebskran- 
kenkassen, 57 V. H. der Angestellten-Ersatzkassen, 
59 V. H. der Landkrankenkassen, 67 v. H. der In- 
nungskrankenkassen und 100 V. H. der Arbeiterer- 
satzkassen. 

53 . Die gezielte individuelle Information durch per- 
sönliches Anschreiben wird — soweit die Berichte der 
Spitzenverbände hierzu Stellung nehmen — einhel- 
lig positiv bewertet. Von 628 Krankenkassen, die 
alle drei Informationsarten eingesetzt haben (persön- 
liche Information unabhängig vom Krankenschein,' In- 
formation zusammen mit dem Krankenschein und 
allgemeine Information), waren 81,4 v. H. der Mei- 
nung, daß die persönliche Information am wirksam- 
sten war. Nur je knapp 10 v. H. dieser Kassen hiel- 
ten die Information zusammen mit dem Kranken- 
schein oder die allgemeine Information für am wirk- 
samsten. Im Hinblick auf dieses eindeutige Urteil 
gab es zwischen den Krankenkassenarten keine nen- 
nenswerten Unterschiede. Der Bundesverband der 
Ortskrankenkassen hat mitgeteilt, daß in der po- 
sitiven Beurteilung ein leichtes Übergewicht zugun- 
sten individueller Information selbst bei denjenigen 
Kassen festzustellen sei, die bis jetzt das Schwer- 
gewicht auf allgemeine Information legten. 

54 . Trotz der überwiegenden Meinung über den 
Wert der gezielten individuellen Information ist 
nach den Angaben der Krankenkassen ein geringfü- 
giger Rückgang der persönlichen Informationen der 
anspruchsberechtigten Männer und Frauen zu er- 
warten, und zwar sowohl bei der individuellen In- 
formation unabhängig vom Krankenschein als auch 
bei der Information zusammen mit dem Kranken- 
schein: 

Während sich bisher nur 12,3 v. H. derjenigen Kas- 
sen, die Angaben über ihre zukünftigen Absichten 
gemacht haben, auf allgemeine Informationen be- 
schränkt haben, wollen in Zukunft 17,6 v. H. der 
Kassen ihren Schwerpunkt hierauf legen (s. Ta- 
belle A 1 im Anhang). Mit Ausnahme der Ersatz- 
kassen und der Knappschaft ist diese Tendenz bei 
allen Kassenarten ungefähr gleich stark ausgeprägt. 
5,8 V. H. aller Kassen wollen neben der bisher aus- 
schließlich allgemeinen Informationstätigkeit in Zu- 
kunft auch persönliche Werbung betreiben. Im all- 
gemeinen wollen die Kassen jedoch an ihrer bishe- 
rigen Informationstätigkeit festhalten. 

55 . Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
alle ihnen erfolgversprechend erscheinenden Wege 
genutzt haben, um ihre Mitglieder über die An- 
sprüche auf Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten zu unterrichten. Dabei haben sie sich 
nicht auf ein einziges Verfahren beschränkt, son- 
dern sich der ihnen geeignet erscheinenden Mittel 
der Information bedient.. 
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II. Organisation und Durchführung der Früherkennungsmaßnahmen 


1. Grundlagen 

a) Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte 
und Krankenkassen 

56. Bei der gesetzlichen Regelung der Krankheits- 
früherkennungsmaßnahmen ist vorgesehen worden, 
daß der Bundesausschuß der Ärzte und Kranken- 
kassen das Nähere über die Art der Untersuchun- 
gen zu beschließen hat (§ 181 Abs. 2 Satz 2 RVO). 
Dies bedeutet auch, daß der Bundesausschuß das 
Untersuchungsprogramm für die Krankheiten be- 
schreiben mußte, die bei Frauen, Männern und 
Kindern für die Maßnahmen der Früherkennung in 
Betracht kommen. Denn das Gesetz beschränkt sich 
auf eine allgemeine Beschreibung solcher Krankhei- 
ten und stellt bestimmte Kriterien auf, denen die 
Krankheitsfrüherkennungsprogramme zu genügen 
haben (§ 181 Abs, 2 Satz 2 in Verbindung mit § 181 a 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 RVO). 

57. Rechtzeitig vor Inkrafttreten der gesetzlichen 
Regelung am 1. Juli 1971 hat daher der Bundesaus- 
schuß am 28. April 1971 die entsprechenden 

■ — Richtlinien über die Früherkennung von Krank- 
heiten bei Kindern bis zur Vollendung des 

4. Lebensjahres (Kinder-Richtlinien) mit einem 
Untersuchungsheft für Kinder 
und 

— Richtlinien über die Früherkennung von Krebs- 
erkrankungen (Krebsfrüherkennungs-Richtlinien) 
mit je einem Untersuchungsblatt für die Frauen- 
und Männeruntersuchung 
beschlossen (Wortlaut s. Anlagen 2 und 3). 

Im Verlauf seiner Beratungen hat der Bundesaus- 
schuß zur Klärung medizinischer und technisch-orga- 
nisatorischer Fragen auch Sachverständige aus dem 
Bereich der medizinischen Wissenschaft und des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes hinzugezogen. Fer- 
ner hat der Bundesausschuß Empfehlungen berück- 
sichtigt, die der Bundesgesundheitsrat (vgl. dazu 
Bulletin Nr. 50/1971 vom 1. April 1971, S. 515) und 
die vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung berufene Sachverständigenkommission zur 
Weiterentwicklung der Krankenversicherung auf 
dem Gebiete der Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten gegeben hatten. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat die genannten Richtlinien am 25. Mai 1971 ge- 
billigt und im Bundesanzeiger (Nr. 111 vom 23. Juni 
1972) bekanntgemacht. 

58. Die Systematik der Richtlinien folgt ihrer Auf- 
gabe, die Krankheiten, auf die die Untersuchungen 
gerichtet sein sollen, zu spezifizieren sowie Anwei- 
sungen für die Untersuchungsabläufe (Untersu- 
chungsprogramme) und die Dokumentation der Un- 
tersuchungsergebnisse zu geben. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Anlagen 2 
und 3 verwiesen. Zum besseren Verständnis der 
nachfolgenden Ausführungen soll jedoch ein kurzer 


Überblick über den wesentlichsten Inhalt der bei- 
den Richtlinienkomplexe gegeben werden: 

Kinder-Richtlinien 

Untersuchungsprogramm: 

Es sind für den Zeitraum der ersten vier Lebens- 
jahre 7 Untersuchungen vorgesehen: 

1. Neugeborenen-Erstuntersuchung (U 1) 

2. Neugeborenen-Basisuntersuchung vom 5 bis 
10. Lebenstag (U 2) 

3. Untersuchung in der 4. (spätestens 6.) Lebens- 
woche (U 3) 

4. Untersuchung im 4. bis 6. Lebensmonat (U 4) 

5. Untersuchung im 9. bis 12. Lebensmonat (U 5) 

6. Untersuchung im 21. bis 24. Lebensmonat (U 6) 

7. Untersuchung im 4. Lebensjahr (U 7) 

Die Untersuchungen sind nach einem in den Richt- 
linien vorgeschriebenen Programm zur Erhebung 
bestimmter anamnestischer Daten und diagnosti- 
scher Befunde durchzuführen. Die einzelnen Unter- 
suchungen zielen primär auf die Früherkennung von 
19 näher bezeichneten, die Entwicklung besonders 
gefährdenden Krankheiten bzw. Krankheitsgruppen 
ab. 

Dokumentation: 

Die Untersuchungsergebnisse wurden in einem 
„Untersuchungsheft für Kinder" aufgezeichnet. Das 
Untersuchungsheft verbleibt mit der Erstausferti- 
gung der Untersuchungsbögen den Erziehungsbe- 
rechtigten. 

Krebsfrüherkenn ungs-Richtlinien 

Untersuchungsprogramm für Frauen (vom Beginn 
des 30. Lebensjahres an): 

Die Richtlinien sehen für Frauen Maßnahmen zur 
Früherkennung des Brust-, Genital- und Rektum- 
krebses vor. Diese Maßnahmen umfassen eine kli- 
nische und zytologische Untersuchung. 

Untersuchungsprogramm für Männer (vom Beginn 
des 45. Lebensjahres an): 

Die Richtlinien sehen für Männer Maßnahmen zur 
Früherkennung des Rektum- und Prostatakrebses 
vor. Diese Maßnahmen umfassen eine klinische 
Untersuchung und eine Urinuntersuchung (auf Ei- 
weiß, Zucker, Sediment). 

Dokumentation: 

Die Untersuchungsergebnisse werden auf Berichts- 
vordrucken aufgezeichnet. 

59. Nach übereinstimmender Auffassung der Kas- 
senärztlichen Bundesvereinigung und der Spitzen- 
verbände der Krankenversicherungsträger hat sich 
die Entscheidung des Gesetzgebers bewährt, die 
Konkretisierung der Untersuchungen zur Früher- 
kennung von Krankheiten dem Bundesausschuß der 
Ärzte und Krankenkassen zu übertragen, da sich 
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auf diese Weise die für die Durchführung der Unter- 
suchungen notwendigen medizinisch-wissenschaft- 
lichen Grundlagen flexibel in die Praxis umsetzen 
und die Programme sich weiteren Entwicklungen 
anpassen lassen. 

Zu den Richtlinien des Bundesausschusses sind Vor- 
schläge zu ihrer Änderung gemacht worden; der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
die entsprechenden Unterlagen dem Bundes ausschuß 
zugeleitet. Der Bundesausschuß hat im Herbst 1972 
einen Arbeitsausschuß eingesetzt, der solche Hin- 
weise zu den Kinder-Richtlinien nach Anhörung me- 
dizinischer Sachverständiger prüfen soll. Eine erste 
Sachverständigenanhörung hat stattgefunden, die 
Beratungen dauern an. 

b) Änderungen des Bundesmantelvertrages — Arzte 

60. Mit der Einführung der Früherkennungsmaß- 
nahmen als Pflichtleistungen und ihrer gesetzlichen 
Zuweisung zur kassenärztlichen Versorgung war es 
erforderlich, den für die nähere Ausgestaltung der 
kassenärztlichen Versorgung maßgeblichen Bundes- 
mantelvertrag-Ärzte entsprechend zu ändern. Unter 
den vorgenommenen Änderungen besonders her- 
vorzuheben ist eine Regelung, die Näheres über die 
Ermächtigung von Nicht-Kassenärzten zur Teil- 
nahme an den Früherkennungsuntersuchungen be- 
stimmt (dazu näher Tz. 63). 

61. Ebenso wurde von den Vertragspartnern der 
für den Geltungsbereich des Bundesmantelvertrages- 
Ärzte vereinbarte bundeseinheitliche Bewertungs- 
maßstab für die ärztlichen Leistungen (Basisrege- 
lung für die Vergütung der kassenärztlichen Lei- 
stungen) den neuen Leistungen angepaßt. Zu die- 
sem Zweck sind für die einzelnen Untersuchungspro- 
gramme Komplexgebühren vereinbart worden. 

2. Durchführung der Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten im Rahmen der kassenärzt- 
lichen Versorgung 

a) Allgemeines 

62. Die Durchführung der Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten ist nach der gesetz- 
lichen Regelung Gegenstand der kassenärztlichen 
Versorgung, Dies bedeutet, daß die Untersuchungen 
von den Kassenärztlichen Vereinigungen durch ihre 
Mitglieder, nämlich die freiberuflich tätigen Kas- 
senärzte und unter bestimmten Voraussetzungen an 
der kassenärztlichen Versorgung beteiligten leiten- 
den Krankenhausärzte, sicherzustellen sind. Bei den 
parlamentarischen Beratungen des Zweiten Kran- 
kenversicherungsänderungsgesetzes (2. KVÄG) hat 
deshalb das Problem eine Rolle gespielt, ob das 
Potential der im Rahmen der kassenärztlichen Ver- 
sorgung tätigen Kassenärzte ausreiche, die mit der 
gesetzlichen Einführung der Krankheitsfrüherken- 
nung gewünschte breite Inanspruchnahme durch die 
versicherte Bevölkerung zu garantieren. Dabei sind 
auch Erwartungen maßgeblich gewesen, wie sie 
ausdrücklich der Bundesrat in einer Entschließung 
zum 2. KVÄG formuliert hat: 


. (der Bundesrat) geht bei der Zustimmung 
davon aus, daß alle Möglichkeiten zur Beteili- 
gung von Ärzten, Krankeahäusern und sonstigen 
ärztlich geleiteten Einrichtungen an den Maßnah- 
men zur Früherkennung von Krankheiten in groß- 
zügiger Weise genutzt werden, um das Ziel des 
Gesetzes zu erreichen." 

Auch der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat zu diesem Aspekt Stellung genommen. Bei 
der schriftlichen Billigung der Richtlinien des Bun- 
desausschusses der Ärzte und Krankenkassen hat er 
die Erwartung zum Ausdruck gebracht, daß die Richt- 
linien 

„dazu beitragen, über die an der kassen ärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Ärzte hinaus auch eine 
erforderliche Beteiligung von Ärzten, Kranken- 
häusern und sonstigen ärztlich geleiteten Einrich- 
tungen bei der Durchführung von Früherken- 
nungsmaßnahmen zu sichern . . 

Ferner hat der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung in einer Rede anläßlich einer gemeinsamen 
Informationsveranstaltung der Spitzenverbände der 
Krankenversicherungsträger und der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung am 30. Juni 1971 u. a. 
ausgeführt: 

„Der Gesetzgeber hat die Frage, wer die Früh- 
erkennungsuntersuchungen vornehmen soll, ein- 
gehend erörtert. Er hat schließlich die Erfüllung 
dieser Aufgaben den Kassenärzten übertragen. 
Dies verpflichtet zu einer leistungswirksamen 
Flexibilität bei der Erbringung dieser Gesund- 
heitsleistungen, damit die Erwartung des Gesetz- 
gebers erfüllt wird. Dazu wird auch gehören, daß 
die Kassenärztlichen Vereinigungen von der 
Möglichkeit Gebrauch machen, Nicht-Kassenärzte 
und ärztlich geleitete Institutionen zur Durchfüh- 
rung solcher Untersuchungen zu ermächtigen . . .". 

b) Rechtliche Regelungen zur Organisation des ärztlichen 
Teilnehmerkreises 

63. Die Vertragspartner der kassenärztlichen Ver- 
sorgung haben auf Bundesebene in den Bundes- 
mantelvertrag-Ärzte Regelungen aufgenommen, die 
eine bedarfsgemäße Erweiterung des zur Verfügung 
stehenden Kreises der Ärzte und qualitative Anfor- 
derungen an die teilnehmenden Ärzte institutionell 
absichern. 

So ist im Hinblick auf die beiden Kinderuntersuchun- 
gen Nr. 1 und 2 (Neugeborenen-Erstuntersuchung; 
Neugeborenen-Basisuntersuchung) im Bundesman- 
telvertrag-Ärzte eine generelle Ermächtigung der die 
Geburt leitenden Ärzte für die Durchführung der 
Neugeborenen-Erstuntersuchung und der die Säug- 
lingsstation in Entbindungs- und Krankenanstalten 
leitenden oder verantwortlich betreuenden Ärzte für 
die Durchführung der Neugeborenen-Basisunter- 
suchung vereinbart worden auch wenn dieser Per- 
sonenkreis zur kassenärztlichen Versorgung nicht 
zugelassen oder nicht an ihr beteiligt ist. Ausgangs- 
punkt für diese Regelung war die Tatsache, daß ge- 
genwärtig etwa 96 v. H. der Geburten in Kranken- 
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häusern oder Entbindungsanstalten erfolgen. Die 
dort tätigen Ärzte, insbesondere die Stations- und 
Assistenzärzte, können aber nach der kassenarzt- 
rechtlichen Zulassungsordnung zur kassenärztlichen 
Versorgung grundsätzlich nicht zugelassen oder an 
ihr beteiligt werden. Neben dieser für die erwähnten 
Kinderuntersuchungen getroffenen allgemeinen Er- 
mächtigungsregelung sieht der Bundesmantelver- 
trag-Ärzte ferner die folgende Möglichkeit vor: 

„Die Kassenärztlichen Vereinigungen können im 
Einvernehmen mit den Landesverbänden der 
Krankenkassen über den Kreis der zugelassenen 
und beteiligten Ärzte hinaus weitere Ärzte (z. B. 
an Krankenhäusern, Gesundheitsämtern), die die 
persönlichen Voraussetzungen nach den Richt- 
linien des Bundesausschusses der Ärzte und Kran- 
kenkassen über die Früherkennung von Krank- 
heiten erfüllen, zur Durchführung von Maßnah- 
men der Früherkennung . . . ermächtigen"'. 

Für welche Früherkennungsmaßnahmen die Ermäch- 
tigung ausgesprochen werden kann, muß sich u. a. 
nach der Qualifikation des Arztes und seiner appa- 
rativen Ausrüstung richten. 

64 . Anlaß für eine besondere Regelung war auch 
die Notwendigkeit, die zytologische Untersuchung 
als Leistungsbestandteil der Krebsfrüherkennungs- 
untersuchung bei Frauen in quantitativ und quali- 
tativ befriedigender Weise durdizuführen. Solche 
Untersuchungen waren vor der gesetzlichen Einfüh- 
rung der Früherkennungsmaßnahmen in erheb- 
lichem Umfang von spezialisierten Instituten durch- 
geführt worden. Um deren Erfahrungen zu nutzen, 
bestimmt der Bundesmantelvertrag-Ärzte für die 
Teilnahmemöglichkeit solcher Institute: 

„Ärztlich geleitete Einrichtungen, die bisher an 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
mitgewirkt haben (z. B. auf dem Gebiet der Zyto- 
logie), sollen von den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen auch zukünftig zur Durchführung im Rah- 
men der Richtlinien des Bundesausschusses der 
Ärzte und Krankenkassen ermächtigt werden, so- 
weit und solange die hierfür tätigen Ärzte die 
persönlichen Voraussetzungen nach diesen Richt- 
linien erfüllen . . 

Ferner ist für den Fall eine Regelung getroffen, daß 
sich allgemein im Rahmen der Durchführung der 
Früherkennungsuntersuchungen ein Bedürfnis zur 
Ermächtigung „weiterer ärztlich geleiteter Einrich- 
tungen" zeigen sollte. 

65 . Qualitative Kriterien für den Kreis der teilneh- 
menden Ärzte legen die Kinder- und Krebsfrüh- 
erkennungsriditlinien fest. Die entsprechenden Be- 
stimmungen lauten gleichermaßen: 

„Untersuchungen nach diesen Richtlinien sollen 
diejenigen Ärzte durchführen, welche die vorge- 
sehenen Leistungen aufgrund ihrer Kenntnisse 
und Erfahrungen erbringen können, nach der ärzt- 
lichen Berufsordnung dazu berechtigt sind und 
über die erforderlichen Einrichtungen verfügen". 


Auch diese Bestimmungen sind unter dem Gesichts- 
punkt einer möglichst breiten Äusschöpfung des 
Potentials der zur Verfügung stehenden Ärzte zu 
sehen. Sie verdeutlichen auch den Grundsatz, alle 
Ärzte, also nicht nur Fachärzte, in die Untersu- 
chungsdurchführung einzubeziehen. 

c) Erfahrungen mit der Teilnahme von Ärzten und Ein- 
richtungen an der Durchführung der Früherkennungs- 
untersuchungen 

66. Nach übereinstimmenden Berichten sind die 
Früherkennungsmaßnahmen im allgemeinen rei- 
bungslos sichergestellt worden. Daher findet die 
Folgerung eine Stütze, daß zumindest bei der bisher 
erreichten Inanspruchnahmehäufigkeit genügend 
Ärzte und — soweit erforderlich — genügend ärzt- 
lich geleitete Einrichtungen zur Verfügung stehen, 
um die Krankheitsfrüherkennungsuntersuchungen 
befriedigend durchzuführen. Nach Feststellung des 
Bundesverbandes der Betriebskrankenkassen ist 
allerdings die Beteiligung für die versidierte Bevöl- 
kerung in manchen ländlichen Gebieten durch die 
langen Anfahrtswege zu den dort niedergelassenen 
Ärzten erschwert worden. 

67 . Um die Durchführung der Früherkenungsmaß- 
nahmen ausreichend sicherzustellen, haben die Kas- 
senärztlichen Vereinigungen auch von der durch die 
Verträge eingeräumten Möglichkeit der Ermächti- 
gung von Nicht-Kassenärzten Gebrauch gemacht 
(vgl. Tz. 63). Nach der von der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung dargestellten Praxis der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen ist es üblich, Nicht-Kassen- 
ärzte auf ihren Antrag hin zu ermächtigen, wenn sie 
die den Richtlinien entsprechenden Voraussetzungen 
erfüllen. Es hat sich dabei nach den Erfahrungen der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung herausgestellt, 
daß „in einigen Bereichen nur wenige Vertrauens- 
ärzte, Amtsärzte und Werksärzte Interesse an der 
Durchführung der Früherkennungsuntersuchungen 
gezeigt haben". 

68. Um einen durch statistisches Material gesicher- 
ten Überblick über den Umfang der Teilnahme von 
Ärzten an der Durchführung der Früherkennungs- 
maßnahmen zu gewinnen, hat der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung durch die Kassenärzt- 
liche Bundesvereinigung nach einem bestimmten 
Schema verlaufende Erhebungen vornehmen lassen. 
Wegen der damit verbundenen umfangreichen Ar- 
beiten waren allerdings bei der Kürze der zur Ver- 
fügung stehenden Zeit detaillierte Analysen nicht 
möglich. 

Die Tabellen 2 bis 4 sind auf der Grundlage ent- 
sprechender Unterlagen, die von der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung übermittelt wurden, er- 
stellt. 

Tabelle 2 soll annäherungsweise den Anteil der an 
den Früherkennungsmaßnahmen tatsächlich teilneh- 
menden Kassenärzte — aufgeteilt in die nach dem 
Berufsrecht hauptsächlich für die jeweiligen Unter- 
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suchungen in Frage kommenden Arztgruppen — im 
Vergleich zur jeweiligen Gesamtzahl der an der 
kassenärztlichen Versorgung allgemein teilnehmen- 
den Kassenärzte (der entsprechenden Arztgruppen) 
aufzeigen. Die Aussagekraft der Tabelle ist — neben 
Erhebungsfehlern, die in den Quoten über 100 v. H. 
zum Ausdruck kommen — vor allem durch zwei 
Unsicherheitsfaktoren eingeschränkt, die auf Eigen- 
arten der rechtlichen Teilnahmevoraussetzung und 
der durch die freie Arztwahl bestimmten Inanspruch- 
nahmeweise zurückzuführen sind. Entsprechend den 
Richtlinien sollen „diejenigen Ärzte" die Untersu- 


chungen durchführen, „welche die vorgesehenen Lei- 
stungen aufgrund ihrer Kenntnisse und Erfahrungen 
erbringen können, nach der ärztlichen Berufsordnung 
dazu berechtigt sind und über die erforderlichen 
Einrichtungen verfügen"; da sich mithin die Teil- 
nahmeberechtigung auch nach bestimmten subjek- 
tiven Kriterien richtet, ist anzunehmen, daß sich die 
Gesamtzahl der Kassenärzte nicht mit der Zahl der 
insoweit auch für Früherkennungsuntersuchungen 
berechtigten Kassenärzte völlig deckt. Die hier auf- 
geführten Arztgruppen sind jedoch allgemein nach 
der Berufsordnung zur Durchführung der jeweiligen 


Tabelle 2 


Gesamtzahl der Früherkennungsuntersuchungen abrechnenden Kassenärzte im 
Verhältnis zur Gesamtzahl der allgemein an der kassenärztlichen Versorgung 
teilnehmenden Kassenärzte (zugelassenen Ärzte) 

Tabellenteil a): Krankheitsfrüherkennung — Kinder 
Zeitraum: 1. Vierteljahr 1972 








Ärzte 

für 






Bereich 

Allgemeinmedizin 

Kinderkrankheiten 

Gynäkologie 

Innere Medizin 

der Kassenärztlichen 
Vereinigung 

absolut 


absolut 


absolut 


absolut 


abrech- | 
neiKlc 
Ärzte j 

zuge- 

lassene 

Ärzte 

V. H. 

ab rech- 
nende 
Ärzte 

ZU ge- 
lassene 
Ärzte 

V. H. 

abrech- 

nende 

Ärzte 

I zuge- 
lassene 

1 Ärzte 

V. H. 

abrech- 
nendc 
Arzte 1 

zuge- 

lassene 

Ärzte 

V. H. 

Bayern 

2 708 

4 871 

55,59 

307 

321 

95,64 

247 

447 

55,26 

79 

936 

8,44 

Berlin 

108 

955 

11,31 

93 

96 

96,88 

1 

145 

0,69 

11 

341 

3,23 

Bremen 

110 

255 

43,14 

34 

35 

97,14 

5 

46 

10,87 

1 

91 

1,10 

Hamburg 

231 

865 

26,71 

97 

97 

100,00 

13 

121 

10,74 

1 

174 

0,57 

Hessen 

1 302 

2 292 

56,81 

162 

169 

95,86 

132 

262 

50,38 

27 

502 

5,38 

Koblenz 

338 

558 

60,57 

26 

24 

108,33 

34 

46 

73,91 

9 

93 

9,68 

Niedersachsen 

1 658 

3 048 

54,40 

193 

181 

106,63 

134 

279 

48,03 

40 

543 

7,37 

Nordbaden 

413 

803 

51,43 

93 

87 

106,90 

23 

108 

21,30 

11 

200 

5,50 

Nordrhein 

962 

3 273 

29,39 

376 

368 

102,17 

101 

467 

21,63 

27 

942 

2,87 

Nord-Württemberg 

806 

1 356 

59,44 

133 

133 

100,00 

83 

160 

51,88 

27 

319 

8,46 

Pfalz 

289 

558 

51,79 

37 

38 

97,37 

18 

59 

30,51 

17 

108 

15,74 

Rheinhessen 

78 

215 

36,28 

21 

23 

91,30 

7 

16 

43,75 

1 

45 

2,22 

Saarland 

146 

350 

41,71 

42 

42 

100,00 

1 21 

1 

35 

60,00 

3 

73 ; 

4,11 

Schleswig-Holstein 

678 

1 080 

62,78 

75 

80 

93,75 

! 46 

1 

109 

42,20 

2 

206 ' 

0,97 

Südbaden 

537 

899 

59,73 

62 

64 

96,88 

1 35 

77 

45,45 

13 

174 

7,47 

Süd-Württemberg- 
Hohenzollern 

505 

735 

68,71 

42 

j 

44 

95,45 

29 

1 

53 

1 

! 54,72 

12 

115 

10,43 

1 

Trier 

84 

161 

52,17 

12 

12 ^ 

100,00 

! 

9 

20 

\ 45,00 

2 

33 

6,06 1 

Westfalen-Lippe .... 

1 244 

2818 

^ 44,14 

1 

238 

1 

241 

98,76 

' 110 

i 

272 

40,44 

69 

605 

11,40 

Bundesgebiet 

1 12 197 

25 092 

1 — 

!2 043 

2 055 

— 

1 048 

2 722 

— 

352 

5 500 

— 

Bundesdurchschnitt 

— 

— 

s 

CO 

— 

— 

1 99,42 

1 

i — 

1 

— 

38,50 

— 


6,40 
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noch Tabelle 2 


noch Gesamtzahl der Früherkennungsuntersuchungen abrechnenden Kassen- 
ärzte im Verhältnis zur Gesamtzahl der allgemein an der kassenärzt- 
Mchen Versorgung teilnehmenden Kassenärzte (zugelassenen Ärzte) 

Tabellenteil b) : Krebsfrüherkennung — Frauen 
Zeitraum: 1. Vierteljahr 1972 


Bereich der Kassenärzt- 
lichen Vereinigung 

Arzte für 

Allgemeinmedizin 

Gynäkologie 

Chirurgie 

absolut 

V. H. 

absolut 

V. H. 

absolut 

V. H. 

abrechnende 

zugelassene 

abredi- 

ncnde 

zuge- 

lassene 

abredi- 

nende 

zuge- 

lassene 

Bayern 

2 713 

4 

871 

55,70 

428 

447 

95,75 

48 

253 

18,97 

Berlin 

352 


955 

36,86 

137 

145 

94,48 

48 

91 

52,75 

Bremen 

109 


255 

42,75 

45 

46 

97,83 

4 

18 

22,22 

Hamburg 

306 


865 

35,38 

118 

121 

97,52 

9 

49 

18,37 

Hessen 

845 

2 

292 

36,87 

260 

262 

99,24 

13 

144 

9,03 

Koblenz 

235 


558 

42,11 

44 

46 

95,65 

10 

39 

25,64 

Niedersachsen 

1 512 

3 

048 

49,61 

310 

279 

111,11 

21 

182 

11,54 

Nordbaden 

241 


803 

30,01 

120 

108 

111,11 

1 

49 

2,04 

Nordrhein 

980 

3 

273 

29,94 

462 

467 

98,93 

11 

173 

6,36 

Nord-Württemberg 

560 

1 

356 

41,30 

161 

160 

100,63 

5 

80 

6,25 

Pfalz 

172 


558 

30,82 

57 

59 

96,61 

3 

32 

9,38 

Rheinhessen 

62 


215 

28,84 

18 

16 

112,50 

— 

7 

0 

Saarland 

216 


350 

61,71 

35 

35 

100,00 

— 

8 

0 

Schleswig-Holstein 

536 

1 

080 

49,63 

105 

109 

96,33 

5 

55 

9,09 

Südbaden 

304 


899 ^ 

33,82 

74 

77 

96,10 

2 

29 

6,90 

Süd-Württemberg- 



j 








Hohenzollern 

362 


735 

49,25 

50 

53 

94,34 

7 

25 

28,00 

Trier 

75 


161 

46,58 

20 

20 

100,00 

4 

8 

50,00 

Westfalen-Lippe .... 

781 

2 

818 

27,71 

287 

272 

105,51 

9 

113 

7,96 

Bundesgebiet 

Bundesdurchschnitt 

10 361 

25 092 

41,29 

2 731 

2 722 

100,33 

200 

1 355 

14,76 
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noch Tabelle 2 


noch Gesamtzahl der Früherkennungsuntersuchungen abrechnenden Kassen- 
ärzte im Verhältnis zur Gesamtzahl der allgemein an der kassenärzt- 
Mchen Versorgung teilnehmenden Kassenärzte (zugelastsenen Ärzte) 

Tabellenteil c): Krebsfrüherkennung — Männer 
Zeitraum: 1. Vierteljahr 1972 


Bereich der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung 

Arzte für 

Allgemeinmedizin 

Chirurgie 

absolut 

V. H. 

absolut 

V. H, 

abrechnende [ 

Eugelassene 

abrechnende | zugelassene 

Bayern 

3 286 

4 

871 

67,46 

153 

253 

60,47 

Berlin 

556 


955 

58,22 

70 

91 

76,92 

Bremen 

189 


255 

74,12 

14 

18 

77,77 

Hamburg 

537 


865 

62,08 

37 

49 

75,51 

Hessen 

1 498 

2 

292 

65,36 

47 

144 

32,64 

Koblenz 

364 


558 

65,23 

22 

39 

56,41 

Niedersachsen 

2 064 

3 

048 

67,72 

145 

182 

79,67 

Nordbaden 

633 


803 

78,83 

42 

49 

85,71 

Nordrhein 

1 887 

3 

273 

57,65 

97 

173 

56,07 

Nord-Württemberg ' 

1 071 

1 

356 

78,98 

44 

80 

55,00 

Pfalz i 

343 


558 

61,47 

16 

32 

50,00 

Rheinhessen 

118 


215 

54,88 

7 

7 

100,00 

Saarland 

287 


350 

82,00 

3 

8 

37,50 

Schleswig -Hol stein 

779 

1 

080 1 

72,13 

40 

55 

72,72 

Südbaden 

545 


899 ' 

60,62 

20 

29 

68,97 

Süd-Württemberg-Hohenzollem . . 

508 


735 

69,12 

11 

25 

44,00 

Trier 

103 


161 

63,98 

7 

8 

87,50 

Westfalen-Lippe 

1 628 

2 

818 

57,77 

64 

113 

56,64 

Bundesgebiet 

Bundesdurchschnitt 

16 396 

25 092 

65,34 

839 

1 355 

61,92 
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noch Tabelle 2 


Arzte für 


Dermatologie 1 

Innere Medizin | 

Urologie 

absolut 

V. H. 

absolut 1 

V. H. 

absolut 

v.H. 

abredinende [ zugelassene 

abredinende 

1 zugelassene | 

abredinende | zugelassene 

83 

202 

4 h 09 

670 

936 

71,58 

90 

101 

89,11 

40 

60 

66 ß 7 

226 

341 

66,28 

32 

32 

100,00 

15 

28 

53,57 

69 

91 

75,82 

12 

11 

109,09 

33 

71 

46,48 

137 

174 

78,74 

35 

36 

97,22 

35 

127 

27,56 

211 

502 

42,03 

64 

61 

104,92 

8 

18 

44,44 

72 

93 

77,42 

10 

11 

90,90 

50 

129 

38,76 

440 

543 

81,03 

56 

47 

119,15 

28 

48 

58,33 

186 

200 

93,00 

25 

21 

119,05 

95 

246 

38,62 

691 

942 

73,35 

84 

87 

96,55 

37 

74 

50,00 

293 

319 

91,85 

30 

36 

83,33 

17 

29 

58,62 

75 

108 

69,44 

10 

10 

100,00 

6 

19 

31,58 

29 

45 

64,44 

5 

5 

100,00 

6 

19 

31,58 

65 

73 

89,04 

6 

6 

100,00 

20 

48 

41,67 

176 

206 

85,44 

14 

17 

82,35 

19 

40 

47,50 

122 

174 

70,11 

13 

12 

108,33 

10 

31 

32,26 

94 

115 

81,74 

12 

11 

; 109,09 

3 

5 

60,00 

19 

33 

57,58 

2 

2 

1 100,00 

41 

145 

28,28 

433 

605 

71,58 

56 

56 

100,0 

546 

1 339 

40,78 

4 008 

5 500 

72,87 

556 

562 

98,93 
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Maßnahmen berechtigt. Zum anderen ist mit der 
Zahl der tatsächlich abrechnenden Kassenärzte allen- 
falls nur ein Näherungswert für die Zahl der be- 
rechtigterweise zur Verfügung stehenden Kassen- 
ärzte gewonnen; denn mittels der abgerechneten 
Berechtigungsscheine kann nur die Zahl der von den 
Versicherten tatsächlich in Anspruch genommenen 
Ärzte ermittelt werden. 


69 . Tabelle 3 soll einen Überblick über die durch- 
schnittliche Belastung der die Früherkennungsunter- 
suchungen durchführenden Allgemeinärzte und 
hauptbeteiligten Facharztgruppen, soweit es sich um 
Kassenärzte handelt (wegen ermächtigter Ärzte vgl. 
Tabelle 4) vermitteln. Die Erhebung basiert auf den 
Zahlen der abgerechneten Berechtigungsscheine für 
die jeweiligen Untersuchungen. Unter Berücksichti- 


Tabelle 3 


Zahl der Berechtigungsscheine im Durchschnitt je Kassenarzt 

Zeitraum: 1. Vierteljahr 1972 


Bereich der Kassenärztlichen Vereinigung 

Krebs-Früherkennung 

Frauen 

Allgemein- 

medizin 

Gynäkologie 

Chirurgie 

Bayern 

20 

302 

7 

Berlin 

22 

235 

16 

Bremen 

27 

406 

4 

Hamburg . . . 

18,1 

253,8 

5,2 


Hessen 

15,8 

391,9 

5,5 

Koblenz 

19 

275 

15 

Niedersachsen 

19 

287 

11 

Nordbaden 

14 

242 

9 

Nordrhein 

19 

238 

11 

Nord-Württemberg 

22 

279 

7 

Pfalz 

21 

296 

27 

Rheinhessen 

16 

395 


Saarland 

18 

189 

— 

Schleswig-Holstein 

16,4 

229,8 

18,2 

Südbaden 

18 

249 

5 

Süd-Württemberg-Hohenzollern 

23 

394 

10 

Trier 

20,2 

179,1 

4,5 

Westfalen-Lippe 

47 

464 

32 


20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/454 


gung von Erhebungsfehlern läßt sich der Tabelle für 
zwei Untersuchungsprogramme (Krebsfrüherken- 
nung bei Frauen, Kinderuntersuchungen) zumindest 
als Tendenz entnehmen, daß die Versicherten im 
Verhältnis ihrer durchschnittlichen Aufteilung auf 
alle zur Verfügung stehenden Kassenärzte aller 
Arztgruppen in relativ größerem Ausmaß die vom 


Tätigkeitsfeld her einschlägig berührten Fachärzte 
in Anspruch genommen haben und zwar bei Krebs- 
früherkennungsuntersuchungen für Frauen die 
Gynäkologen, bei Kinderuntersuchungen die Kinder- 
ärzte. Bei Krebsfrüherkennungsuntersuchungen für 
Männer scheint eine solche Tendenz in bezug auf 
die Facharztgruppe der Urologen zu bestehen. 


Tabelle 3 


Krebs-Früherkennung 

Krankheitsfrüherkennung 

Männer 

Kinder 

Allgemein- 

medizin 

Chirurgie 

Dermato- 

logie 

Innere 

Medizin 

, 

Urologie 

1 Allgemein- 
medizin 

Kinder- 

krank- 

heiten 

Gynä- 

kologie 

Innere 

Medizin 


7 

6 

7 

11 

54 

22 

150 

46 

5 

9 

8 

6 

12 

64 

45 

82 

58 

2 1 

22 

13 

9 

28 

77 

5 

147 

41 

2 

8,6 

7,5 

6,2 

14,7 

58,9 

4,6 

90 

13,4 

5 

7,1 

10,5 

7,4 

16,6 

41,1 

9,0 

155,5 

55,2 

4,4 

8 

6 

2 

9 

77 

12 

178 

83 

3 ! 

11 

6 

4 

16 

56 

11 

167 

102 

5 ! 

7 

6 

7 

11 

46 

8 

126 

61 

4 

8 

7 

6 

13 

57 

7 

127 

87 

4 

8 

5 

4 

12 

35 

11 

143 

60 


12 

6 

9 

17 

91 

84 

202 

44 

3 

9 

7 

11 

13 

66 

7 

123 

35 

7 

7 

4 

4 

10 

43 

5 

124 

54 

1 i 

7,1 

5,8 

3,4 

12,5 

41,6 

9,2 

132,2 

42,2 

4 

7 

8 

5 

9 

30 

15 

115 

108 

5 

7 

8 

2 

9 

40 

12 

162 

101 

6 

6,3 

4,6 

2,7 

9,6 

23 

9,9 

125,8 

75,9 

3 

20 

16 

9 

31 

89 

21 

320 

189 

10 
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70 . Für die beiden Untersuchungsprogramme 
Krebsfrüherkennung bei Frauen und Kinderunter- 
suchungen läßt sich die erwähnte Tendenz für das 
hier maßgebliche Quartal zusätzlich durch Auswer- 
tung von Statistiken belegen, die auf die Verteilung 
der Ärzte nach der Zahl der je Arzt durchschnittlich 
abgerechneten Berechtigungsscheine in Größenklas- 
sen abstellen: während hier durchweg bei den 
Krebsfrüherkennungsuntersuchungen bei Frauen die 
weit überwiegende Zahl der teilnehmenden Allge- 
meinärzte in den Größenklassen 1 bis 20 und 21 bis 


50 Berechtigungsscheine je Arzt liegt, ist die über- 
wiegende Zahl der Gynäkologen in die Größenklasse 
„151 und mehr" abgerechnete Berechtigungsscheine 
je Arzt einzuordnen. Dies gilt in ähnlicher Weise, 
wenn auch in relativ geringerem Abstand, von All- 
gemeinärzten und Kinderärzten bei den Kinder- 
untersuchungen. 

71 . Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Teil- 
nahme von ermächtigten Ärzten (vgl. Tz. 63). 


Tabelle 4 


Zahl der abredinenden ermächtigten Ärzte und 
Zahl der Berechtigungsscheine je ermächtigtem Arzt 

Zeitraum: 1. Vierteljahr 1972 


Bereich der Kassenärztlidien 
Vereinigung 

Krebs-Früherkennung 

Krankheits- 

früherkennung 

Frauen 

Männer 

Kinder 


abrechnende Behandlungs- 

Ärzte 

je Arzt 

abrechnende 

Ärzte 

Behandlungs- 
scheine 
je Arzt 

abrechnende 

Arzte 

Behandlungs- 
sdieine 
je Arzt 

Bayern 

11 

1 147 (?) 

14 

16 

97 

98 

Berlin 

23 

179 

13 

51 

79 

88 

Bremen 

4 

184 

3 

16 

36 

110 

Hamburg 

11 

99,6 

9 

6,1 

76 

102,5 

Hessen 

24 

180,2 

22 

15 ' 

94 

90,4 

Koblenz 

1 

24 

39 

6 , 

14 

34 

Niedersachsen 

22 

150 

17 

6 

138 

89 

Nordbaden 

17 

27 

74 

2 

31 

35 

Nordrhein 

35 

170 

29 

47 

254 

72 

Nord-Württemberg 

5 

134 

13 

9 

5 

87 

Pfalz 

— 

— 

12 

27 

8 

134 

Rheinhessen 

— 

— 

— 

— 

1 — 

— 

Saarland 

3 

130 

4 

15 

30 

21 

Schleswig-Holstein 

12 

187,7 

8 

6 

53 

98,9 

Südbaden 

1 

41 

2 

1 

11 

71 

Süd-Württemberg-Hohenzollern . . 

1 

29 

— 

— 

— 

— 

Trier 

3 

10,3 

— 

— 

2 

4 

Westfalen-Lippe 

55 

839 (?) 

35 

27 

203 

248 

Bundesgebiet 

228 

— 

294 

— 

1 131 

— 
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72 , Neben der allgemeinen Ermächtigung der 
Krankenhausärzte zur Durchführung der Kinder- 
Untersuchungen im Krankenhaus und der besonde- 
ren Ermächtigung von Ärzten im Rahmen der übri- 
gen Früherkennungsuntersuchungen ist auch von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht worden, ärztlich ge- 
leitete Einrichtungen zur Teilnahme an solchen Lei- 
stungen zu ermächtigen. Dies ist nach Mitteilung des 
Bundesverbandes der Ortskrankenkassen bei eini- 
gen Kassenärztlichen Vereinigungen der Fall ge- 
wesen, „wenn allein dadurch ein Mangel an qualifi- 
zierten Ärzten beseitigt werden konnte". Nach einer 
Mitteilung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
sind für zytologische Untersuchungen, wo die Be- 
teiligung von Einrichtungen eine besondere Rolle 
spielt, im Bundesgebiet 18 zytologische Institute 
ermächtigt. 

Wie sich einem Bericht des Senators für Gesundheit 
und Umweltschutz, Berlin, entnehmen läßt, ist es 
in Berlin zu Meinungsverschiedenheiten mit der 
dortigen Kassenärztlichen Vereinigung über die 
Notwendigkeit der Teilnahme von Einrichtungen 
(Einrichtungen der Säuglings- und Kleinkinderfür- 
sorge der Gesundheitsämter, kommunaler und frei- 
gemeinnütziger Krebsvorsorge-Untersuchungsstel- 
len, Zyto-Laboratorien der Gesundheitsämter) ge- 
kommen. Auf Grund seiner Erfahrungen hält der 
Senator in diesem Bereich die mit der Entschließung 
des Bundesrates verbundenen Erwartungen (vgl. 
Tz. 62) nicht für erfüllt und schlägt, um ihnen wirk- 
samer Geltung zu verschaffen, eine Gesetzesände- 
rung vor. 

73 . Zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Kas- 
senärztlichen Vereinigungen, Krankenkassen und 
Krankenhäusern ist es bei der Durchführung der 
Kinder-Untersuchungen Nr. 1 und Nr. 2 gekommen, 
soweit der Bundesmantelvertrag-Ärzte dafür eine 
generelle Ermächtigung bestimmter Krankenhaus- 
ärzte zur Teilnahme an der kassenärztlichen Ver- 
sorgung vorgesehen hat (vgl. Tz. 63). 

Nach Mitteilung der Kassenärztlichen Bundesver- 
einigung haben einzelne Krankenhausträger den an- 
gestellten Krankenhausärzten die Durchführung die- 
ser Kinder-Untersuchungen als Nebentätigkeit und 
die Abrechnung mit der Kassenärztlichen Vereini- 
gung verweigert; diese Krankenhausträger haben 
vielmehr unmittelbar mit einzelnen Krankenkassen- 
verbänden Verträge abgeschlossen, nach denen die 
genannten Untersuchungen als Bestandteil der 
stationären Versorgung zu gelten haben und über 
den Pflegesatz vergütet werden sollten. Während 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung eine solche 
Verfahrensweise, insbesondere die Vertragsab- 
schlüsse einzelner Krankenkassen mit Krankenhäu- 
sern, für mit dem Gesetz, das die Durchführung der 
Früherkennungsuntersuchungen als Sicherstellungs- 
auftrag der Kassenärztlichen Vereinigungen aus- 
weist, unvereinbar hält, vertritt die Deutsche Kran- 
kenhausgesellschaft die Meinung, daß bei allen Früh- 
erkennungsmaßnahmen bei Säuglingen die Kranken- 
häuser die beiden in Frage stehenden Untersuchun- 
gen als stationäre Leistungen erbringen. Es wird 
darauf hingewiesen, daß dies „in der Regel seit 


längerer Zeit" und „nicht erst seit Änderung der 
Reichsversicherungsordnung" geschehe; dagegen 
dürfte allerdings sprechen, daß Kinder-Untersudiun- 
gen mit den durch die Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte und Krankenkassen bestimmten 
Untersuchungsabläufen im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung erst seit Einführung der Früh- 
erkennungsmaßnahmen mit dem 2. KVÄG durchge- 
führt werden können. 

Die unterschiedlichen Standpunkte haben zu Rechts- 
streitigkeiten vor den Sozialgerichten geführt. Zum 
Berichtszeitpunkt waren zwei — noch nicht rechts- 
kräftige — Urteile ergangen, die den Standpunkt 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung bestätigt 
haben. 

Schwierigkeiten für die Versorgung der Versicherten 
haben die Meinungsverschiedenheiten nach den vor- 
liegenden Berichten nicht zur Folge gehabt. Eine 
negative Auswirkung könnte sich jedoch für die 
statistische Erfassung und Auswertung der Kinder- 
Untersuchungen ergeben haben; denn soweit die 
Beteiligten die Auffassung vertreten haben, daß die 
entsprechenden Leistungen nicht zur kassenärzt- 
lichen Versorgung gehören, dürften sie die als Äb- 
rechnungs- und Dokumentationsunterlage dienenden 
Untersuchungsblätter häufig nicht den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen zugeleitet haben, die nach dem 
Gesetz die anfallenden Ergebnisse zu sammeln und 
auszuwerten haben. 

d) Organisatorische Einzeiaspekte der Durchführung 

Organisatorische Vorkehrungen zur Durchführung 
der Maßnahmen seitens der Kassenärztlichen 
Vereinigungen und Krankenkassen 

74 , Bereits vor Inkrafttreten der gesetzlichen Neu- 
regelung haben dem Bericht der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung zufolge die Kassenärztlichen 
Vereinigungen Vorbereitungen zur Durchführung 
der Maßnahmen getroffen. Nach Veröffentlichung 
der Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte 
und Krankenkassen wurden die Ärzte durch Merk- 
blätter, Rundschreiben sowie in besonderen Fortbil- 
dungsveranstaltungen über die einzelnen Krank- 
heitsfrüherkennungsprogramme unterrichtet. Außer- 
dem wurden organisatorische Anregungen den 
Ärzten vermittelt (z. B. über die Einrichtung von 
Sondersprechstunden). Wie die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung anmerkt, mußten die notwendi- 
gen Vorbereitungsarbeiten in kürzester Zeit bewäl- 
tigt werden (zwischen April und Juli 1972), was viel- 
fach zu zusätzlichem Personalaufwand geführt hat. 
Ferner war es notwendig, die Datenverarbeitungs- 
anlagen zu erweitern und erhebliche Programmier- 
arbeiten durchzuführen. 

75 , Zu Beginn der Durchführung der Früherken- 
nungsmaßnahmen ist allerdings nach Berichten des 
Bundesverbandes der Betriebskrankenkassen „vie- 
lerorts" dadurch ein reibungsloser Verlauf er- 
schwert worden, daß der Kreis der Ärzte, die sich an 
den Früherkennungsuntersuchungen beteiligen .woll- 
ten, nicht rechtzeitig bekanntgegeben war. Solche 


23 



Drucksache 7/454 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Schwierigkeiten sind jedoch bis Ende 1971 behoben 
worden. Ebenfalls überwunden sind vereinzelt auf- 
getretene technische Anlaufschwierigkeiten, die da- 
durch entstanden waren, daß die für die Durch- 
führung der Maßnahmen erforderlichen Formulare 
von den mit ihrer Herstellung betrauten Druckereien 
angesichts der Kürze der Zeit nicht rechtzeitig fertig- 
gestellt werden konnten. 

76 . Hinsichtlich organisatorischer Vorkehrungen 
der Krankenkassen zur Aufklärung der Versicherten 
über die Inanspruchnahme der Früherkennungs- 
untersuchungen wird auf Abschnitt I dieses Berichts- 
teils (Tz. 43 ff.) verwiesen. 

Organisatorische Maßnahmen 
seitens der einzelnen Ärzte 

77 . Nach Mitteilung der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung waren die Arzte unter Ausnutzung der 
Empfehlungen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
bestrebt, sich organisatorisch auf die neuen Leistun- 
gen einzustellen. Dies lasse die Folgerung zu, daß 
sich die Individualpraxis gegenüber den neuen An- 
forderungen als umstellungsfähig und flexibel er- 
wiesen habe. Dabei habe sich auch gezeigt, daß eine 
Umstellung individuell je nach vorgegebener orga- 
nisatorischer Struktur und nach Art und Umfang 
der Klientel zu erfolgen hatte. Der Bundesverband 
der Betriebskrankenkassen bemängelte jedoch, daß 
den Versicherten seitens der Ärzte nur teilweise die 
Möglichkeit geboten worden sei, während Sonder- 
sprechstunden, also außerhalb der allgemeinen 
Sprechstunden, die Untersuchungen durchführen zu 
lassen; bei Durchführung der Untersuchungen im 
Rahmen der allgemeinen Sprechstunden müßten 
nämlich die langen Wartezeiten, das „psychologisch 
nicht zuträgliche Nebeneinander von Kranken und 
Gesunden" in Wartezimmern und die Benachteili- 
gung der Berufstätigen als negativ empfunden wer- 
den. Auch der Bundesverband der Ortskrankenkas- 
sen stellte für seinen Bereich fest, daß von der Mög- 
lichkeit der Sondersprechstunden sehr wenig Ge- 
brauch gemacht worden sei. Bewährt hat sich nach 
Meinung des Bundesverbandes der Betriebskranken- 
kassen die Bestellung von Versicherten zu bestimm- 
ten Untersuchungsterminen; es sei möglich, die In- 
anspruchnahme der Früherkennungsmaßnahmen sei- 
tens der Versicherten zu steigern, wenn solche Ter- 
minabsprachen allgemein üblich würden. 

e) Aspekte der zeitlichen Abwicklung der Früherkennungs- 
maßnahmen 


Arbeit und Sozialordnung die Beteiligten gebeten, 
zumindest entsprechende Schätzungen mitzuteilen. 


79 . Auf der Grundlage solcher Schätzungen ergibt 
sich nach den Mitteilungen der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung hinsichtlich des Zeitaufwands für 
die rein ärztlichen Leistungen bei einer Früherken- 
nungsuntersuchung folgendes Bild, das auf Einzelbe- 
fragung von Ärzten durch Kassenärztliche Vereini- 
gungen zurückgeht: 

Krebsfrüherkennungsuntersuchung bei Männern: 

10 bis 15 Minuten 

Krebsfrüherkennungsuntersuchung bei Frauen: 

10 bis 15 Minuten 


Früherkennungsuntersuchungen bei Kindern: 
Untersuchung Nr. 1 bis 10 Minuten 

Untersuchung Nr. 2, 3 15 bis 20 Minuten 

Untersuchung Nr. 4, 5, 6 20 Minuten 

Untersuchung Nr. 7 25 Minuten. 


Bei diesen Zeitangaben ist dem durch den vorge- 
schriebenen Untersuchungsablauf bei Früherken- 
nungsuntersuchungen bestimmten Umstand Rech- 
nung getragen, daß der Untersuchende nicht nur 
eine körperliche Untersuchung, sondern auch ent- 
sprechend den Untersuchungsanleitungen eine 
anamnestische Befragung und eine die Untersuchung 
abschließende gesprächsweise Beratung vorzuneh- 
men hat. Letztere hat naturgemäß bei den Kinder- 
untersuchungen größere Bedeutung und vermag 
nach Meinung der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gung den verhältnismäßig großen Zeitaufwand, ins- 
besondere der letzten Kinderuntersuchungen im 
4. Lebensjahr (Nr. 7) zu erklären, bei der die wei- 
tere Entwicklung des Kindes erörtert werden muß. 

Ferner muß bei der Beurteilung solcher Zeitangaben 
berücksichtigt werden, daß der Zeitaufwand auch 
durch außerhalb der Untersuchung selbst liegende 
Faktoren, wie z. B. ihrer Durchführung im Zusam- 
menhang mit kurativen Maßnahmen oder in Sonder- 
sprechstunden, dem Organisationsgrad der Praxis, 
mitbestimmt wird. 


80 . Auf mangels genauer statistischer Angaben 
nur möglichen Schätzungen beruhen ebenfalls die 
Angaben zum durchschnittlichen Anteil der Früh- 
erkennungsuntersuchungen an der kassenärztlichen 
Gesamttätigkeit der die Untersuchungen durchfüh- 
renden Ärzte. Insoweit wird folgendes angegeben: 


78 . Für die Frage der Belastung der ärztlichen 
Versorgung bedeutsam sind Angaben über den 
durchschnittlichen Zeitaufwand einer Früherken- 
nungsuntersuchung, den durchschnittlichen Anteil 
der Früherkennungsuntersuchungen in zeitlicher 
Hinsicht an der ärztlichen Gesamttätigkeit und die 
Durchschnittswartezeit der Versicherten vor der Un- 
tersuchung. Da nach exakten Methoden gewonnene 
Werte nicht Vorgelegen haben, in der Kürze der für 
den Bericht zur Verfügung stehenden Zeit aber auch 
nicht zu erheben waren, hat der Bundesminister für 


bei praktischen Ärzten: 
bei Gynäkologen: 
in Stadtgebieten: 
bei Kinderärzten: 


5 bis 10 V. H. 
bis zu 15 V. H. 
25 bis 30 V. H. 
20 bis 30 V. H. 


81 , Bei der Frage nach der durchschnittlichen 
Wartezeit des Versicherten vor der Untersuchung ist 
zu unterscheiden zwischen der Aufenthaltsdauer im 
Wartezimmer des Arztes und einer Wartezeit für 
vereinbarte Untersuchungstermine bei Bestellpraxis. 
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Die Kassenärztliche Bundesvereinigung hat als 
durchschnittliche Wartezeit im ersten Fall 30 Minu- 
ten angegeben. Bei Voranmeldung soll die Zeit von 
der Anmeldung bis zur Untersuchung zwischen 
einem Tag und 2 Wochen schwanken. Demgegenüber 
teilt der Bundesverband der Betriebskrankenkassen 
zu letzterem als Erfahrung eine „häufig zu lange" 
Wartezeit von 6 Wochen, 3 Monaten, 4 Monaten 
oder bis zu 6 Monaten mitgeteilt, was zu einer „ge- 
wissen Verdrossenheit" bei den Versicherten ge- 
führt habe mit möglicherweise negativer Auswir- 
kung auf die Inanspruchnahme solcher Untersuchun- 
gen. 

82 . Als ein psychologisch bedeutsames Element bei 
der Durchführung der Früherkennungsuntersuchun- 
gen wird vielfach auch der Zeitraum angesehen, in 
dem den untersuchten Versicherten der Untersu- 
chungsbefund mitgeteilt werden kann. Dies ist ver- 
schieden nach der Art der Untersuchungen und ist 
durch die medizinisch-technischen Möglichkeiten mit- 
bestimmt. Im einzelnen läßt sich dazu aufgrund von 
Angaben der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
folgendes feststellen: 

1. Bei der Kinderuntersuchung liegt der Befund am 
Ende der Untersuchung vor und wird sofort mit- 
geteilt. 

2. Bei der Untersuchung der Männer erfolgt die 
Mitteilung über den Gesamtbefund, wenn das 
Ergebnis der Urinuntersuchung vorliegt. Dies 
kann noch im zeitlichen Zusammenhang mit der 
Organ-Untersuchung erfolgen oder nach wenigen 
Tagen. Jedenfalls ergibt sich hier für den unter- 
suchenden Arzt die Möglichkeit der sofortigen 
oder unverzüglichen Mitteilung über den Organ- 
befund. 

3. Bei der Untersuchung der Frauen ist die end- 
gültige Mitteilung über den Befund abhängig 
von dem Ergebnis der zytologischen Untersu- 
chung. Wenn der untersuchende Arzt die zytolo- 
gische Untersuchung selbst durchführt, kann mit 
etwa 2 bis 3 Tagen gerechnet werden. Wird je- 
doch die zytologische Untersuchung durch ein 
Labor vorgenommen und ist somit die Versen- 
dung des Materials erforderlich, wird überwie- 
gend ein Zeitraum von 3 bis 10 Tagen genannt. 
Diese Zeiten ergeben sich aus der notwendigen 
Bearbeitungszeit im Labor und aus der zwei- 
maligen Inanspruchnahme der Post. Jedoch wird 
bei positiven oder verdächtigen Befunden der 
einsendende Arzt über das Ergebnis der zytolo- 
gischen Untersuchung vorab telefonisch unter- 
richtet. 

Der Bundesverband der Betriebskrankenkassen 
stellte in diesem Zusammenhang allerdings die Er- 
fahrung fest, daß eine Befundmitteilung an die Ver- 
sicherten nur dann erfolge, wenn sich bei der Unter- 
suchung positive Befunde ergeben hätten. Da 
manche Versicherte wegen des Ausbleibens einer 
Mitteilung bei Negativbefunden beunruhigt wären, 
ist es nach dieser Meinung empfehlenswert, den 
Versicherten in jedem Falle das Untersuchungs- 
ergebnis mitzuteilen. 


3. Sonstige medizinische, technische und ablauf- 
organisatorische Aspekte der Durchführung der 
Früherkennungsmaßnahmen 


a) Krebsfrüherkennungsuntersuchungen für Frauen 

Untersuchungen unter Einschluß der Kolposkopie 

83 . Der Bundesausschuß hat als obligatorischen Be- 
standteil der gynäkologischen Untersuchung auf 
Genitalkrebs die Kolposkopie (besondere gynäko- 
logische Untersuchungsmethode mittels eines opti- 
schen Vergrößerungsgeräts) nicht vorgesehen. Er 
hat den mit gynäkologischer Untersuchung und obli- 
gatorischer zytologischer Untersuchung erreichten 
Wirksamkeitsgrad für ausreichend gehalten, um 
dem Ziel der Früherkennung — die Auffindung ver- 
dächtiger Fälle durch eine möglichst große Anzahl 
hinreichend befähigter Ärzte — zu genügen. An- 
dererseits hat der Bundesausschuß bei der Beschluß- 
fassung über die Richtlinien die Anwendung der 
Kolposkopie sowohl mit Rücksicht auf Früherken- 
nungsuntersuchungen, die vor dem Inkrafttreten des 
2. KVÄG unter vorgeschriebener Verwendung die- 
ser Untersuchungstechnik als freiwillige Leistungen 
von Krankenkassen eingeführt worden waren, als 
auch im Hinblick auf den Erfahrungswert dieser Me- 
thode als Grundlage möglicher Weiterentwicklung 
nicht gänzlich ausschließen wollen. Die Richtlinien 
sehen deshalb insoweit vor: 

„Bisher unter Einschluß der Kolposkopie durch- 
geführte Früherkennungsmaßnahmen können fort- 
geführt werden, um aus ihren Ergebnissen wei- 
tere wissenschaftliche Aufschlüsse über den Wert 
dieser Untersuchungsmethode im Rahmen von 
Früherkennungsmaßnahmen zu gewinnen." 

84 . Den Berichten ist zu entnehmen, daß die Krebs- 
früherkennungsuntersuchung unter obligatorischem 
Einschluß der Kolposkopie im Bereich der Kassen- 
ärztlichen Vereinigung Westfalen-Lippe durchge- 
führt wird. Den aus diesem Bereich vorliegenden 
statistischen Ergebnissen über solche Früherken- 
nungsuntersuchungen lassen sich jedoch noch keine 
Folgerungen entnehmen, die Aufschlüsse über die 
Wirksamkeit der Untersuchungsmethode, insbeson- 
dere über den Grad einer zusätzlichen Absiche- 
rung gegenüber falschnegativen klinischen und zyto- 
logischen Befunden, geben könnten. Entsprechende 
Überprüfungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Zytologische Untersuchungen 

85 . Bestandteil der Krebsfrüherkennungnsuntersu- 
chung bei Frauen ist die zytologische Untersuchung 
von Untersuchungsmaterial, das bei der gynäkologi- 
schen Untersuchung gewonnen wird. Nicht alle 
Ärzte, die die gynäkologische Untersuchung durch- 
führen, nehmen die zytologische Auswertung selbst 
vor, sondern sie bedienen sich hierauf spezialisierter 
Ärzte (Zytologen). Wie sich insoweit einer Übersicht 
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der Kassenärztlichen Bundesvereinigung entnehmen 
läßt, die auf der Grundlage abgerechneter Überwei- 
sungsscheine zur Durchführung zytologischer Unter- 
suchungen erstellt worden ist, werden — auf einen 
Bundesdurchschnitt hochgerechnet — die Mehrzahl 
der zytologischen Auswertungen im größten Umfang 
von Laborärzten und Pathologen, in ebenfalls gro- 
ßem Umfang von Gynäkologen, besonders ermäch- 
tigten Ärzten und Einrichtungen, sowie in gering- 
fügigem Umfang auch von Internisten und Allge- 
meinärzten vorgenommen. Dies divergiert, wenn 
auch nicht in den hauptbeteiligten Arztgruppen, so 
doch in der durch die relative Mengenquote be- 
stimmten Rangfolge nach Bezirken der einzelnen 
Kassenärztlichen Vereinigungen. 

Die Zusammenarbeit zwischen den untersuchenden 
Ärzten und den Zytologen hat nach übereinstimmen- 
den Berichten keine Probleme aufgeworfen. 

Weiterleitung von krebsverdächtigen Personen zur 
gezielten fachärztlichen Diagnostik und Therapie 

86 , Ein Kennzeichen der in den Richtlinien standar- 
disierten Früherkennungsuntersuchungen ist ent- 
sprechend der gesetzlichen Zielsetzung, daß sie An- 
leitungen zur „gezielten Fährtensuche" sind, d. h. 
sie zielen auf Verdachtsfindung ab; ist ein Verdacht 
vorhanden, stehen zur diagnostischen Abklärung 
und ggf. notwendigen Therapie die kurativen Lei- 
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Krankenhilfe) als Anschlußleistungen zur Verfü- 
gung. Dementsprechend ist von Bedeutung, wie Ver- 
dachtsfälle weiterverfolgt werden. Allerdings sind 
nur Erfahrungen allgemeiner Art möglich, da eine 
individuelle Verlaufskontrolle für den einzelnen 
Fall nicht durchgeführt wird. Insoweit wurde von 
den Beteiligten berichtet, daß Schwierigkeiten nicht 
bekanntgeworden sind. Soweit eine von der Kas- 
senärztlichen Bundesvereinigung übermittelte Ein- 
zelerfahrung verallgemeinerungsfähig ist, scheinen 
die Krebsfrüherkennungsuntersuchungen zu einem 
Anstieg der Krankenhauseinweisungen geführt zu 
haben. Ferner scheint nach diesem Erfahrungsbericht 
zwischen der Ermittlung des positiven zytologischen 
Befundes (Krebsbefund) durchschnittlich ein drei- 
wöchiger Zeitraum bis zur Krankenhauseinweisung 
zu vergehen, wobei aber auch sehr kurze (3 Tage) 
und längere Zeiträume festzustellen waren. 


b) Kinder-Untersuchungen 

Ergänzende Diagnostik und Behandlung 
von Verdachtsfällen 

87. Auch bei den Kinder-Untersuchungen stellt sich 
das vorstehend angesprochene Problem. Hinzu tritt 
hier der weitere Gesichtspunkt, daß angesichts des 
breiten Krankheitsspektrums, auf das die Früh- 
erkennungsuntersuchungen bei Kindern zielen, auch 
in breitem Umfang zusätzlich spezialärztliche Un- 
tersuchungen entstehen können und spezialisierte 
Behandlungseinrichtungen benötigt werden. Es wird 
darauf hingewiesen, daß die benötigten Einrichtun- 
gen nicht überall ausreichen, um den Erfolg der 
Früherkennungsuntersuchungen zu sichern, da spe- 
zielle Behandlungseinrichtungen und auch heilgym- 
nastische Kräfte nicht in ausreichender Zahl vor- 
handen sind. 

Die Zusammenarbeit zwischen erstuntersuchenden 
Ärzten und Ärzten, die eine vertiefende diagnosti- 
sche Untersuchung vornehmen, ist ebenso wie die 
Zusammenarbeit der verschiedenen bei einer Spe- 
zialbehandlung in Betracht kommenden Stellen nach 
Äussage der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
als gut zu bezeichnen. 

Festlegung von Untersuchungsterminen 

88. Für die im Rahmen von Früherkennungsunter- 
suchungen durch die Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte und Krankenkassen vorgesehe- 
nen 7 Kinder-Untersuchungen sind bestimmte Zeit- 
punkte festgelegt (vgl. Tz. 58). Nach Mitteilung der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung wurden diese 
Zeiten von den Eltern nicht immer eingehalten ; 
nach dem Eindruck des Bundesverbandes der Be- 
triebskrankenkassen dürfte es sich um eine Minder- 
zahl von Eltern gehandelt haben. Zu Überschreitun- 
gen kam es insbesondere bei den späteren Kinder- 
Untersuchungen (Nr. 6 und 7). 

Bei geringfügigen Terminüberschreitungen scheinen, 
wie dem Bericht dieses Bundesverbandes zu entneh- 
men ist, die Krankenkassen, wenn die Untersuchung 
von den Ärzten durchgeführt worden ist, teilweise 
keine Einwände gegen die Leistung zu erheben, 
teilweise aber auch, worauf die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung hinweist, den Honoraranspruch 
des Ärztes nicht anzuerkennen. 


III. Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen durch die Berechtigten 


89. Die Auswertung der von den Krankenkassen 
vorgelegten Fragebogen hat ergeben, daß die Früh- 
erkennungsuntersuchungen von den Berechtigten in 
den ersten Monaten nach Einführung der Maßnah- 
men insgesamt nur zurückhaltend in Anspruch ge- 
nommen wurden. Folgende Ergebnisse sind für die 
einzelnen Untersuchungsprogramme festgestellt 
worden: 


1. Inanspruchnahme der Krebs-Früherkennungs- 
untersuchungen für Frauen 

90. Die Inanspruchnahme durch die berechtigten 
Frauen war von Krankenkasse zu Krankenkasse 
und von Kassenart zu Kassenart — auch bei Be- 
rücksichtigung der unterschiedlichen Anzahl von 
Rentnern, die im allgemeinen eine besonders nie- 
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drige Inanspruchnahmequote aufweisen — sehr un- 
terschiedlich ^). 

91 - Legt man als Berichtszeitraum die Zeit vom 
1. Januar 1971 bis 31. Dezember 1971 zugrunde-), 
so beträgt die Inanspruchnahmequote aller an- 
spruchsberechtigten Frauen im Bundesdurchschnitt 
rd. 20 V. H. (s. Tabelle 5) ^). 


Zur Qualität der verarbeiteten Daten: Eine Sonder- 
auswertung ergab, daß fast 50 v. H. aller Kranken- 
kassen die Zahl der ansprudisbereditigten weiblichen 
Familienangehörigen nur schätzen konnten und wei- 
tere 25 V. H. die Zahl auf Grund einer Stichprobe 
festgestellt haben. Nur rd. 15 v. H. aller Krankenkas- 
sen waren in der Lage, die Zahl der ansprudisberech- 
tigten weiblichen Familienangehörigen auf Grund 
einer Totalerhebung exakt anzugeben (s. Tabelle A 2 
im Anhang). 

^) Der gewählte Berichtszeitraum umfaßt sowohl die 
Zeit vom 1. Januar 1971 bis zum 30. Juni 1971, in der 
die Früherkennungsmaßnahmen bereits von vielen 
Krankenkassen auf Grund freiwilliger Satzungslei- 
stungen erbracht wurden, als auch die Zeit vom 1. Juli 
1971 bis zum 31. Dezember 1971, in der die Maßnah- 
men auf Grund gesetzlicher Vorschriften erbracht 
wurden. Eine Beschränkung auf den Zeitraum vom 
1. Juli 1971 bis 31. März 1972 hätte aus verschiedenen 
Gründen eine verläßliche Hochrechnung auf Jahres- 
ergebnisse nicht zugelassen. 

^) Alle Durchschnittsquoten sind arithmetische Mittel der 
mit der Zahl der anspruchsberechtigten Versicherten 
gewogenen Einzelergebnisse der Krankenkassen. 


92. Von den anspruchsberechtigten weiblichen Mit- 
gliedern (ohne Rentner) haben im Durchschnitt fast 
30 V. H. von ihrem Recht Gebrauch gemacht, von 
den anspruchsberechtigten mitversicherten Frauen 
der Mitglieder (ohne Rentner) 26,7 v. H. und von 
den anpruchsberechtigten weiblichen Rentnern ein- 
schließlich der weiblichen Familienangehörigen der 
Rentner nur 7,14 v. H. Die besonders niedrige Inan- 
spruchnahmequote der Rentner sollte zu altersgrup- 
penspezifischen Informationsmaßnahmen Anlaß ge- 
ben, zumal die Krebsgefährdung mit höherem Alter 
zunimmt. 

93. Ein Vergleich zwischen den Kassenarten zeigt, 
daß die Inanspruchnahmequote bei den Ersatzkas- 
sen um rd. 50 v. H. über dem Gesamtdurchschnitt 
aller Kassenarten liegt, bei den Rentnern sogar um 
rd. 100 V. H. Die RVO-Kassen {Ortskrankenkassen, 
Landkrankenkassen, Betriebskrankenkassen, In- 
nungskrankenkassen) liegen im Vergleich zueinan- 
der in etwa auf dem gleichen Niveau. 

Erheblich unter den durchschnittlichen Ergebnissen 
aller Kassen liegt die Bundesknappschaft; bei ihr 
beträgt beispielsweise die durchschnittliche Inan- 
spruchnahmequote der anspruchsberechtigten weib- 
lichen Rentner nur 2,45 v. H. (Bundesdurchschnitt 
aller Kassen 7,14 v, H.). 

94. Außerordentlich groß ist die Streubreite der 
Einzelergebnisse bei den einzelnen Krankenkassen 


Tabelle 5 


Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für Frauen 1971 
nach Kassenarten und Versichertengruppen 




durchschnittliche Inanspruchnahmequote (in v. H. 



Versichertengruppe 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Botriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 
kassen 
für Arbeiter 

Ersatz- 1 

kassen 
für 

Angestellte 1 

Bundes- 

knapp- 

sdiaft 

insge- 

samt 

anspruchsberechtigte 
weibliche Mitglieder 
(ohne Rentner) 

24,43 

17,33 

26,26 

22,13 

(45,08) 

46,60 

5,98 

1 

j 

i 

29,25 

anspruchsberechtigte 
weibliche Familien- 
angehörige 

23,32 

27,21 

22,30 

24,35 

(55,85) 

44,02 

13,86 

! 

26,65 

anspruchsberechtigte 
Rentner und Familien- 
angehörige der Rentner 

6,95 

8,66 

6,44 

8,63 

(18,18) 

15,81 

2,45 

7,14 

anspruchsberechtigte 
weibliche Versicherte 
insgesamt 

16,47 

17 AO 

18,82 

21,63 

(47,92) 

40,70 

5,34 

20,06 

j ausgewertete Kassen . 

396 

95 

959 

169 

3 

5 

1 

1 628 


Berichtszeitraum: 1. Januar 1971 bis 31. Dezember 1971 
^) Werte statistisch nicht gesichert. 
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(vgl. dazu Tabelle A 2 im Anhang): So liegen bei- 
spielsweise bei den anspruchsberechtigten weib- 
lichen Mitgliedern (ohne Rentner) nur 37 v. H. aller 
Ortskrankenkassen mit ihrem Ergebnis in einem 
Streubereich von plus/minus 20 v. H. um das Durch- 
schnittsergebnis dieser Kassenart (24,4 v. H.). Bei 
dieser Versichertengruppe haben insgesamt etwa 
260 Krankenkassen (= 15,4 v. H. aller Krankenkas- 
sen) nach ihren Angaben eine Inanspruchnahme- 
quote von über 40 v. H. erreicht (Durchschnitt aller 
Kassen: 29,3 v. H.). 

95. Eine Gliederung nach Ländern zeigt, daß die 
Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bayern 
und Baden-Württemberg im Vergleich zu anderen 
Ländern überdurchschnittliche Ergebnisse erzielten 
(s. Tabelle 6). 


I 2. Inanspruchnahme der Krebs-Früherkennungs- 
untersuchungen für Männer 

( 96. Bei den anspruchsberechtigten Männern er- 
reichte die Inanspruchsnahmequote des Krankheits- 
früherkennungsprogramms im Berichtszeitraum 
9 V. H. (siehe Tabelle 7)^). Dabei ist zunächst zu 
berücksichtigen, daß der Berichtszeitraum nur ein 
Dreivierteljahr umfaßt (1. Juli 1971 bis 31. März 
1972). Ergebnisse eines vollen Jahreszeitraumes 


^) Zur Qualität der verarbeiteten Daten: Eine Sonder- 
auswertung ergab, daß die Zahl der anspruchsberech- 
tigten Männer im Gegensatz zur Zahl der anspruchs- 
berechtigten Frauen im allgemeinen recht genau von 
den Krankenkassen angegeben werden konnten. Nur 
5 V. H. der Krankenkassen mußten auf Schätzungen 
oder Stichproben zurückgreifen. 


Tabelle 6 


Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für Frauen und Männer 

— nach Ländern — 


Versichertengruppe 

Schleswig- | 
Holstein, 
Nieder- 1 
Sachsen 

Berlin, 

Hamburg, 

Bremen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Hessen, 

Rheinland- 

Pfalz, 

Saarland 

Bayern, 

Baden- 

Württem- 

berg 

bundes- 

unmittel- 

bare 

Kassen 

alle 

Kassen 

Inanspruchnahmequote in v. H. 

Frauen 1971 

20,64 

17,21 

15,45 

14,70 

18,17 

30,91 

20,10 

Männer 

(1. Juli 1971 bis 31. März 1972) 

7,51 

18,97 

5,57 

5,76 

9,17 

12,08 

9,07 

auswertbare Kassen 

287 

50 

612 

200 

453 

24 

1 626 


Tabelle 7 

Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für Männer 
nach Kassenarten und Versidiertengruppen 


durchschnittliche Inansprudinahmequote (in v. H.) 


Versichertengruppe 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 
kassen 
für Arbeiter 

Ersatz- 
kassen für 
Angestellte 

Bundes- 

knappschaft 

insgesamt 

anspruchsberechtigte 
männliche Mitglieder 
(ohne Rentner) 

9,72 

6,60 

8,92 

8,85 

14,31 

18,19 

7,07 

10,51 

anspruchsberechtigte 
Rentner 

6,99 

3,81 

4,52 

6,84 

5,87 

14,66 

5,48 

6,79 


anspruchsberechtigte 
Mitglieder insgesamt . 

8,57 

5,57 

7,49 

8,31 

12,46 

17,42 

5,98 

9,07 

ausgewertete Kassen . 

397 

97 

1 017 

173 

6 

5 

1 

1 696 


Berichtszeitraum: 1. Juli 1971 bis 31. März 1972 
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stehen noch nicht zur Verfügung, da vor dem 
1. Juli 1971 entsprechende Programme nur teilweise 
als freiwillige Satzungsleistungen eingeführt wor- 
den waren. Eine verläßliche Hochrechnung auf einen 
Einjahreszeitraum ist nur bedingt möglich, da bis- 
lang keine genaueren Erfahrungswerte über das 
Verhalten der Versicherten in der Anlaufphase und 
in einem vollen Jahresablauf vorliegen. Unterstellt 
man eine gleichmäßige Inanspruchnahme im Jahres- 
ablauf, so ergibt sich für einen Einjahreszeitraum 
eine Inanspruchnahmequote von 12,1 v. H. Bevor 
man diese Inanspruchnahmequote mit der Inan- 
spruchnahmequote des Frauenprogramms vergleicht, 
muß jedoch weiterhin berücksichtigt werden, daß 
der Rentneranteil bei den anspruchsberechtigten 
Männern wesentlich höher ist. Vergleichbar sind da- 
her insoweit nur die Quoten für einzelne Versicher- 
tengruppen. 

97. Von den anspruchsberechtigten männlichen 
Mitgliedern (ohne Rentner) haben sich im Berichts- 
dreivierteljahr insgesamt 10,5 v. H. (hochgerechnet 
auf einen Einjahreszeitraum: 14,0 v. H.; zum Ver- 
gleich: Frauen: Jahresergebnis: 29,3 v. H.) untersu- 
chen lassen; von den männlichen Rentnern 6,8 v. H. 
(hochgerechnet auf einen Einjahreszeitraum: 9,0 
V. H.; zum Vergleich: Frauen: Jahresergebnis: 7,14 
V. H.). 

98. Der starke Unterschied der Inanspruchnahme 
in der allgemeinen Krankenversicherung zwischen 
Männern und Frauen dürfte neben der kürzeren Ge- 
samtlaufzeit des Männerprogramms u. a. auch maß- 
geblich auf die unterschiedliche Altersstruktur der 
Anspruchsberechtigten zurückzuführen sein. Dafür 
spricht die fast übereinstimmende Inanspruchnahme- 
quote bei männlichen und weiblichen Rentnern. Er- 
hebliche Unterschiede in der Inanspruchnahme zwi- 
schen Männern und Frauen gleicher Altersgruppen 
lassen sich durch das vorgelegte Material nicht be- 
legen. 

99. Zwischen den Kassenarten ergibt sich ungefähr 
das gleiche Bild wie bei der Inanspruchnahme des 
Früherkennungsprogrammes für Frauen mit der Aus- 
nahme, daß die Bundesknappschaft hier das Niveau 
der RVO-Kassen erreicht hat. 

100. Die Streubreite der Ergebnisse der Früherken- 
nungsuntersuchungen bei den einzelnen Kranken- 
kassen ist bei den Männern ebenso stark wie bei den 
Frauen: So liegen beispielsweise bei den anspruchs- 
berechtigten männlichen Mitgliedern (ohne Rentner) 
der Ortskrankenkassen nur knapp 25 v. H. aller 
Ortskrankenkassen mit ihrem Ergebnis in einem 
Streubereich von plus/minus 33 v. H. um das Durch- 
schnittsergebnis dieser Kassenart (9,7 v. H.). Insge- 
samt haben bei dieser Versichertengruppe etwa 230 
Krankenkassen (13,6 v. H. aller Krankenkassen) 
nach ihren Angaben eine Inanspruchnahme von über 
16 V. H. erreicht (Bundesdurchschnittsergebnis: 10,5 
V. H.). 

101. Eine Gliederung nach Ländern zeigt, daß 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bayern und 


Baden-Württemberg im Vergleich zu den meisten 
anderen Bundesländern — wie beim Frauenpro- 
gramm — überdurchschnittliche Einzelergebnisse er- 
zielt haben; Spitzenreiter sind hier allerdings die 
Stadtstaaten, da die Allgemeinen Ortskrankenkassen 
Berlin, Bremen und Bremerhaven schon vor Ein- 
führung des Männerprogramms besondere Initia- 
tiven ergriffen haben (siehe Tabelle 6). 


3. Inanspruchnahme der Früherkennungsunter- 
suchungen für Kinder 

102. Exakte quantitative Aussagen über die Inan- 
spruchnahmequoten des Kinderprogramms sind zur 
Zeit aus folgenden Gründen nicht möglich: Einer- 
seits kennen die Krankenkassen in aller Regel die 
Zahl und die Altersstruktur der anspruchsberechtig- 
ten Kinder nicht oder nicht hinreichend genau. An- 
dererseits läßt die Art der Dokumentation über die 
Untersuchungen keinerlei Aussagen darüber zu, ob 
die Eltern die Untersuchungen — sofern überhaupt — 
lückenlos oder nur unregelmäßig in Anspruch neh- 
men. Schließlich bezieht sich der Berichtszeitraum 
lediglich auf die ersten drei Vierteljahre nach der 
Einführung der Programme (1. Juli 1971 bis 31. März 
1972). 

Um gleichwohl zu Anhaltspunkten über die Inan- 
spruchnahmequote zu kommen, wurden die abge- 
rechneten Untersuchungen U 1 bis U 5 (von der Ge- 
burt bis zum 12. Lebensmonat) ins Verhältnis ge- 
setzt zu den Mutterschaftsfällen des Jahres 1971 *). 
Wird die Säuglingssterblichkeit, die Fluktuation der 
Versicherten etc. außer Betracht gelassen, können 
sich bei lOOprozentiger Inanspruchnahme der Unter- 
suchungen U 1 bis U 5 in dem gegebenen Berichts- 
zeitraum 3,75 bis 4,25 Untersuchungen pro Mutter- 
schaftsfall 1971 ergeben. 

103. Nach den Rechnungsergebnissen der Kranken- 
kassen ergibt sich für den Berichtszeitraum (1. Juli 
1971 bis 31. März 1972) ein Bundesdurchschnittswert 
von 1,62 Untersuchungen U 1 bis U 5 pro Mutter- 
schaftsfall 1971. Danach muß die Inanspruchnahme- 
quote der Untersuchungen Ul bis U 5 im Berichts- 
zeitraum ungefähr bei 40 v. H. gelegen haben. 

Es ist zu beachten, daß die gegebene Dauer des Be- 
richtszeitraumes von nur V 4 Jahr bei der Berechnung 
der Quote bereits berücksichtigt worden ist. ^) Eine 
Verlängerung des Berichtszeitraumes auf ein Jahr 
würde also die Quote nicht erhöhen, es sei denn auf 
Grund einer tatsächlich steigenden Inanspruchnahme 
nach Überwindung von Anlaufschwierigkeiten. 

104. Ein Blick auf die aufgegliederte Zahl der ab- 
gerechneten Untersuchungen U 1 bis U 5 (siehe 

9 Dabei wird im folgenden rechnerisch beachtet, daß 
Untersuchungen U 1 bis U 5 im Berichtszeitraum tat- 
sächlich auch von Kindern in Anspruch genommen 
worden sein können, die vor oder nach 1971 geboren 
worden sind. 

2) Bei einem Berichtszeitraum von 1 Jahr würden bei 
einer lOOprozentigen Inanspruchnahme rd. 5,0 bis 5,5 
Untersuchungen möglich sein. 
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Tz. 143) läßt den Schluß zu, daß die Inanspruch- 
nahmequote bei den Kindern, die nach dem 1. Juli 
1971 geboren worden sind, deutlich über 40 v. H. und 
bei den vor diesem Tage geborenen Kindern deutlich 
darunter liegt. Eine genauere Aufgliederung läßt 
das statistische Material der Krankenkassen jedoch 
nicht zu. 

105 . Wie Tabelle 7 zeigt, erreicht die Inanspruch- 
nahmequote bei den Ortskrankenkassen, Landkran- 
kenkassen und Innungskrankenkassen nahezu den 
Bundesdurchschnitt. Die Angestellten-Ersatzkassen 
erreichten rd. 50 v. H. (2,01 Untersuchungen je Mut- 
terschaftsfall), die Betriebskrankenkassen nur rd. 
30 V. H. (1,16 Untersuchungen je Mutterschaftsfall) 
und die Bundesknappschaft nur rd. 20 v. H. (0,85 
Untersuchungen je Mutterschaftsfall). 

106 . Hinter diesen Durchschnittswerten verbirgt 
sich jedoch eine breite Streuung der Einzelergeb- 
nisse der einzelnen Krankenkassen (siehe Tabelle 8) : 


Nur bei rd. 50 v. H. aller Kassen lag die Inanspruch- 
nahmequote zwischen 25 v. H. und 50 v. H. Fast Va 
der Krankenkassen lag unter 25 v, H. (bei den Be- 
triebskrankenkassen sogar 46 v. H.) und rd. 15 v. H. 
der Krankenkassen hatten eine Inanspruchnahme- 
quote von über 50 v. H. 

107 . Eine Aufgliederung der Kassenergebnisse 
nach ländlichen, großstädtischen und gemischten 
Strukturen des Kassenbereiches zeigt wenig Unter- 
schiede (siehe Tabelle A 3 im Anhang) i). Bei den 

h Es wurde folgende Gliederung benutzt: 

1. Ausschließlich ländliche Strukturen ^ keine Stadt 
über 50 000 Einwohner im Einzugsgebiet der Kran- 
kenkasse; 

2. gemischte Strukturen — Kassenbezirk umfaßt nicht 
nur Stadtgebiete oder ■ — falls nur Stadtgebiet — 
Größe der Stadt zwischen 50 000 und 100 000 Ein- 
wohnern; 

3. großstädtische Struktur = Kassenbezirk umfaßt nur 
Gebiet einer Stadt über 100 000 Einwohner; 

4. bundesunmittelbarer Krankenversicherungsträger. 


Tabelle 8 


Inanspruchnahme der Krankheitsfrüherkennungsmaßnahmen für Kinder 

— Anzahl der Untersuchungen U 1 bis U 5 pro Mutterschaftsfall 1971 — 


Anzahl der Untersuchungen 



Anzahl der Kassen in v. H. 



alle Kassen 

pro Mutterschaftsfall 1971 
(Maximum: rd. 4,0) 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 
kassen für 
Arbeiter 

Ersatz- 
kassen für 
Angestellte 

Bundes- 

knapp- 

schaft 

V. H. 

absolut 

0,00 bis unter 1,00 

10,15 

15,96 

46,15 

17,06 

50,00 

20,00 

100,00 

32,51 

525 

1,00 bis unter 1,25 

11,68 

12,77 

14,23 

10,59 

0,00 

0,00 

0,00 

13,07 

211 

1,25 bis unter 1,50 

20,56 

21,28 

10,43 

13,53 

0,00 

20,00 

0,00 

13,87 

224 

1,50 bis unter 1,75 

23,10 

17,02 

8,96 

15,88 

0,00 

0,00 

0,00 

13,56 

219 

1,75 bis unter 2,00 

21,32 

21,28 

6,53 

14,12 

0,00 

20,00 

0,00 

11,83 

191 

2,00 bis unter 2,25 

9,39 

4,26 

4,95 

14,12 

0,00 

40,00 

0,00 

7,06 

114 

2,25 bis unter 2,50 

3,30 

4,26 

4,21 

7,65 

50,00 

0,00 

0,00 

4,40 

71 

2,50 bis unter 2,75 

0,51 

1,06 

3,16 

4,71 

0,00 

0,00 

0,00 

2,54 

41 

2,75 bis unter 3,00 

0,00 

2,13 

1,37 

2,35 

0,00 

0,00 

0,00 

1,18 

19 

über 3,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0,00 

0 

auswertbare Kassen 
absolut 

394 

94 

949 

170 

2 

5 

1 

1 615 

1 615 

Untersuchungen pro 
Mutterschaftsfall im 
Durchschnitt 

1,54 

1,57 

1,16 

1,60 

(0,72) 3) 

2,01 

0,85 

1,62 


(Inanspruchnahmequote 
in V. H. ca.) 

39 

39 

29 

40 

18 

50 

21 

40 



Berichtszeitraum: 1. Juli 1971 bis 31. März 1972 

J Bei lOOprozentiger Inanspruchnahme ergibt sich ein Wert von 3,75 bis 4,25 Untersuchungen U 1 bis U 5 pro Mut- 
terschaftsfall 1971 

2) Durchschnitt der mit der Zahl der anspruchsberechtigten Kinder gewichteten Ergebnisse der Kassen 
^) Wert wegen zu kleiner Repräsentanz nicht gesichert 
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bundesweiten Krankenkassen lag der Durchschnitt 
der Inanspruchnahmequoten um rd. 20 v. H. über 
dem übrigen Niveau, und zwar fast ausschließlich 
auf Grund der günstigen Ergebnissen der Ersatz- 
kassen. 

Lediglich bei den Betriebskrankenkassen ist ein 
deutliches Gefälle der Inanspruchnahmequoten von 
großstädtischen und gemischten Strukturen zu rein 
ländlichen Strukturen festzustellen (Unterschied fast 
20 V. R). 

108. Eine Ergebnisanalyse nach Regionen zeigt, 
daß die Stadtstaaten (Hamburg, Berlin, Bremen) und 
die Länder Bayern und Baden-Württemberg gering- 
fügig unter dem im übrigen relativ einheitlichen Er- 
gebnis der übrigen Bundesgebiete liegen (minus 
10 V. H. bzw. 7 V. H.; siehe Tabelle A 4 im Anhang). 
Mit gewissen Einschränkungen gilt dieses Ergebnis 
auch für die einzelnen Kassenarten. 

109. Um auch quantitative Anhaltspunkte für die 
Inanspruchnahme der Untersuchungen durch die Kin- 
der, die vor 1971 geboren wurden, zu erhalten, wur- 
den die abgerechneten Untersuchungen U 1 bis U 7 
ins Verhältnis gesetzt zu den Mutterschaftsfällen der 
Jahre 1968 bis 1971. Bei einer lOOprozentigen Inan- 
spruchnahme der Untersuchungen müßte sich für den 
Berichtszeitraum (1. Juli 1971 bis 31. März 1972) ein 
maximaler Wert von 1,3 bis 1,8 ergeben. 

Unter Zugrundelegung dieses Maßstabes ergibt sich 
nach den Rechnungsergebnissen der Krankenkassen 
für die Untersuchungen U 1 bis U 7 eine Inanspruch- 
nahmequote von 30 bis 35 v. H. Auch hierbei ist die 
Dauer des Berichtszeitraumes von nur 9 Monaten 
bereits berücksichtigt. 

110. Da die Inanspruchnahme der Untersuchungen 
U 1 bis U 5 bei rd. 40 v. H. lag, muß die Inanspruch- 
nahme der Untersuchungen U 6 und U 7 erheblich 
unter 30 v. H. gelegen haben. 

111. Die Ortskrankenkassen, Landkrankenkassen, 
Betriebskrankenkassen und Innungskrankenkassen 
ereichen fast den Bundesdurchschnitt; demgegenüber 
liegen die Ersatzkassen deutlich über dem allgemei- 
nen Niveau (um knapp ^/s) und die Bundesknapp- 
schaft deutlich darunter. 

112. Die Streubreite der einzelnen Kassenergeb- 
nisse ist ebenfalls beachtlich. 

Im Hinblick auf städtische und ländliche Verhält- 
nisse sind — mit Ausnahme der Betriebskranken- 
kassen — auch hier keine bemerkenswerten Unter- 
schiede festzustellen. 


4. Stellungnahme von Spitzenverbänden der 
Krankenversicherung 

113. Der Bundesverband der Ortskrankenkassen, 
die Ersatzkassenverbände und die Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung haben selbst eine Auswertung 
der Fragebogenergebnisse vorgenommen und ver- 


sucht, Tendenzen der Inanspruchnahme von Früh- 
erkennungsuntersuchungen herauszufinden. 

114. Der Bundesverband der Ortskrankenkassen 
hat darauf hingewiesen, daß die Daten der Inan- 
spruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen 
durch Frauen für das 1. und das 2. Halbjahr 1971 
nicht getrennt betrachtet werden können. Sämtliche 
Ortskrankenkassen haben spätestens zum 1. Januar 
1971 die ab 1. Juli 1971 eingeführten Pflichtmaßnah- 
men bereits als satzungsmäßige Maßnahmen ge- 
währt. Da bei den Krebs-Früberkennungsmaßnah- 
men nur eine Inanspruchnahme je Person und Jahr 
in Frage kommt, schließt sich eine Inanspruchnahme 
im ersten und im zweiten Halbjahr aus. Aus diesem 
Grunde muß das Jahresergebnis in seiner Gesamt- 
heit beurteilt werden. Tatsächlich zeigt die Statistik 
der Ortskrankenkassen für das Jahr 1971, daß be- 
reits im ersten Hahbjahr annähernd in gleichem Um- 
fang wie im zweiten Halbjahr von den Maßnahmen 
Gebrauch gemacht wurde und sie sich einigermaßen 
gleichmäßig über das Jahr verteilen. 

115. Die Häufigkeit der Inanspruchnahme von ge- 
setzlichen Früherkennungsmaßnahmen ist nach Mei- 
nung des Bundesverbandes der Ortskrankenkassen 
nicht unabhängig von der früheren Tätigkeit der 
Kassen auf diesem Gebiet. Wie bereits anläßlich 
einer Erhebung im Jahre 1970 festgestellt wurde, 
hatten in diesem Jahre Maßnahmen zur Früherken- 
nung von Brust- und Unterleibs-Krebs bei Frauen 
lediglich die AOK Bremen, die AOK Hamburg, die 
AOK für das Saarland, eine Kasse in Schleswig- 
Holstein, eine Kasse in Nordrhein-Westfalen und 
ein großer Teil der niedersächsischen Ortskranken- 
kassen nicht vorgesehen. Ab 1. Januar 1971 haben 
auch diese Kassen diese Früherkennungsmaßnahmen 
eingeführt. 

116. Sonstige Früherkennungsmaßnahmen haben 
bis 1970 nur die folgenden Ortskrankenkassen an- 
geboten: 

Maßnahmen zur Früherkennung 

von Prostata- und Mastdarm-Krebs: 36 Kassen in 

Rheinland- 

Pfalz 

Neugeborenen-Untersuchungen: 6 Kassen in 

Rheinland- 

Pfalz 

Früherkennung von Diabetes: 1 Kasse in 

Nieder- 

sachsen 

Früherkennung von Herz- und 
Gefäßkrankheiten: 1 Kasse in 

Nieder- 

sachsen 

Früherkennung von Zahn-, Mund- 

und Kieferkrankheiten : 2 Kassen in 

Nordrhein- 

Westfalen 

Früherkennung von zerebral 

geschädigten Kindern: 1 Kasse in 

Baden- 

Württem- 

berg 
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117. Die Krebsfrüherkennungsuntersuchungen für 
Männer sind ab 1. Januar 1971 bei den Ortskran- 
kenkassen allgemein eingeführt worden. 

118. Bei den Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für 
Frauen waren bei den Ortskrankenkassen mit dem 
Beginn der gesetzlichen Früherkennungsmaßnahmen 
die Anlautschwierigkeiten bereits überwunden. Dies 
zeige sich in der Inanspruchnahme: In den Jahren 
vor 1971 war je nach dem Termin der Einführung 
der Maßnahmen eine Inanspruchnahme zwischen 
4 V. H. und 10 v. H. festzustellen; diese Quoten 
ergeben sich für 1971 auch bei Früherkennungs- 
maßnahmen für Männer. Die geringe Inan- 
spruchnahme bei den Männern hat also eine 
Entwicklungsparallele. Die Früherkennungsmaßnah- 
men bei Frauen haben 1971 — aufbauend auf der 
Entwicklung vor 1971 — bereits eine Quote der 
Inanspruchnahmen von rd. 25 v. H. bei Mitgliedern 
wie Familienangehörigen erreicht. In der Rentner- 
krankenversicherung ist die Inanspruchnahme da- 
gegen geringer (7 v. H.). Demgegenüber befindet 
sich die Inanspruchnahme bei Männern mit ca. 
11 V. H. ganz offensichtlich noch in der Anlaufphase. 
Auf die bei der Ermittlung der Zahl der anspruchs- 
berechtigten Männner wegen Geringfügigkeit außer 
acht gelassenen Familienangehörigen in der allge- 
meinen Krankenversicherung entfallen 255 Fälle, 
das ist nicht ganz 0,1 v. H. der Fälle der männlichen 
Mitglieder. 

119. Ganz anders liegen nach Ansicht des Bundes- 
verbandes der Ortskrankenkassen die Verhältnisse 
bei den Früherkennungsmaßnahmen für Kinder. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß fast bei 
allen Geburten das Untersuchungsheft überreicht 
wird und damit auch die erste Früherkennungs- 
untersuchung getätigt wird. Die Gesamtinanspruch- 
nahme, die in etwa identisch ist mit einem Geburts- 
jahrgang, läßt darauf schließen, daß die Folgeunter- 
suchungen in erheblich geringerem Umfang durch- 
geführt werden. Das ergeben im übrigen auch die 
ersten Auswertungen der Kassenärztlichen Vereini- 
gungen. Auch dies ist jedoch ein Problem der An- 
laufzeit und keineswegs für die Dauer typisch: In 
dem Maße, wie die bei der Geburt mit Unter- 
suchungsheften versehenen Kinder in die Jahr- 
gänge bis 4 Jahre hineinwachsen, werden diese 
Jahrgänge auch stärker zur Früherkennung von 
Krankheiten untersucht. Hier läßt sich im Grunde 
bis jetzt nur die Inanspruchnahme-Häufigkeit im 
ersten Lebensjahr beurteilen. 

120. Die Häufigkeit der Inanspruchnahme von 
Früherkennungsmaßnahmen ist von Kasse zu Kasse 
verschieden. Eindeutige Abhängigkeiten, wie etwa 
ein Stadt-Land-Gefälie, lassen sich bis jetzt nicht 
feststeilen. 

Der Verband der Arbeiter-Ersatzkassen e. V. und 
der Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V. 
haben zu den einzelnen Früherkennungsprogram- 
men folgendes mitgeteilt: 

121. Kinder: Nach den bisher vorliegenden Abrech- 
rechnungsergebnissen sei insgesamt eine steigende 


Inanspruchnahme der Früherkennungsmaßnahmen 
festzustellen. Allerdings lasse die Beteiligung an 
den Untersuchungen mit fortschreitendem Alter 
nach. Das gelte insbesondere für U 6 und U 7. Diese 
Tatsache sei vornehmlich darauf zurückzuführen, 
daß es sich hier um ältere Kinder handele, die vor 
dem 1. Juli 1971 geboren und daher nicht in den 
Untersuchungsgang kontinuierlich hineingewachsen 
seien. 

122. Frauen: Auch hier zeichne sich im 1. Halbjahr 
1972 in den Gruppen „Mitglieder ohne Rentner" 
und „Familienangehörige der Mitglieder ohne 
Rentner" eine weitere Steigerung der Untersu- 
chungsfälle gegenüber dem 2, Halbjahr 1971 sowie 
dem 1. Halbjahr 1971 (vertragliche Regelung vor 
Einführung der Pflichtleistung) ab. Das sei als Erfolg 
der kontinuierlichen Aufklärung zu werten. Da- 
gegen sei die Zahl der Untersuchungen bei den 
Rentnern und ihren Familienangehörigen im 1 . Halb- 
jahr 1972 gegenüber dem Vorjahr nahezu konstant 
geblieben. 

123. Männer: Die Inanspruchnahme der Früherken- 
nungsmaßnahmen für Männer sei in hohem Maße 
unbefriedigend. Bei der Gruppe „Mitglieder ohne 
Rentner" sei zwar im 2. Halbjahr 1971 eine leichte 
Zunahme der Inanspruchnahme gegenüber dem 
1. Halbjahr 1971 (vertragliche Regelung vor Ein- 
führung der Pflichtleistung) zu verzeichnen, jedoch 
sei die Beteiligung im 1. Halbjahr 1972 zum Teil 
wieder leicht rückläufig. Dagegen sei in der Gruppe 
„Familienangehörige ohne Rentner" eine größere 
und in der Gruppe „Rentner und deren Familien- 
angehörige" eine mäßige Steigerung der Beteili- 
gung zu verzeichnen. 

124. Insgesamt sei in der Inanspruchnahme der 
Früherkennungsmaßnahmen eine stetige Aufwärts- 
entwicklung festzustellen, allerdings bei unter- 
schiedlicher prozentualer Beteiligung bei Kindern, 
Frauen und Männern. 

125. Die Kassenärztliche Bundesvereinigung hat 
bemerkt, es sei auf Grund der bisherigen Ergebnisse 
aus dem Anfangshalbjahr noch nicht möglich, eine 
exakte Aussage darüber zu treffen, ob und ggf. aus 
welchem Grunde eine unterschiedliche Inanspruch- 
nahme bei Stadt- und Landbevölkerung, jungen und 
alten Menschen, RVO- und Ersatzkassenmitgliedern 
erfolgt. 

126. Die Kassenärztliche Vereinigung Niedersach- 
sen hat unter Zugrundelegung von Daten der Wohn- 
bevölkerung festgestellt, daß sich erfreulicherweise 
diejenigen Altersgruppen überdurchschnittlich an 
den Untersuchungen beteiligt hätten, bei denen die 
Krebsgefährdung besonders hoch sei, nämlich bei 
Frauen der Jahrgänge 1921 bis 1935. Sie berichtet 
ferner darüber, daß der Beteiligungsquotient an den 
Früherkennungsuntersuchungen für Mitglieder der 
Ersatzkassen besonders hoch sei. 

127. Es habe den Anschein, daß die Inanspruch- 
nahme auch weitgehend davon abhänge, in welcher 
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Weise die Bevölkerung über die Notwendigkeit von 
Früherkennungsuntersuchungen aufgeklärt werde. 
Die Aufklärungsarbeit sollte weiter verstärkt wer- 
den, da das Gesundheitsbewußtsein in der Bevölke- 
rung noch unterschiedlich ausgeprägt sei. 


5. Statistische Anaiyse der Gründe für die inan- 
spruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen 

128, Die außerordentliche Vielfalt der Einzelergeb- 
nisse der Inanspruchnahme von Früherkennungs- 
untersuchungen legt die Frage nach den Ursachen 
nahe. Entsprechende Erkenntnisse sind eine wich- 
tige Voraussetzung für eine Steigerung der bishe- 
rigen Inanspruchnahmequoten. 

Eine vorläufige statistische Analyse, deren Ergeb- 
nisse im Folgenden dargestellt werden, sowie die 
Infratest-Befragung stellen zahlreiche Fragen und 
sollten durch eingehendere wissenschaftliche For- 
schung ergänzt werden. 

129. Bei der statistischen Analyse, die sich auf das 
Frauen- und Männerprogramm beschränkt, wurde 
untersucht, ob eine positive Korrelation zwischen 
folgenden potentiellen Einflußfaktoren und der In- 
anspruchnahmequote nachweisbar ist. Dabei muß 
angesichts der großen Zahl der potentiellen Einzel- 
faktoren eine positive Korrelation nicht unbedingt 
eine unmittelbare Kausalität beinhalten. 

(1) Art der Information der anspruchsberechtigten 
Versicherten 

(2) Existenz ergänzender Früherkennungspro- 
gramme neben den gesetzlichen Früherken- 
nungsprogrammen 

(3) Struktur des Kassenbereiches (Stadt/Land) 

(4) Gruppen der Versicherten (Pflicht/Freiwillig) 


(5) Höhe des durchschnittlichen Grundlohnes (als 
Hilfsindikator für die Einflußgröße persönliches 
Einkommen). 

Die potentiellen Einflußfaktoren „RentneranteiU (6), 
„versicherungsrechtlicher Status" (7) und „Bundes- 
länder" (8) wurden bereits oben abgehandelt. Wei- 
tere potentielle Einflußfaktoren, wie z. B. Stellung 
im Beruf, Bildung, Beteiligungsintensität der Kas- 
senärzte konnten mangels statistischen Materials 
nicht analysiert werden. Der Analyse zugrunde ge- 
legt wurden die Inanspruchnahmequoten der an- 
spruchsberechtigten Männer und Frauen ohne die 
anspruchsberechtigten Rentner ^). 

130, Die Art der Information hatte nach den Ergeb- 
nissen der statistischen Analyse mit großer Wahr- 
scheinlichkeit einen erheblichen Einfluß auf die 
Höhe der Inanspruchnahmequoten: Sowohl bei den 
Männern als auch bei den Frauen lagen die Ergeb- 
nisse derjenigen Krankenkassen, die die Anspruchs- 
berechtigten individuell informiert haben und da- 
bei zugleich auch den Berechtigungsschein mitge- 
sandt haben, im allgemeinen weit über dem Durch- 
schnitt (s. Tabelle 9). Die Ergebnisse können als 
statistisch gesichert betrachtet werden. Bei der Be- 
wertung der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, daß 
die Angestellten-Ersatzkassen zum überwiegenden 
Teil diese Informationsart benutzt haben und auf 
Grund ihrer hohen Mitgliederzahlen zu dem eindeu- 
tigen Ergebnis maßgeblich mit beigetragen haben. 
Das Gesamtbild verändert sich jedoch nicht, wenn 
die Ersatzkassen ausgeklammert werden. 


Zur Methode der Analyse: Es wurden jeweils die 
durchschnittlichen Inanspruchnahmequoten von meh- 
reren Gruppen von Krankenkassen verglichen, die im 
Hinblick auf 1 bis 3 potentielle Einflußfaktoren homo- 
gen sind. Ferner wurde die mittlerer Streuung um 
den Durchschnitt errechnet (in v. H. des Durchschnitts). 
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Tabelle 9 


Information der Versicherten 

und Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 

— Analyse der statistischen Zusammenhänge — 



Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen j 

Art der Information 
der Versicherten 
durch die Kassen 

Frauen (ohne Rentner) 

Männer (ohne Rentner) 

durdi- 

sdinittliche 

Inanspruch- 

nahmequote 

1971 

(in V. H.) 2) 

relative 
mittlere 
Streuung 
(in V. H.) 3) 

Anzahl 
der Kassen 
absolut 

durchschnittliche 
Inansprudinahme- 
quote 1) 2) 

1. Juli 1971 bis 

31. März 1972 
(in V. H.) 

relative mittlere 
Streuung l) 

(in V. H.) 

1 

Anzahl 
der Kassen 1) 
absolut 

Individuelle Information 








mit Übersendung des 
Berechtigungsscheines 

35,04 

41,05 

241 

15,87 (14,74) 58,67 (57,67) t) 

241 

(209) 1) 

Individuelle Information 
über Arbeitgeber 








mit Ausgabe des 
Berechtigungsscheines 

22,19 

40,04 

17 

12,34 (10,62) 

71,18 (77,02) 

17 

(15) 

Sonstige individuelle 
Information 








(auch anläßlich der 
Krankenschein- 
versendung) 

24,56 

50,27 . 

1 053 

7,90 (7,36) 

80,85 (76,07) 

1 053 

(998) 

ausschließlich allgemeine 
Information 

21,53 

46,32 

256 

6,03 (5,41) 

72,64 (50,14) 

256 

(240) 


insgesamt . . . 

28,12 

49,68 

1 567 

10,56 (9,73) 

79,88 (77,64) 

1 567 

(1 462) 


Quelle: Totalerhebung des BMA 

Zahlen in Klammern: ohne Kassen, die ein Zusatzprogramm für Herz-Kreislauferkrankungen durchführen. Diese 
Kassen wurden eliminiert, da auch bei diesem Merkmal bei den Männern eine stark positive Korrelation mit einer 
hohen Inanspruchnahmequote besteht, die hier das Bild u. U. hätte verfälschen können. Dies ist allerdings nicht der 
Fall. 

2) Durchschnitt der mit der Zahl der Anspruchsberechtigten gewichteten Inanspruchnahmequoten der Kassen 

3) Die relative mittlere Streuung ist ein Maßstab für die durchschnittliche Streuung der Ergebnisse der einzelnen 
Krankenkassen um den Durchschnitt; je höher die Streuung, desto weniger repräsentativ ist der angegebene 
Durchschnittswert für die Verhältnisse bei den einzelnen Kassen. 


131 . An zweiter Stelle rangieren bei den Frauen 
diejenigen Krankenkassen, die eine unmittelbare 
individuelle Information gegeben haben, ohne da- 
bei aber zugleich auch den Berechtigungsschein mit- 
gesandt zu haben. An dritter und vierter Stelle ran- 
gieren bei den Frauen schließlich diejenigen Kran- 
kenkassen, die eine individuelle Information der 
Anspruchsberechtigten über den Arbeitgeber oder 
die nur eine allgemeine Information gegeben haben. 

132 . Bei den Männern steht demgegenüber die in- 
dividuelle Information über den Arbeitgeber mit 
gleichzeitiger Ausgabe des Berechtigungsscheines an 
Platz „Zwei", während die unmittelbare individuelle 


Information ohne gleichzeitige Ausgabe des Berech- 
tigungsscheines auf Platz „Drei" steht. Das Schluß- 
licht bilden auch hier diejenigen Krankenkassen, 
die sich ausschließlich auf allgemeine Information 
beschränkt haben. 

133 . Insgesamt ist die individuelle Information mit 
gleichzeitiger Ausgabe des Berechtigungsscheines 
— bei Berufstätigen auch über den Arbeitgeber — 
mit den besten Erfolgsquoten korrelliert. 

134 . Bei den Frauen war ein positiver Zusammen- 
hang zwischen der Existenz von ergänzenden Krank- 
heitsfrüherkennungsprogrammen (z. B. auf Herz- 
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Kreislauf-Krankheiten) und einer hohen Inanspruch- 
nahmequote nicht feststellbar (nur 29 Krankenkas- 
sen berichteten über entsprechende Zusatzleistun- 
gen für Frauen). 

135 , Demgegenüber war bei den Männern ein posi- 
tiver Zusammenhang zwischen der Existenz eines 
ergänzenden Programmes (Herz-Kreislauf-Krankhei- 


ten) und der Inanspruchnahmequote feststellbar 
(109 Krankenkassen berichteten von entsprechenden 
Zusatzprogrammen). Dieses Ergebnis scheint die An- 
sicht zu belegen, daß bei Früherkennungsunter- 
suchungen auf Herz-Kreislauf-Erkrankungen weni- 
ger Widerstände bei den Versicherten zu überwinden 
sind als bei Untersuchungen auf Krebserkrankun- 
gen (vgl. Tabelle 10). 


Tabelle 10 


Zusatzprogramm für Herz-/Kreislauferkrankungen 
und Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 

— Analyse der statistischen Zusammenhänge — - 


I ■■ 

I I Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen für Männer ^) 


Struktur des 
Kassenbereiches 
(Stadt — Land) 


Männer (ohne Rentner) 


zum Vergleich: nur Kassen, die den 
Berechtigungsschein den Versicherten 
automatisch individuell zugesandt 
haben i) 


mit/ohne Zusatzprogramm 

durclischnitt- 1 
liehe 1 

Inansprudi- 
nahmequote 
(in V. H.) 1 

relative 
mittlere 
Streiumg 
(in V. H.) 

Anzahl 
der Kassen 
absolut 

durchschnitt- 

liche 

Inanspruch- 
nahmequote 
(in V. H.) 

relative 
mittlere 
Streuung 
(in V. H.) 

■ 

Anzahl 
der Kassen 
absolut 

rein ländlich 







mit Zusatzprogramm . . 

21,23 

51,80 

48 

23,62 

32,91 

17 

ohne Ziusatzprogramm . 

6,45 

76,48 

607 

8,36 

78,16 

94 

gemischt städtisch-ländlich 







mit Zusatzprogramm . . 

20,05 

59,50 

39 

28,57 

35,47 

14 

ohne Zusatzprogramm . 

7,17 

79,71 

629 

8,81 

81,43 

78 

rein städtisch 







mit Zusatzprogramm . . . 

*) 

V 

2 

— 

— 

— 

ohne Zusatzprogramm . 

12,31 

87,89 

110 

24,63 

49,73 

15 

bundesunmittelbare 

Kassen 







mit Zusatzprogramm . . . 

15,04 

67,09 

16 

V 

*) 

1 

ohne Zusatzprogramm . 

14,42 y 

46,12 

116 

15,91 

37,49 

22 

insgesamt 







mit Zusatzprogramm . . . 

19,91 

58,52 

105 

27,31 

35,08 

32 

ohne Zusatzprogramm . 

9,73 

77,64 

1 462 

14,74 

1 

57,67 

209 


Quelle: Totalerhebung des BMA 

Zeitraum: 1. Juli 1971 bis 31. März 1972 

^) Zur Überprüfung der stark positiven Korrelation wurden auch jeweils nur diejenigen Kassen analysiert, die die 
Versicherten auf die gleiche Art informiert haben, da zwischen Informationsart und Inanspruchnahmequote eine 
stark positive Korrelation festgestellt worden ist, die hier das Bild u. U. hätte verfälschen können. Aber auch bei 
den in bezug auf die Informationsart jeweils homogenen Untergruppen wurde eine stark positive Korrelation 
zwischen Zusatzprogramm und Inanspruchnahmequote festgestellt. 

“) Der nur relativ geringfügige Unterschied ist auf die Ersatzkassen zurückzuführen, die ohne Zusatzprogramm ein 
relativ günstiges Ergebnis erzielten. 

^) ohne Rentner 

*) Wegen zu geringer Kassenzahl nicht ausgedruckt. 
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Tabelle 11 

Struktur des Kassenbereiches und Inanspruchnahme der 
Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 

— Analyse der statistischen Zusammenhänge — 




Inanspruchnahme der Früherkennungsmaßnahmen 



Frauen (ohne Rentner) 

Männer (ohne Rentner) 

Struktur des 
Kassenbereiches 

durdisdinitt- 

lidie 

Inansprudi- 

nahmequote 

1971 

(in V. H.) 

relative 
mittlere 
Streuung 
(in V. H.) 

Anzahl 
der Kassen 
absolut 

durchschnitt- 

liche 

Inanspruch- 

nahmequote 

1. Juli 1971 
bis 

31. März 1972 
(in V. H.) 

relative 
mittlere 
Streuung 
(in V. H,) 

Anzahl 
der Kassen 
absolut 

rein ländlich 

(keine Stadt mit über 
50 000 Einwohnern im 
Einzugsgebiet) 

25,20 

45,52 

655 

7,64 

90,75 

655 

gemischt städtisch-ländlich 

24,17 

44,81 

668 

9,10 

91,80 

668 

rein städtisch 

(nur Stadtgebiet einer 
Stadt mit über 100 000 
Einwohnern) 

19,95 

51,60 

112 

12,25 

88,03 

112 

bundesunmittelbare 

Kassen 

39,35 

36,37 

132 

14,42 

46,43 

132 

insgesamt . . . 

28,12 

49,68 

1 567 

10,56 

79,88 

1 567 


Quelle : Totalerhebung des BMA 


136 . Die Struktur des Kassenbereiches (Großstadt, 
Land, gemischte Struktur) ist nicht eindeutig mit der 
Höhe der Inanspruchnahmequoten korreliert (siehe 
Tabelle 11). Unter dem Einfluß der mitgliederstar- 
ken Angestellten-Ersatzkassen übertreffen die bun- 
desweiten Krankenkassen weit den Durchschnitt. 
Die Krankenkassen mit großstädtischem Kassenbe- 
reich liegen bei den Männern über den anderen 
Krankenkassen, bei den Frauen bilden sie dem- 
gegenüber das Schlußlicht. Das häufig vermutete 
Stadt-Land-Gefälle ließe sich demnach nur bei den 
Männern belegen. 

137 . Die statistische Analyse läßt weiterhin den 
Schluß zu, daß die freiwilligen Versicherten und 
ihre Familienangehörigen insbesondere in den städ- 
tischen Zentren eine höhere Inanspruchnahmequote 
als die Pflichtmitglieder haben (vorwiegend höher 
verdienende Angestellte, qualifizierte Selbständige), 
die freiwilligen Versicherten in den übrigen Gebie- 


ten hingegen kaum eine höhere Inanspruchnahme- 
quote als die Pflichtversicherten. 

138 . Ein systematischer Zusammenhang zwischen 
Höhe des Grundlohnes und der Inanspruchnahme- 
quote konnte nicht festgestellt werden. Dabei ist 
allerdings zu bemerken, daß dieser Faktor nur 
einen sehr unvollkommenen Indikator für die 
eigentliche potentielle Einflußgröße „Einkommen" 
beinhaltet. 

139 . Die künftige Entwicklung der Inanspruch- 
nahmequoten des Männerprogramms und des 
Frauenprogramms läßt sich nach den vorliegenden 
statistischen Unterlagen nur schwer Vorhersagen. 
Eine Analyse der Entwicklung im 1. und 2. Halbjahr 
1971 zeigt, daß offensichtlich im allgemeinen nach 
einer gewissen Anlaufzeit neue Personenkreise für 
die Inanspruchnahme der Krankheitsfrüherkennungs- 
programme gewonnen werden können. So konnten 
beispielsweise die RVO-Kassen bei dem Frauenpro- 
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gramm im 2. Halbjahr noch erhebliche Steigerun- 
gen erzielen (s. Tabelle 31). Das Potential an Ver- 
sicherten. die ohne zusätzliche Maßnahmen gewon- 
nen werden können, scheint jedoch nicht allzu groß 
zu sein. So war die absolute Zahl der Inanspruch- 
nahmen bei den Arbeiter- und Angestellten-Ersatz- 
kassen, die bereits im ersten Halbjahr eine relativ 
hohe Inanspruchnahmequote erzielten, im 2. Halb- 
jahr (im Gegensatz zu den RVO-Kassen) rückläufig, 
obwohl die Inanspruchnahmequote der Ersatzkas- 


sen insgesamt bei „nur" rd. 45 v. H. im Jahre 1971 
lag. Ferner ist ungewiß, inwieweit die Versicherten, 
die die Leistungen einmal in Anspruch genommen 
haben, dies auch in Zukunft regelmäßig tun werden. 

Insgesamt ergibt sich daraus die Vermutung, daß 
sich die Inanspruchnahmequote der Krankheitsfrüh- 
erkennungsuntersuchungen für Männer und Frauen 
ohne zusätzliche Maßnahmen nicht wesentlich stei- 
gern läßt. 


IV. Medizinische Auswertung der Ergebnisse der Untersuchungen zur Früherkennung 
von Krankheiten 


1. Vorbemerkung 

140. Für die medizinische Auswertung der Ergeb- 
nisse der Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten stehen lediglich von der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung gesammelte und zusam- 
mengestellte Zahlen aus dem 3. und 4. Vierteljahr 
1971 — über die Kinderuntersuchungen auch aus 
dem 1. Vierteljahr 1972 — zur Verfügung. Die Zah- 
len umfassen nicht das gesamte Bundesgebiet; we- 
gen technischer Umstellungsschwierigkeiten fehlen 
die Untersuchungsergebnisse aus den Bereichen von 
drei kassenärztlichen Vereinigungen. 

Für eine ins einzelne gehende Analyse ist das Zah- 
lenmaterial nicht ausreichend, da es nur zwei bzw. 
drei Vierteljahre nach Einführung der Früherken- 
nungsuntersuchungen umfaßt. Eine medizinisch-wis- 
senschaftliche Auswertung, die nach § 369 Abs. 2 
RVO den Krankenkassen und den kassenärztlichen 
Vereinigungen gemeinsam übertragen ist, liegt noch 
nicht vor. Dieser Bericht kann nur einen orientieren- 
den Überblick über die bei den Untersuchungen er- 
hobenen Befunde geben, der gewisse Hinweise, 
aber sonst nur eine sehr begrenzte Aussagekraft 
über Wert und Nutzen dieser Untersuchungen aus 
medizinischer Sicht enthält. Erst nach einem längeren 
Zeitraum wird dazu Stellung genommen werden 
können. 

141. Zum richtigen Verständnis der Zahlen ist es 
notwendig, darauf hinzuweisen, daß die Früherken- 
nungsuntersuchungen, wie sie nach den Richtlinien 
des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkas- 
sen durchgeführt werden, lediglich ein Screening 
darstellen, das die Aufgabe hat, verdächtige Be- 
funde festzustellen, denen dann durch eingehendere 
Untersuchungen nachgegangen werden muß. Die 
Zahl der als auffällig und verdächtig bezeichneten 
Untersuchungsfälle besagt also nicht, daß wirklich 
Krankheiten der gesuchten Art in dieser Anzahl vor- 
handen sind; es kann aus diesen Zahlen auch nicht 
auf den Gesundheitszustand der untersuchten Per- 
sonenkreise geschlossen werden. 


2. Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten bei Kindern 

142. Für die Früherkennung von Krankheiten bei 
Kindern bis zur Vollendung des vierten Lebens- 
jahres sind nach den Richtlinien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte und Krankenkassen sieben Unter- 
suchungen vorgesehen, die zu folgenden Zeiten 
durchgeführt werden sollen: 

1. Untersuchung (U 1) 

unmittelbar nach der Geburt 
(Neugeborenen-Erstuntersuchung) 

2. Untersuchung (U 2) 

vom 5. bis 10. Lebenstag 
(Neugeborenen-Basisuntersuchung) 

3. Untersuchung (U 3) 

in der 4. (spätestens 6.) Lebenswoche 

4. Untersuchung (U 4) 

im 4. bis 6. Lebensmonat 

5. Untersuchung (U 5) 

im 9. bis 12. Lebensmonat 

6. Untersuchung (U 6) 

im 21. bis 24, Lebensmonat 

7. Untersuchung (U 7) 

im 4. Lebensjahr. 

Bei diesen Untersuchungen soll durch einen im 
„Untersuchungsheft für Kinder" (siehe Anlage 3) 
standardisierten Untersuchungsgang ermittelt wer- 
den, ob sich Verdachtsmomente für folgende Krank- 
heiten oder Gesundheitsschäden ergeben- 

1. Adrenogenitales Syndrom 

2. Augenfehler 

3. Cerebralparesen 

4. Diabetes 

5. Dystrophie (chronische Gedeihstörungen) 

6. Fehlbildungen: Hüftgelenksanomalien 

7. Fehlbildungen, andere orthopädische 
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8. Fehlbildungen, nicht orthopädische | 

9. Harnwegsinfektionen 

10. Harnwegsmißbildungen 

11. Herzfehler ^ 

12. Hoden-Lageanomalien I 

13. Hörschäden ' 

14. Psychische Entwicklungsstörungen 

15. Rachitis 

16. Schilddrüsenerkrankungen 

17. Sprachstörungen 

18. Statische/statomotorische 
Entwicklungsstörungen 

19. Stoffwechselstörungen (ausgenommen Diabetes). 

143 . Aus dem von der Kassenärztlichen Bundesver- 
einigung vorgelegten Dokumentationsbericht über ! 
diese Untersuchungen bei Kindern im 2. Halbjahr ; 
1971 und im 1. Vierteljahr 1972 ergibt sich zunächst, i 
daß die einzelnen Untersuchungen sehr unterschied- 
lich in Anspruch genommen worden sind. ■ 


Folgende Untersuchungszahlen sind dokumentiert: 



3. Viertel- 
jahr 1971 

4. Viertel- 
jahr 1971 

1. Viertel- 
jahr 1972 

Summe 

U 1 

68 865 

116 279 

123 773 

308 917 

U2 

77 421 

124 285 

132 700 

334 406 

U3 

61 151 

113 235 

120 374 

294 760 

U4 

36 218 

75 333 

109 669 

221 220 

U5 

28 675 

51 452 

61 622 

141 749 

U6 

21 587 

39 103 

43 065 

103 755 

U7 

49 561 

72 072 

52 200 

173 833 

Die 

Kassenärztliche 

Bundesvereinigung 

weist zu 


diesen Zahlen zusätzlich darauf hin, daß vermutlich j 
die Ergebnisse der Neugeborenen-Erstuntersuchung i 
(U 1) und der Neugeborenen-Basisuntersuchung 
(U 2), die fast ausschließlich von Krankenhaus- 
ärzten oder Hebammen durchgeführt werden, nur 
unvollständig den jeweils zuständigen Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen zur Auswertung übermittelt 
wurden. 

I 

144 . Aus den dokumentierten Zahlen kann trotz- 
dem abgelesen werden, daß in allen Quartalen der 
Anlaufzeit die Untersuchungen in den ersten Tagen 
und Wochen nach der Geburt wesentlich häufiger in ! 
Anspruch genommen worden sind als die späteren i 
Untersuchungen. 

145 . Aus dem statistischen Material der medizini- 

schen Daten, die bei den einzelnen Untersuchungen 
gewonnen wurden, können im Hinblick auf den 
relativ kurzen Beobachtungszeitraum nur in sehr 
begrenztem Umfang Schlüsse gezogen werden. i 

Es wird aber deutlich, daß zu allen oben genannten | 
Krankheiten Verdachtsfälle in einer solchen Zahl : 
gefunden worden sind, daß auf eine Bewährung ^ 


der mit den Untersuchungsrichtlinien festgelegten 
Screening-Methode geschlossen werden kann. Es 
ist auch klar erkennbar, daß die untersuchenden 
Ärzte die Möglichkeit, aufgrund von Verdachtsbe- 
funden weitere Maßnahmen zur Klärung zu veran- 
lassen, in großem Umfang genutzt haben. Solche 
weiteren Maßnahmen wurden 


bei der U 1 in rund 7 v. H. 
bei der U 2 in rund 15 v. H. 
bei der U 3 in rund 23 v. H. 
bei der U 4 in rund 28 v. H. 
bei der U 5 in rund 24 v. H. 
bei der U 6 in rund 30 v. H. 
bei der U 7 in rund 39 v. H. 


der Fälle, 
der Fälle, 
der Fälle, 
der Fälle, 
der Fälle, 
der Fälle, 
der Fälle 


veranlaßt. 


146 . Dies bedeutet naturgemäß nicht, daß etwa 
bei der gleichen Prozentzahl von Kindern Gesund- 
heitsschäden vorliegen. Die Zahl der tatsächlich be- 
stehenden Gesundheitsstörungen, die immer nur bei 
genauerer Untersuchung zu ermitteln sind und die 
aus diesem statistischen Material nicht erschlossen 
werden können, muß wesentlich niedriger liegen. 

Gleiches gilt für die in dem statistischen Material 
enthaltenen Zahlen, mit denen dokumentiert ist, wie 
häufig von den untersuchenden Ärzten im Rahmen 
dieses Screening ein Verdacht auf die genannten 
einzelnen Gesundheitsschäden angegeben wurde. 
Auch die Zahlen solcher „Verdachtsdiagnosen" kön- 
nen noch nichts über die Zahlen der nur nach speziel- 
ler Untersuchung wirklich feststellbaren Gesund- 
heitsstörungen aussagen. 


147 . Dies ergibt sich auch daraus, daß der prozen- 
tuale Anteil der einzelnen „Verdachtsdiagnosen" 
nicht nur von Diagnose zu Diagnose verschieden ist, 
sondern daß auch bei der gleichen Diagnose von Un- 
tersuchung zu Untersuchung der Prozentsatz der 
Verdachtsfälle wechselt. Das liegt daran, daß bei den 
meisten der genannten Gesundheitsstörungen im 
Frühstadium nur wenig eindeutige Befunde zu er- 
heben sind, während in späteren Stadien die 
Diagnose leichter zu stellen ist. 

So werden beispielsweise folgende Zahlen aus dem 
IV. Quartal 1971 verständlich: 


Verdacht auf Augenfehler 
bei der U 4 (4. bis 6, Lebensmonat) === 1,9 v. H. 
bei der U 7 (4. Lebensjahr) = 7,1 v. H. 


Verdacht auf Cerebralparese 
bei der U 4 (4. bis 6. Lebensmonat) ^ 1,4 v. H. 
bei der U 7 (4. Lebensjahr) = 0,3 v. H. 


Verdacht auf Ilüftgelenksanomalie 
bei der U 2 (5. bis 10. Lebenstag) 
bei Mädchen 
bei Knaben 


2,1 V. H. 
1,4 V. H. 
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bei der U 4 (4. bis 6. Lebensmonat) 

bei Mädchen ^ 11,3 v.H. 
bei Knaben 7,2 v. H. 

bei der U 7 (4. Lebensjahr) 

bei Mädchen = 1,1 v.H. 

bei Knaben = 0,9 v. H. 

Verdacht auf Herzfehler 

bei der U 3 (4. bis 6. Lebenswoche) = 0,9 v. H. 

bei der U 7 (4. Lebensjahr) = 2,2 v. H. 

Verdacht auf psychische Entwicklungsstörung 
bei der U 5 (9. bis 12. Lebensmonat) — 0,4 v. H. 

bei der U 7 (4. Lebensjahr) == 2,3 v. H. 


3. Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krebskrankheiten bei Frauen 

a) Genitalkrebs 

148. Die Zahl der auswertbaren Untersuchungen 
betrug im 3. und 4. Vierteljahr 1971 1 598 422 klini- 
sche Untersuchungen und 1 569 499 zytologische Un- 
tersuchungen. Die klinischen Untersuchungen er- 
brachten in 96,10 V. H. einen unauffälligen Befund 
und in 3,90 v. H. einen verdächtigen oder positiven 
Befund. Das zytologische Untersuchungsergebnis 
war in 97,90 v. H. unauffällig, in 1,39 v. H. verdäch- 
tig, in 0,33 V. H, positiv und in 0,38 v. H. nicht ver- 
wertbar (Tabelle 12). 

b) Krebs der Mamma 

149, 1 598 160 Untersuchungen im 3. und 4. Viertel- 
jahr 1971 konnten ausgewertet werden. Sie wiesen 


in 97,69 v. H. einen klinisch unauffälligen und in 
2,31 V. H. einen klinisch verdächtigen oder positiven 
Befund auf (Tabelle 12). 

c) Krebs des Rektums 

150. Bei 1 598 425 Untersuchungen im 3. und 
4. Vierteljahr 1971 wurde in 99,68 v. H. ein unauffäl- 
liger Befund und in 0,32 v. H. ein verdächtiger oder 
positiver Befund erhoben (Tabelle 12). 

d) Unbekannte behandlungsbedürftige Nebenbefunde 

151. Bei rund 26 v. H. der Untersuchungen wurden 
unbekannte behandlungsbedürftige Nebenbefunde 

I festgestellt. Die Dokumentation sagt nichts über Art, 
Sitz und Umfang solcher Befunde aus. Bemerkens- 
wert ist, daß die Zahl dieser Nebenbefunde in den 
jüngeren Jahrgängen deutlich höher liegt als in den 
I älteren Jahrgängen. 


4. Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krebserkrankungen bei Männern 

a) Krebs des Rektums 

152. Bei 391411 klinischen Untersuchungen im 3. 
und 4. Vierteljahr 1971 fand sich in 98,86 v.H. ein 
unauffälliger Befund, in 1,14 v.H. ein verdächtiger 
oder positiver Befund (Tabelle 12). 

b) Krebs der Prostata 

153. Bei diesen Untersuchungen wird nicht ein un- 
auffälliger, verdächtiger oder positiver Befund doku- 
mentiert, sondern es wird festgehalten, ob die 


Tabelle 12 


Krebs-Früherkennungsuntersuchungen 

3. und 4. Vierteljahr 1971 



Art der 
Untersuchung 

Zahl der 
Untersuchungen 


Ergebnis 


Untersuchung auf 

unauf- 

fällig 

verdächtig 

positiv 

nicht ver- 
wertbar 

Genitalkrebs 

klinisch 

Frauen 

1 598 422 

96,10 

3,85 

0,05 



zytologisch 

1 569 499 

97,90 

1,39 

0,33 

0,38 

Krebs der Mamma 

klinisch 

1 598 160 

1 

97,69 

1 

2,27 

0,04 

— 

Krebs des Rektums 

klinisch 

1 598 425 

99,68 

1 

0,31 

0,01 

— 

Krebs des Rektums 

1 klinisch 

1 

Männer 

1 391411 

1 98,86 

1,07 

0,07 

— 
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Prostata überkastaniengroß ist und/oder Knoten auf- 
weist. Diese Befunde sind nicht krebsspezifisch, kön- 
nen aber Veranlassung zu weiteren Untersuchungen 
sein. Die gefundenen Abweichungen sagen also nur 
sehr begrenzt etwas über einen Verdacht auf 
Prostatakrebs aus. Eine überkastaniengroße Prostata 
wurde in 23,98 v. H., Knoten wurden in 6,73 v. H. 
von 391 411 Untersuchungen im 3. und 4. Viertel- 
jahr 1971 gefunden. 

Auch Veränderungen an den regionären Lymphkno- 
ten können auf einen Krebs hinweisen; es gilt aber 
auch hier, daß Veränderungen dieser Lymphknoten 
nicht krebsspezifisch sind, sondern wesentlich häu- 
figer aus vielen anderen Gründen auftreten. In 2,05 
V. H. der Untersuchungen fanden sich Abweichungen 
an den regionären Lymphknoten. 


V. Dokumentation 


1. Aufzeichnungen und Bescheinigungen 

155. Zur Aufgabe des Bundesausschusses der Ärzte 
und Krankenkassen im Zusammenhang mit der Kon- 
kretisierung der gesetzlichen Früherkennungsmaß- 
nahmen gehört auch, Richtlinien über die notwen- 
digen Aufzeichnungen über die Früherkennungs- 
untersuchungen, d. h. für die Gestaltung einer zweck- 
mäßigen Dokumentation der Ergebnisse der einzel- 
nen Untersuchungen, zu beschließen. Entsprechende 
Bestimmungen sind Bestandteil der Kinder-Richt- 
linien und Krebsfrüherkennungs-Richtlinien gewor- 
den (vgl. Tz. 57). Es handelt sich hierbei um das Un- 
tersuchungsheft für Kinder und Berichtsvordrucke 
für die Früherkennungsuntersuchungen bei Krebs. 

156. Zur Beurteilung des angewandten Verfahrens 
ist es notwendig, auf einige Gesichtspunkte hinzu- 
weisen. Die Dokumentationsvorlage muß mehrere 
Funktionen erfüllen. Es ist erforderlich, daß sie 

— den Untersuchungsgang standardisiert (Anleitung 
für den Untersuchungsablauf), 

— im Interesse der bestmöglichen Information des 
Folgeuntersuchungen durchführenden Arztes me- 
dizinische Daten, insbesondere pathologische Be- 
funde, weitergibt (Informationsträger für nachfol- 
gende Untersuchungen und Behandlungen), 

— sachgerecht Ergebnisse zur Auswertung festhält 
(Dokumentationsblatt) , 

— Kontrolle der Durchführung und Abrechnung er- 
möglicht (Abrechnungsunterlage), 

— und für die elektronische Datenverarbeitung ver- 
wendbar ist (Beleg zur Datenerfassung). 

157. Nach übereinstimmenden Berichten haben sich 
die Dokumentationsvorlagen hinsichtlich der vorge- 
nannten Funktionen bewährt. Vom Bundesverband 
der Innungskrankenkassen ist allerdings die Taug- 


Die Früherkennungsuntersuchung beim Mann sieht 
auch eine Urinuntersuchung auf Eiweiß, Zucker und 
Blutbestandteile vor. Pathologische Befunde, die für 
sich allein keine Aussagekraft haben, fanden sich 
bei der Untersuchung auf Eiweiß in 5,72 v. H., auf 
Zucker in 3,28 v. H. und auf Blutbestandteile in 
5,41 V. H. der Fälle. 

c) Unbekannte behandlungsfähige Nebenbefunde 

154. Unbekannte behandlungsbedürftige Nebenbe- 
funde wurden bei den 391411 Untersuchungen im 
3. und 4. Vierteljahr 1971 in 14,54 v. H. festgestellt. 
Es bleibt die Frage nach Art, Sitz und Umfang dieser 
Befunde offen und auch, ob in dieser Zahl oben 
näher bezeichnete nicht krebsspezifische Befunde 
(z. B. Eiweiß oder Zucker im Urin) enthalten sind. 


lichkeit der Dokumentationsblätter für die Krebs- 
früherkennungsuntersuchungen als Informationsträ- 
ger für nachfolgende Untersuchungen in Zweifel ge- 
zogen worden, insbesondere für den Fall, daß solche 
Untersuchungen durch einen anderen Arzt vorge- 
nommen werden. Demgegenüber hat die Kassenärzt- 
liche Bundesvereinigung darauf hingewiesen, daß 
sie auch in solchen Fällen bei entsprechender schrift- 
licher oder mündlicher Rückfrage eine rasche syste- 
matische und vollständige Auskunft in jedem Falle 
erleichtern. 

158. Kennzeichen der Gestaltung der Dokumenta- 
tion für die Kinder-Untersuchungen ist die Einfüh- 
rung von Untersuchungsbögen für die einzelnen Un- 
tersuchungen in einem „Untersuchungsheft für Kin- 
der" und damit die Schaffung eines in die Hände der 
Erziehungsberechtigten der Kinder gelangenden fort- 
laufenden Informationsträgers (vgl. auch Tz. 58). Die 
Entscheidung des Bundesausschusses der Arzte und 
Krankenkassen für diese Form der Dokumentation 
beruhte auf der Erwägung, daß beim gegenwärtigen 
Stand der Entwicklung durch ein Untersuchungsheft, 
in dem die Daten aller durchgeführten Untersuchun- 
gen gesammelt werden können, in geeigneter und 
einfacher Weise dem untersuchenden Arzt Informa- 
tionen über die jeweils vorausgegangenen Unter- 
suchungen vermittelt werden können und eine indi- 
viduelle Verlaufskontrolle des jeweils zu Unter- 
suchenden ermöglicht wird. Naturgemäß wird diese 
Form einer „offenen" Dokumentation medizinischer 
Daten, auch wenn nur für die Hände der Erziehungs- 
berechtigten bestimmt, nicht als völlig problemlos 
angesehen. 

Die bisher vorliegenden Erfahrungen, die insbeson- 
dere durch das Fehlen irgendwelcher Einwendungen 
gekennzeichnet sind, lassen jedoch nach Auffassung 
der Beteiligten die Folgerung zu, daß ursprünglich 
gehegte Befürchtungen bisher nicht bestätigt wur- 
den. 
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159. Als zu kurz für eine abschließende Beurteilung 
wird der bisher abgelaufene Zeitraum angesehen, 
soweit es Erfahrungen mit der Aufbewahrung und 
Behandlung der Untersuchungshefte durch die Erzie- 
hungsberechtigten geht. Zwar sind in Einzelfällen 
nichtpflegliche Behandlung oder sogar Verlust eben- 
so wie die Nichtvorlage bei den anstehenden Unter- 
suchungen beobachtet worden. Dies wird aber teil- 
weise auf Anlaufschwierigkeiten zurückgeführt, die 
im Laufe des mit der Praktizierung der Früherken- 
nungsmaßnahmen auch für die Versicherten verbun- 
denen „Lernprozesses" zu beseitigen sein werden. 
Endgültige Folgerungen werden sich jedoch vermut- 
lich erst nach mehrjähriger Beobachtung ziehen las- 
sen können. 

160. Besondere Erfahrungen über die Ausführung 
der Dokumentation sind nicht mitgeteilt worden. 
Dem Bericht der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gung ist aber zu entnehmen, daß Dokumentations- 
blätter, die unvollständig ausgefüllt sind, an den 
Arzt zurückgegeben werden. 


2. Sammlung und Auswertung der Untersuchungs- 
ergebnisse 

161. § 369 Abs. 2 RVO in der durch das 2. KVAG 
bestimmten Fassung regelt; 

„Die Kassen und Kassenärztlichen Vereinigungen 
haben die bei Durchführung von Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten anfallenden Er- 
gebnisse zu sammeln und auszuwerten; dabei ist 
sicherzustellen, daß Rückschlüsse auf die Person 
des Untersuchten ausgeschlossen sind," 

Der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
hat in die Richtlinien keine näheren Anweisungen 
über die Auswertung der Untersuchungsergebnisse 
aufgenommen. Die Richtlinien beschränken sich inso- 
weit auf eine organisatorische Lösung, die den Ver- 
tragspartnern, nämlich Kassenärztlicher Bundesver- 
einigung einerseits sowie Bundesverbänden der 
Krankenkassen, Verbänden der Ersatzkassen und 
Bundesknappschaft andererseits, die nähere Rege- 
lung im Vertragswege zuweist. Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung hat diesem Punkte be- 
sondere Bedeutung beigemessen, als er bei der Billi- 
gung der Richtlinien der Erwartung Ausdruck gege- 
ben hat, daß die Richtlinien hinsichtlich der Auf- 
zeichnungen und der Dokumentation zu Vereinba- 
rungen zwischen den Spitzenverbänden der Kran- 
kenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gung führen mögen, damit eine bundeseinheitliche 
Zusammenfassung, Auswertung und Veröffent- 
lichung der Ergebnisse bewirkt werden kann. 

162. Zu entsprechenden Vereinbarungen ist es bis- 
her noch nicht gekommen, ln Zusammenarbeit der 
Beteiligten untereinander waren jedoch Vorarbeiten 
zur Auswertung und Veröffentlichung von Unter- 
suchungsergebnissen zum Zeitpunkt dieses Berichts 
bereits in Angriff genommen worden, über den 
Stand läßt sich nach entsprechender Mitteilung 


durch die Kassenärztliche Bundesvereinigung fol- 
gendes mitteilen: 

Die auf den Befundberichten beantworteten medizi- 
nischen Fragen werden bei allen Früherkennungs- 
maßnahmen von den Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen vollständig auf Datenträger übernommen. Somit 
ist sichergestellt, daß alle Daten für eine medizini- 
sche Dokumentation und Auswertung zur Verfügung 
stehen. Die bundeseinheitliche Zusammenfassung 
dieser Ergebnisse ist für die Anlaufphase bis zum 
Zeitpunkt dieses Berichts bereits erfolgt. Hinsichtlich 
der Auswertung der Ergebnisse ist zunächst eine 
reine Häufigkeitsstatistik erstellt worden, die die 
Zahl der Untersuchungsfälle und die Befundergeb- 
nisse erfaßt, unterteilt nach Altersjahrgängen, Ge- 
schlecht, Kassenart und Bereich der Kassenärztlichen 
Vereinigung. Diese Summenstatistik ergibt einen 
Überblick über den absoluten Umfang der Inan- 
spruchnahme der Vorsorgemaßnahmen und ihrer Er- 
gebnisse. Durch das Fehlen verläßlicher Bezugszahlen 
könne jedoch über den Nutzen der getroffenen Maß- 
nahmen nach Meinung der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung lediglich Vermutungen angestellt wer- 
den; eine weitergehende medizinisch-wissenschaft- 
liche Auswertung der Ergebnisse (durch Korrelations- 
statistiken u. ä.) werfe schwierige methodisch-statisti- 
sche Fragen auf, für die z. Z. in Zusammenarbeit mit 
einem wissenschaftlichen Beratefgremium Lösungen 
erarbeitet würden. Für die Ergebnisse der zurück- 
liegenden Anlaufphase (3. und 4. Vierteljahr 1971) 
müsse die Frage geprüft werden, ob über die er- 
wähnte Häufigkeitsstatistik hinaus eine weiterge- 
hende wissenschaftliche Auswertung (insbesondere 
die Einbeziehung von Anamnesedaten) überhaupt 
sinnvoll sei. 

163. Die Berechtigungsscheine, die der Versicherte 
bei Inanspruchnahme von Früherkennungsleistun- 
gen dem Arzt vorzulegen hat, können ebenfalls eine 
Grundlage zur Gewinnung bestimmter, allerdings 
nicht medizinischer Erkenntnisse bilden. Die Berech- 
tigungsscheine dienen zunächst als Abrechnungsun- 
terlage für die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
werden von dort den ausstellenden Krankenkassen 
zugeleitet. Hier können durch Vergleiche zu der 
Zahl der anspruchsberechtigten Versicherten Analy- 
sen der Inanspruchnahme vorgenommen werden. 
Wie der Bundesverband der Innungskrankenkassen 
mitteilt, erweisen sich solche Arbeiten insbesondere 
als notwendig, um im Interesse der wirksamen Ge- 
staltung der Aufklärungsmaßnahmen durch die 
Krankenkassen Folgerungen ziehen zu können. 

164. § 369 Abs. 2 zweiter Halbsatz RVO enthält 
eine Regelung des medizinischen Datenschutzes 
.(vgl Tz. 161). Diesem Gesichtspunkt trägt das von 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung prakti- 
zierte Auswertungsverfahren Rechnung. Entspre- 
chend ihrem Bericht ist gewährleistet, daß Rück- 
schlüsse auf die Person des Untersuchten ausge- 
schlossen sind. Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
haben den Ärzten Anweisungen gegeben, den Be- 
fundbericht, der die medizinischen Daten enthält, je- 
weils hinter den entsprechenden Berechtigungs- 
schein zu legen und somit beide Formulare zusam- 


41 



Drucksache 7/454 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


men zur Abrechnung einzureichen. Nachdem die An- 
gaben auf dem Befundbericht auf Vollständigkeit 
hin überprüft worden sind, wird dieser Berechti- 
gungsschein getrennt, auf dem keine Angaben über 
das Untersuchungsergebnis aufgenommen sind. Nur 
der Berechtigungsschein gelangt in den Besitz der 


Zahlungspflichtigen Krankenkasse. Die Daten des 
Befundberichts, auf dem der Name des Untersuchten 
unleserlich gemacht worden ist, werden von den 
Kassenärztlichen Vereinigungen auf Datenträger 
übernommen; nach der Übernahme der Angaben auf 
Datenträger werden die Originalberichte vernichtet. 


VI. Aufwendungen für FrUherkennungsmaßnahmen 
1. Vorbemerkung 

165. Die Aufwendungen, die die Krankenkassen 
nach Einführung der Früherkennungsmaßnahmen ge- 
mäß § 181 Abs. 1 RVO hatten, sind im Rahmen der 
amtlichen Statistik durch eine zusätzliche Befragung 
der Versicherungs träger festgestellt worden. Den 
Krankenkassen war dabei aufgegeben, für Zwecke 
dieses Berichtes außer den Aufwendungen auch die 
Leistungsfälle zu ermitteln, und zwar getrennt für 
das 2. Halbjahr 1971 und das 1. Halbjahr 1972. Bis 
zur Abfassung des Berichtes war es den Kassen je- 
doch nicht mehr möglich, die Daten für das 1. Halb- 
jahr 1972 vorzulegen. Die nachstehend wiedergege- 
benen Zahlen über das 1. Vierteljahr 1972 sind da- 
her den von der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gung zur Verfügung gestellten Unterlagen entnom- 
men worden; für das 2. Vierteljahr 1972 konnten 
auch von ihr noch keine vollständigen Angaben mit- 
geteilt werden, so daß auf ihre Auswertung verzich- 
tet wurde. 

Die Maßnahmen zur Früherkennung von Krankhei- 
ten im 2. Halbjahr 1971 wurden von den Kranken- 
kassen getrennt nach Versichertengruppen und in- 
nerhalb dieser nach Männern, Frauen und Kindern 
statistisch festgehalten. Angaben darüber finden sich 
in der Tabelle A 5 im Anhang. Die von der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung gelieferten Zahlen für 
das 1. Vierteljahr 1972 wurden von ihr nur nach 
Männern, Frauen und Kindern je Kassenart geglie- 
dert. 

166. Die von den Krankenkassen mitgeteilten Zah- 
len über Fälle (Personen) und Aufwendungen für 
Früherkennungsmaßnahmen im 2. Halbjahr 1971 
müssen mit Vorbehalt betrachtet werden. Errechnet 
man nämlich mit Hilfe der Aufwendungen und der 
Fälle die Kosten je Fall, so zeigen sich — auch nach 
Kassenarten — erhebliche Abweichungen von den 
Vergütungssätzen, die zwischen den Ärzten und den 
Krankenkassen vereinbart worden waren. Deshalb 
wurde für diesen Bericht eine derartige Auswertung 
nicht vorgenommen. Die Abweichungen lassen ver- 
muten, daß die Krankenkassen bei der Erfassung 
dieser Daten Schwierigkeiten gehabt haben, die 
durch das Anlaufen des Früherkennungsprogramms 
verursacht waren. Es ist ferner möglich, daß die Er- 
mittlung der Aufwendungen einerseits und der Lei- 
stungsfälle andererseits nicht überall auf Grund der 
gleichen Unterlage vorgenommen wurde, wodurch 
sich Unterschiede in der Zuordnung der zusammen- 
gehörenden Fälle und Aufwendungen ergeben ha- 


ben könnten. Schließlich kann auch angenommen 
werden, daß die Krankenkassen nicht immer — vor 
allem in den ersten Monaten nach Inkrafttreten der 
neuen Leistungen — die Früherkennungsmaßnah- 
men nach § 181 Abs. 1 RVO von den satzungsmäßig 
gewährten Maßnahmen nach § 187 Nr. 4 RVO tren- 
nen konnten. Jedenfalls lassen Erfahrungen der die 
Statistik aufbereitenden Stellen der Länder (Statisti- 
sche Landesämter) bei der Zusammenstellung der 
Zahlen darauf schließen, ohne daß gesagt werden 
kann, in welchem quantifizierbaren Ausmaß der- 
artige Fehlzuordnungen vorgenommen worden sind. 
Aus diesen Gründen können die Angaben der Kran- 
kenkassen nur als eine Größenordnung betrachtet 
werden, aus denen keine zu weitgehenden Schlüsse 
über eine unterschiedliche Inanspruchnahme nach 
Personenkreisen und nach Kassenarten gezogen 
werden können. 


2. Fälle und Aufwendungen der Früherkennungs- 
maßnahmen im ganzen 

167. In den Statistiken der Krankenkassen wurden 
im 2. Halbjahr 1971 im ganzen rd. 3 499 000 Fälle 
nachgewiesen. Davon entfielen auf die Frauen er- 
heblich mehr Untersuchungsfälle (rd. 2 100 000) als 
auf die Männer (rd. 509 000), was u. a. auch mit dem 
in Betracht kommenden größeren Personenkreis an 
anspruchsberechtigten Frauen zusammenhängt. Bei 
den Kindern, für die 1971 rd. 890 000 Untersuchungs- 
fälle erfaßt wurden, muß man bedenken, daß sich 
diese Zahl nicht mit der Zahl der im Berichtszeit- 
raum untersuchten Kinder deckt, da für jedes Kind 
in dieser Zeit mehrere Untersuchungen in Anspruch 
genommen werden konnten. 

168. An Ausgaben haben die Kassen für diesen 
Zeitraum 83,77 Millionen DM angegeben; sie mach- 
ten 0,55 V. H. der gesamten Leistungsausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung in diesem Halb- 
jahr aus. Bezieht man — nach Personenkreisen ge- 
trennt — die Untersuchungskosten auf die Lei- 
stungsausgaben, so stellt man fest, daß der Anteil 
bei den Frauen 0,37 v. H. betrug, während die Un- 
tersuchungskosten für die Männer (0,07 v. H.) und 
für die Kinder (0,11 v. H.) eine geringere Belastung 
für die Krankenkassen darstellten (s. Tabelle 13). 

169. Ini 1. Vierteljahr 1972 kamen nach Mitteilung 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung rd. 1 869000 
Fälle von Früherkennungsuntersuchungen bei Män- 
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Tabelle 13 


Die Ausgaben für Früherkennungsmaßnahmen nach § 181 Abs. 1 RVO 
in V. H. der Leistungsausgaben 

2. Halbjahr 1971 


Kassenart 

Kinder | 

Frauen j 

Männer 

insgesamt 

Ortskrankenkassen 

0,08 

0,32 

0,07 

0,47 

Landkrankenkassen 

0,13 

0,37 

0,06 

0,56 

Betriebskrankenkassen 

0,08 

0,39 

0,06 

0,53 

[nnungskrankenkassen 

0,14 

0,31 

0,07 

0,52 

See-Krankenkasse 

0,04 

0,11 

0,01 

0,16 

Ersatzkassen für Arbeiter 

0,20 

0,42 

0,08 

0,70 

Ersatzkassen für Angestellte 

0,20 

0,53 

0,07 

0,80 

Bundesknappschaft 

0,01 

0,07 

0,01 

0,09 

alle Kassen 

i 

0,11 

0,37 

0,07 

! 0,55 

1 


nern, Frauen und Kindern hinzu. Hierfür wurden 
51,53 Millionen DM aufgewandt. Das waren 0,63 
V. H. der Leistungsausgaben der Kassen in diesem 
Vierteljahr (s. Tabelle 14). Daraus geht hervor, daß 
sich die relative finanzielle Belastung der Kassen 
durch Früherkennungsmaßnahmen 1972 etwas er- 
höht hat. Das läßt vermuten, daß die Inanspruch- 
nahme von Früherkennungsuntersuchungen im 
ersten Vierteljahr 1972 gegenüber 1971 zugenom- 
men hat. 


Nach einzelnen Personengruppen betrachtet zeigt 
sich, daß der Anstieg des Kostenanteils nur für die 
Untersuchungen von Kindern und Frauen eingetre- 
ten ist, nicht jedoch für die von Männern, bei denen 
die relativen Kosten keine nennenswerten Verände- 
rungen erkennen lassen. 

In den nachfolgenden Ausführungen werden die 
Zahl der Fälle und die Kosten noch etwas näher nach 
den einzelnen Personengruppen untersucht. 


Tabelle 14 


Die Ausgaben für Früherkennungsmaßnahmen nach § 181 Abs. 1 RVO 
in V. H. der Leistungsausgaben 

1. Vierteljahr 1972 


Kassenart 

Kinder | 

Frauen 

1 Männer 

insgesamt 

Ortskrankenkassen 

0,12 

0,32 

0,05 

0,49 

Landkrankenkassen 

0,20 

0,46 

0,06 

0,72 

Betriehskrankenkassen 

0,10 

0,31 

0,07 

0,48 

Innungskrankenkassen 

0,21 

0,32 

0,05 

0,58 

See-Krankenkasse 

Ersatzkassen für Arbeiter 

Ersatzkassen für Angestellte 

1 0,24 

0,71 

0,10 

1,05 

Bundesknappschaft 

0,01 

0,10 

0,04 

0,15 

alle Kassen 

0,15 

0,42 

0,06 

0,63 

1 
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3. Fälle und Aufwendungen der Früherkennungs- 
maßnahmen bei Kindern 

170. Die für die Kinder im 2. Halbjahr 1971 festge- 
stellten rd, 890 000 Untersuchungsfälle entfielen in 
sehr unterscbiedlichem Umfang auf die einzelnen 
Kassenarten. Entsprechend ihrer großen Mitglieder- 
zahl kamen allein rd. 737 000 Untersuchungen 
(= 83 V. H.) auf die Ortskrankenkassen und die Er- 
satzkassen für Angestellte (s. Tabelle A 5 im 
Anhang). Die meisten dieser Fälle waren solche von 
Kindern der Mitglieder (ohne Rentner); die Fälle 
aus dem Personenkreis der Rentner fielen kaum ins 
Gewicht. 

171. Die Ausgaben für das Krankheitsfrüherken- 
nungsprogramm bei Kindern beliefen sich im ganzen 
auf 17,21 Millionen DM; ihr Anteil an den gesamten 
Leistungsausgaben betrug 0,11 v. H. Nach Kassen- 
arten war die kostenmäßige Belastung sehr unter- 
schiedlich, Wiie aus der Tabelle 13 zu ersehen ist. 

172. Auf ein Ansteigen der Durchführung der Vor- 
sorgeuntersuchungen bei Kindern deuten die Zahlen 
Über die Fälle im 1. Vierteljahr 1972 hin. Mit rd. 
563 000 Untersuchungen war ihre Zahl gegenüber 
dem zweiten Halbjahr 1971 vergleichsweise hoch, 
wobei man allerdings beachten muß, daß hierunter 
ein erheblicher Teil von Fortsetzungs fällen aus 1971 
gewesen sein dürfte; ihr Anteil an der Gesamtzahl 
läßt sich leider nicht feststellen. 

173. Die Aufwendungen für diese Untersuchungen 
beliefen sich in den ersten drei Monaten des Jahres 
1972 auf 12,09 Millionen DM. Der Anteil dieses 
Betrages an den Leistungsausgaben der Kassen in 
diesem Zeitraum machte 0,15 v. H. aus; er zeigt 
damit gegenüber 1971 eine leichte Zunahme, woraus 
ebenfalls auf eine steigende Tendenz in der Inan- 
spruchnahme dieser Leistungen geschlossen werden 
kann (s. Tabelle 14). 


4. Fälle und Aufwendungen der Früherkennungs- 
maßnahmen bei Frauen 

174. An den Früherkennungsuntersuchungen für 
Frauen haben sich im 2. Halbjahr 1971 im ganzen 
2 100 000 Personen beteiligt (s. Tabelle A 5 im 
Anhang). Betrachtet man die Aufteilung der Fälle 
nach Mitgliedergruppen, so war die rein zahlen- 
mäßige Inanspruchnahme durch Familienangehörige 
der Mitglieder stärker (rd. 944 000) als durch die 
weiblichen Mitglieder selbst (rd. 866 000). Rentner 
und ihre Familienangehörigen waren dagegen in 
erheblich geringerem Umfang an den Untersuchun- 
gen beteiligt (rd. 291 000), obwohl die Mehrzahl von 
ihnen das für die Inanspruchnahme vorgesehene 
Alter erreicht haben dürfte. 

175. An Kosten entstanden für die Untersuchungen 
von Frauen rd. 56,12 Millionen DM; das waren 


0,37 V. H. der Leistungsausgaben im 2. Halbjahr 
1971. Nach Kassenarten sind auch hier wieder be- 
trächtliche Unterschiede in der ifinanziellen Bela- 
stung zu erkennen; diese trat bei den Ersatzkassen 
besonders hervor (s. Tabelle 13). 

176. Im 1 . Vierteljahr 1972 wurden weitere 1 067 919 
Untersuchungen bei Frauen statistisch festgestellt, 
85 V. H. davon von den Ortskrankenkassen und den 
Ersatzkassen. Hierfür wurden im ganzen 34,25 Mil- 
lionen DM aufgewandt, was einem Anteil von 
0,42 V. H. der Leistungsausgaben dieses Zeitraums 
— gegenüber 0,37 v. H. in der 2. Hälfte 1971 — 
entspricht. Auch aus diesen Zahlen könnte man auf 
eine leichte Tendenz zu steigender Inanspruchnahme 
schließen. Im übrigen sind nach Kassenarten — wie 
schon 1971 — Unterschiede in der finanziellen Be- 
lastung zu verzeichnen, wobei wiederum für die 
Ersatzkassen ein verhältnismäßig hoher Kostenanteil 
festzustellen ist (s. Tabelle 14). 


5. Fälle und Aufwendungen der Früherkennungs- 
maßnahmen bei Männern 

177. Von der Möglichkeit von Früherkennungsun- 
tersuchungen nach § 181 Abs. 1 RVO haben in der 
2. Jahreshälfte 1971 fast 509 000 Männer Gebrauch 
gemacht. Diese Fälle entfielen überwiegend (rd. 
365 000) auf die Mitglieder selbst (ohne die Rent- 
ner), während knapp 144 000 Untersuchungsfälle aus 
dem Personenkreis der Rentner einschließlich ihrer 
Familienangehörigen gemeldet wurden. Die Anga- 
ben Über die Untersiuchungsfälle von männlichen 
Familienangehörigen der Mitglieder waren nicht 
verwertbar; ihre Zahl kann ohnehin nicht groß sein. 
Die Verteilung der Fälle nach Kassenarten kann der 
Tabelle A 5' im Anhang entnommen werden. Danach 
machten die von den Ortskrankenkassen und den 
Ersatzkassen finanzierten Untersuchungen 80 v. H. 
der Fälle aus. 

178. An Kosten für die Früherkennungsuntersu- 
chungen bei Männern haben die Krankenkassen rd. 
10,44 Millionen DM angegeben; das waren 0,07 v. H. 
der Ausgaben für Leistungen. Dieser Anteil 
schwankt nach Kassenarten nicht sehr, wenn man 
von den auch sonst etwas aus dem Rahmen fallen- 
den Zahlen der Bundesknappschaft und See-Kran^ 
kenkasse absieht (s. Tabelle 13). 

179. Nach den Unterlagen der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung wurden im 1. Vierteljahr 1972 
weitere rd. 238 000 Untersuchungsfälle von Männern 
abgerechnet, für die Kosten in Höhe von 5,19 Mil- 
lionen DM entstanden sind. Ihr Anteil an den Lei- 
stungsausgaben (0,06 V. H.) war geringfügig nied- 
riger als für 1971 und zeigt nach Kassenarten — ■ wie 
schon für 1971 — im allgemeinen keine großen 
Schwankungen (s. Tabelle 14). 
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VII. Einstellung der Bevölkerung zu Maßnahmen der Krankheitsfrüherkennung 


1. Vorbemerkung 

180. Um die Einstellung der Versicherten zu den 
Früherkennungsuntersuchungen kennen zu lernen, 
wurden im Rahmen einer Mehrthemenumfrage 1 173 
Versicherte im anspruchsberechtigten Alter für Un- 
tersuchungen zur Früherkennung des Krebses und 
365 Männer und Frauen, in deren Haushalt an- 
spruchsberecht'igte Kinder für das Kinderprogramm 
lebten, nach ihrer Meinung befragt. Die Befragung 
wurde in der Zeit vom 13. September 1972 bis 
21. Oktober 1972 durchgeführt. Wegen der Metho- 
denbeschreibung und des Fragebogens wird auf 
Anlage 8 verwiesen. 


2. Informationsstand über Gesundheitsvorsorge und 
Krankheitsfrüherkennung 

181. Die demoskopische Umfrage hat ergeben, daß 
Untersuchungen zur Gesundheitsvorsorge und zur 
Krankheitsfrüherkennung in den anspruchsberech- 
tigten Altersklassen der Männer und Frauen durch- 
aus bekannte Begriffe sind. 89 v. H. der Befragten 
haben davon schon gehört oder gelesen. Dieser An- 
teil erhöht sich in den Altersgruppen zwischen 30 
und 60 Jahren sogar auf rund 95 v. H. (s. Tabelle 15). 

182. Der Bekanntheitsgrad ist bei den einzelnen 
Berufen unterschiedlich. Während 96 v. H. der be- 
fragten leitenden Angestellten und Beamten von der 
Gesunidheitsvorsorge oder Krankheitsfrüherken- 
nung gehört hatten, wußten sich 89 v. H. der befrag- 
ten Facharbeiter und sonstigen Arbeiter und 79 v. H. 


der Berufslosen und ledigen Hausfrauen und Rent- 
ner zu erinnern (s. Tabelle 16). Auch bei einer Auf- 
gliederung der Befragten nach ihrer Zugehörigkeit 
zu Krankenkassen zeigten sich zum Teil erhebliche 
Unterschiede (s. Tabelle 17). 

183. Wenn auch die Begriffe Gesundheitsvorsorge 
und Krankheitsfrüherkennung in erfreulich hohem 
Maße bekannt sind, so ist doch das spezifische Wis- 
sen hinsichtlich der am 1. Juli 1971 eingeführten 
Untersuchungen zur Früherkennung des Krebses 
geringer. 87 v. H. derjenigen, die von der Gesund- 
heitsvorsorge oder Krankheitsfrüherkennung schon 
gehört hatten, wußten, daß sie ärztliche Untersu- 
chungen zur Früherkennung bestimmter Krankhei- 
ten in Anspruch nehmen können. Das sind nur rund 
76 V. H. aller Befragten in den anspruchsberechtigten 
Altersklassen. Allerdings ist die Kenntnis in den 
anspruchsberechtigten Altersgruppen von 30 bis 
60 Jahren erheblich höher, fällt jedoch insbesondere 
bei den älteren Männern stark ab (s. Tabelle A 6 
im Anhang). 

184. Die Befragten, die Gesundheitsvorsorge und 
Krankheitsfrüherkennung kannten, haben ihr Wis- 
sen auf unterschiedlichen Wegen erhalten. Dabei ist 
bemerkenswert, daß sich jeder an mehrere Informa- 
tionsquellen erinnern konnte. Im Durchschnitt hatte 
jeder 2,8 Informationsquellen. Diese waren jedoch 
bei Männern und Frauen zum Teil unterschiedlich. 
Von beiden wurden Tageszeitungen und Fernsehen 
nahezu in gleichem Umfang als Informationsquelle 
genannt; eine andere Rangfolge zeigt sich jedoch 
bei der „Information über Gespräche mit dem Arzt" 


Tabelle 15 


Frage: Haben Sie von Gesundheitsvorsorge- oder Krankheitsfrüherkennungs-Untersuchungen schon ge- 
hört oder gelesen? 





Altersgruppen 


Gesamt 


30 bis 39 
Jahre 

40 (45) bis 49 
Jahre 

50 bis 59 
Jahre 

60 bis 69 
Jahre 

70 Jahre 
und älter 


M + F 

M 1 

F 

F 

(M) 

1 F 

M 1 

F 

M 1 

F 

M 1 

F 

Basis 

1 173 

380 

793 

177 

77 

172 

HO 

150 

121 

165 

72 

128 

Antwort: 






Prozentwerte 






Ja 

89 

88 

89 

96 

94 

95 

94 

94 

88 

86 

74 

68 

■ Nein 

88 

12 

11 

4 

5 

5 

6 

6 

12 

14 

26 

32 


100 

100 

100 

100 

99 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


M = Männer 

F = Frauen Quelle : Infratest 
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Tabelle 16 


Frage: Haben Sie von Gesundheitsvorsorge- oder Krankheitsfrüherkennungs-Untersuchungen schon ge- ' 
hört oder gelesen? 


Gesamt 

Berufsmischform *) 

Selbstän- 
dige und 
freie 
Berufe 

Selbstän- 

dige 

Landwirte 

Leitende 

Angestellte 

und 

Beamte 

Sonstige 

Angestellte 

und 

Beamte 

Fach- 

arbeiter 

Sonstige 

Arbeiter 

Hausfrauen 

Berufslose/ 

Renter 

Basis 

1 173 

143 

75 

72 

313 

219 

234 

72 

Antwort: 




Prozentwerte 




Ja 

89 

89 

92 

96 

92 

89 

86 

79 

Nein 

11 

11 

8 

4 

8 

11 

14 

21 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


*) keine Angabe zur Berufsmischform =14 


Quelle ; Infratest - 


Tabelle 17 


Frage: Haben Sie von Gesundheitsvorsorge- oder Krankheitsfrüherkennungs-Untersuchangen schon ge- 
hört oder gelesen? 


Krankenversicherung *) 



Gesamt 

Orts- 

kranken- 

kasse 

Ersatz- 

kranken- 

kasse 

Betriebs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 

kranken- 

kasse 

Post-/ 

Bahn- 

beamten- 

kasse 

Private 

Kranken- 

versiche- 

rungen 

Sonstige 

Versiche- 

rungen 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

Basis 

1 173 

558 

172 

109 

53 

42 

91 

150 

(3) 

Antwort: | 





Prozentwerte 




Ja 

89 

85 

98 

90 

95 

75 

92 

91 

( 76 ) 

Nein 

11 

15 

2 

10 

5 

25 

8 

9 

(24) 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

(100) 


*) keine Angabe zur Krankenversicherung = 6 
Nennungen zu zwei Krankenkassen sind mit enthalten 
Statistisch unsichere Werte sind eingeklammert 


oder „Gespräche mit Bekannten oder Verwandten" 
sowie über den „Berechtigungsschein der Kranken- 
kasse". Die Mitteilung durch Vermittlung des Be- 
triebes hat selbst bei den Männern kaum Bedeu- 
tung gehabt (s. Tabelle 18). Hiermit ist nichts über 
die Wirksamkeit der einzelnen Informationsquellen 
gesagt. Jedoch läßt sich feststellen, daß die Informa- 
tionsbreite bei den Versicherten von Kassenart zu 
Kassenart unterschiedlich ist und daß die kran- 
kenkassenspezifischen Informationsmittel (Mitglie- 


Quelle : Infratest 


derzeitschrift, besondere Schreiben, Berechtigungs- 
schein und anderes Informationsmaterial) nicht die 
Kontakthäufigkeit oder den Erinnerungswert ausge- 
löst haben, wie die allgemeinen Informationsmittel 
(Tageszeitung, Illustrierte, Gespräch mit Bekannten 
und Verwandten, Rundfunk, Gespräch mit dem Arzt, 
Fernsehen). Das kann damit Zusammenhängen, daß 
Krankenkassen ihre krankenkassenspezifischen In- 
formationsmittel nicht hinreichend eingesetzt haben. 
Diese können aber auch unzulänglich gewesen sein. 
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Die krankenkassenspezilischen Informationsquellen 
wurden bei im Durchschnitt 283 Nennungen nur 
89mal genannt. Der Anteil war bei den Ersatzkassen 
160 zu 364, bei den Innungskrankenkassen 98 zu 
300, bei den Ortskrankenkassen 80 zu 263 und bei 
den Betriebskrankenkassen nur 73 zu 263. Die Ver- 
sicherten der Ersatzkassen haben mit 364 Nennun- 


gen bei einem Durchschnitt von 283 nicht nur die 
woitestgefächerte Informationsbasis, den Ersatzkas- 
sen ist es auch gelungen, über ihre Mitgliederzeit- 
schrift einen größeren Prozentsatz von Informations- 
kontakten als über Tageszeitungen und Fernsehen 
zu erreichen (s. Tabelle 18). 


Tabelle 18 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die von Gesundheitsvorsorge- oder Krankheitsfrüh- 
erkennungs-Untersuchungen schon gehört oder gelesen haben 

Frage: Und woher wissen Sie von diesen Untersuchungen? Bitte versuchen Sie sich daran zu erinnern. 
Wir haben Möglichkeiten, die auf Sie zutreffen könnten, hier angegeben (Listenvorlage), 


I 1 

1 

Geschlecht 

Krankenversicherung *) 

Ge- 

samt 

Orts- 

kranken- 

kasse 

Ersatz- 

kranken- 

kasse 

Betriobs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 

kranken- 

kasse 

Post-/ 
Bahn- 
beamten- 
kasse 1 

Private 

Kranken- 

versiche- 

rungen 

Sonstige 

Versiche- 

rungen 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

Männer j Frauen 


703 


475 


168 


98 


50 


Prozentwerte 


Basis 1 

1 038 1 

335 

Antwort: 

Tageszeitung 

51 ! 

55 

Illustrierte 

13 

12 

Mitgliederzeitschrift 
meiner Kranken- ; 
kasse 

26 

29 

Besonderes Schreiben 
bzw. besondere 
Aufforderung von 
meiner Kranken- 
kasse ' 

\ 

21 

23 

Berechtigungsschein 
der Krankenkasse . 

27 \ 

23 

Anderes Informa- 
tionsmaterial mei- 
ner Krankenkasse . 

\ 

15 

17 

Gespräche mit Be- 
kannten/Verwand- 
ten usw 

31 

i 

23 

Rundfunk 

21 

23 

Gespräch mit dem 

Arzt 

28 

1 

21 

Fernsehen 

1 41 

44 

Mitteilungen im 
Betrieb (Betriebs- 
arzt, Schwarzes 

Brett u. ä.) 

6 

12 

Sonstiges (Strichliste) 

0 

i ^ 


48 

47 

54 

44 

48 

14 

13 

19 

10 

10 

25 

23 

57 

21 

21 

20 

20 

31 

15 

36 

28 

23 

53 

23 

26 

13 

i 

14 

19 

14 

15 

35 

t 

33 

27 

25 

28 

20 

18 

22 

22 

28 

32 

29 

27 

31 

18 

39 

36 

48 

38 

60 

3 

5 

4 

19 

8 

— 



— 

1 

— 


(31) 

83 

136 

(3) 

(59) 

64 

56 


(13) 

13 

10 

— 

(20) 

7 

19 

— 

(3) 

7 

21 

— 

(12) 

9 

21 

— 

(2) 

11 

18 

— 

(30) 

29 

31 

(42) 

(21) 

20 

23 

— 

(20) 

38 

25 

— 

(52) 

42 

40 

(100) 

(3) 

3 

5 

(42) 

(5) 

3 

4 



Kann mich nicht mehr 
erinnern 


283**JI 287**) 277**) 


263**) 364**) 263**) 300**) (240)**) 246**) 273**) (184)**) 


*) keine Angabe zur Krankenversicherung = 5 
**) Mehrfachnennungen 

Quelle : Infratest 
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3. Inanspruchnahme von ärztlichen Untersuchungen 
zur Früherkennung von Krebs 

185. Von den 1 038 befragten Männern und Frauen 
im anspruchsberechtigten Alter, die von Gesund- 
heitsvorsorge und von Krankheitsfrüherkennungs- 
untersuchungen schon gehört oder gelesen haben, 
unterzogen sich im Jahre 1971 oder 1972 38 v. H. 
einer ärztlichen Untersuchung zur Früherkennung 
von Krebs, und zwar 25 v. H. der befragten Männer 
und 45 V. H, der befragten Frauen. 

186. So wie das Wissen um Gesundheitsvorsorge 
und Krankheitsfrüherkennung in den Altersgruppen 
unterschiedlich ist, so unterschiedlich ist auch das Er- 
gebnis der Befragung über die Inanspruchnahme. In 
der Altersgruppe von 30 bis 39 Jahren ist der Anteil 
der Frauen, die angegeben haben, daß sie sich einer 
Untersuchung unterzogen haben, mehr als doppelt 
so hoch wie in den Altersgruppen von 60 bis 70 und 
älter. Bei den Männern, bei denen die Anspruchs- 
berechtigung ab dem 45. Lebensjahr besteht, ist die 
Angabe über eine Inanspruchnahme in der Alters- 


I gruppe von 45 bis 50 noch relativ schwach, der Anteil 
i war am größten in der Altersgruppe von 50 bis 59. 

I (s. Tabelle A 7 im Anhang). Leitende Angestellte und 
j Beamte stellen den höchsten Anteil, selbständige 
I Landwirte den geringsten. Facharbeiter und sonstige 
Arbeiter liegen um den Durchschnitt der Inanspruch- 
I nahmequote (s. Tabelle A 8 im Anhang). Die Schul- 
' bildung der Befragten spielte bei der Frage nach der 
Inanspruchnahme der Leistung keine große Rolle, es 
ergeben sich deutliche Unterschiede bei den einzel- 
I nen Kassenarten. Während 53 v. H. der befragten 
I Mitglieder von Ersatzkassen eine Früherkennungs- 
i Untersuchung haben durchführen lassen, beträgt die- 
; ser Anteil bei den Betriebskrankenkassen 42 v. H., 
I bei den Ortskrankenkassen 38 v. H, und bei den 
I Innungskrankenkassen nur 18 v. H. Bei dem hohen 
I Informationsgrad der Mitglieder der Ersatzkassen 
; auch über krankenkassenspezifische Informations- 
mittel ist das Ergebnis verständlich, wo hingegen bei 
den Innungskrankenkassen trotz eines relativ hohen 
allgemeinen Informationsgrades auch über kranken- 
kassenspezifische Informationsmittel diese geringe 
Inanspruchnahmequote nicht ohne weiteres erklär- 
bar ist (s. Tabelle 19). 


Tabelle 19 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die von Gesundheitsvorsorge- oder Krankheitsfrüh- 
erkennungs-Untersuchungen schon gehört oder gelesen haben 

Frage: Haben Sie sich 
von Krebs unterzogen? 

im Jahre 

W71 oder W72 einer ärztlichen Untersuchung zur Früherkennung 



Krankenversicherung *) 


Gesamt 

Orts- 

kranken- 

kasse 

Ersatz- 

kranken- 

kasse 

Betriebs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 

kranken- 

kasse 

Post-/ 

Bahn- 

beamten 

kasse 

Private 

Kranken- 

versiche- 

rungen 

Sonstige 

Versiche- 

rungen 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

Basis 

1 038 

475 

168 

98 

50 

(31) 

83 

136 

(3) 

Antwort: 





Prozentwerte 




Ja 

38 

38 

53 

42 

18 

(12) 

38 

31 

(42) 

Nein 

62 

\ 

62 

47 

58 

82 

(87) 

61 

69 

(58) 

1 

! 

WO 

WO 

WO 

WO 

WO 

(99) 

99 

WO 

(100) 


*) keine Angabe zur Krankenversicherung = 5 Quelle; Infratest 

Nennungen zu zwei Krankenkassen sind mit enthalten 


4. Aussagen über die Durchführung der Unter- 
suchungen 

187. Bei dem befragten Personenkreis wurde die 
ärztliche Untersuchung zur Früherkennung von 
Krebs bei Männern zu 50 v. H. von praktischen Ärz- 
ten, zu 24 V. H. von Internisten und zu 14 v. H. im 


Krankenhaus vorgenommen. Bei den Frauen über- 
wiegt eindeutig die Durchführung der Untersuchung 
durch den Frauenarzt (s. Tabelle A 9 im Anhang). 


188. Nur wegen der Früherkennungsuntersuchung 
sind rund 80 v. H. zum Arzt gegangen (s. Tabelle 20). 
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Tabelle 20 


[ Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, 
die sich im Jahre 1971 oder 1972 einer ärztlichen 
Untersuchung zur Früherkennung von Krebs 
unterzogen haben 

Frage: Sind Sie allein wegen dieser Untersuchung 
I zum Arzt (ins Krankenhaus/Vorsorgezentrum) ge- 
I gangen, oder in erster Linie wegen Beschwerden? 


Gesamt 

Männer 

Frauen 

1 

Basis 

! 

398 1 

84 

314 

Antwort: 

Prozentwerte 


Allein wegen 
dieser Unter- 
suchung 

80 

72 

82 

Wegen 

Beschwerden . . . 

' 20 

28 

18 


WO 

100 

100 


Quelle: Infratest 


189 . Bei 68 v. H. wurde vorher ein Termin verein- 
bart (s. Tabelle 21); bei leitenden Angestellten 
etwas mehr als bei Arbeitern (s. Tabelle A 10 im An- 
hang), bei Mitgliedern der Ersatzkassen mehr als bei j 
Versicherten anderer Kassenarten (s. Tabelle All i 
im Anhang). | 


Tabelle 21 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, j 
die sich im Jahre 1971 oder 1972 einer ärztlichen j 
Untersuchung zur Früherkennung von Krebs ■ 
unterzogen haben | 


Frage: Sind Sie zu dieser Untersuchung ohne 
vorherige Anmeldung gegangen, oder haben Sie 
vorher einen Termin vereinbart? 


1 

Gesamt 

Männer j 

Frauen 

i Basis 

398 

84 

314 

1 Antwort: 

• 

^rozentwerte 


Ohne Anmeldung 

32 

36 

31 

1 Termin vereinbart 

68 i 

64 

68 


wo 

100 

99 



Quelle 

: Infratest 


190 . Mehr als die Hälfte derjenigen, die zur Un- 
tersuchung gegangen sind, mußten nach ihrer Auf- 
fassung warten. Von denen, die warten mußten, be- 
trug die Wartezeit bei 50 v. H. über eine Stunde, wo- 
bei Unterschiede zwischen einzelnen Berufsgruppen 
bestehen (s. Tabelle A 12 im Anhang). Ein Unter- 
schied in der Wartezeit ergab sich auch bei den Ver- 
sicherten verschiedener Kassenarten. Versicherte der 
Ersatzkassen warten zu 31 v. H., Versicherte der 
Ortskrankenkassen zu 58 v. H. über eine Stunde 
(s. Tabelle 22). 


Tabelle 22 


Befragte: — die beim Arzt warten mußten 

Frage: Wie lange mußten Sie warten? Weniger als 

1 Stunde? 

2 Stunde, 

V 2 Stunde bis zu 1 

Stunde oder über 

1 


Krankenversicherung *) 


Gesamt 

Orts- 

kranken- 

kasse 

Ersatz- 

kranken- 

kasse 

Betriebs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 

kranken- 

kasse 

Post-/ 

Bahn- 

beamten- 

kasse 

Private 

Kranken- 

versiche- 

rungen 

Sonstige 

Versiche- 

rungen 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

Basis 

207 

106 

50 

(13) 

(6) 

— 

(14) 

(16) 

— 

■ 

Antwort: 





Prozentwerte 




Weniger als 

V 2 Stunde . . 

18 

12 

31 

(W) 





(37) 

(24) 



V 2 Stunde bis 
zu 1 Stunde 

31 

30 

39 

(18) 

(48) 

— 

(21) 

(31) 



über 1 Stunde 

50 

58 

31 

(72) 

(52) 

— 

(42) 

(45) 

— 


99 

100 

W1 

(WO) 

(WO) 

— 

(WO) 

(100) 

— 


*) keine Angabe zur Krankenversicherung = 2 

Nennungen zu zwei Krankenkassen sind mit enthalten Quelle: Infratest 
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5. Bereitschaft zur Wiederholung der Unter- 
suchungen 

191. 84 V. H. derjenigen Befragten, die im Jahre 
1971 oder 1972 bereits eine ärztliche Untersuchung j 
zur Früherkennung von Krebs haben durchführen las- 
sen, werden sich „ganz sicher" und 12 v. H. voraus- 
siditlidi wieder einer Früherkennungsuntersuchung 
unterziehen. Dabei ist der Vomhundertsatz in den 
leistungsberechtigten Altersgruppen von 30 bis 60 
nahezu 100 v. H. (s. Tabelle 23), Faßt man beide Aus- 
sagen zusammen, ergibt sich kaum ein Unterschied 
zwischen den Berufen, Die Bereitschaft zur Wieder- 


i holung der Untersuchung ist auch unabhängig von 
der Schulbildung, selbst bei den Kassenarten gibt 
es keine bemerkenswerten Abweichungen, wenn 
auch zwischen dem „ganz sicher" und dem „voraus- 
sichtlich schon" zum Teil erhebliche Unterschiede 
bestehen. Spielte bei der Erstuntersuchung der Ge- 
sundheitszustand eine erhebliche Rolle, so ist dieses 
bei einer erneuten Früherkennungsuntersuchung of- 
fensichtlich nicht mehr der Fall. Auch diejenigen Be- 
fragten mit sehr gutem und gutem Gesundheitszu- 
stand beabsichtigen nahezu alle erneut eine Früh- 
erkennungsuntersuchung durchführen zu lassen. 


Tabelle 23 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die sich im Jahre 1971 oder 1972 einer ärztlichen 
Untersuchung zur Früherkennung von Krebs unterzogen haben 


Frage: Werden Sie wieder eine Früherkennungsuntersuchung durchführen lassen? 








Altersgruppen 





Gesamt 

30 

bis 39 
Jahre 

40 (45) bis 49 
Jahre 

50 bis 59 
Jahre 

60 bis 69 
Jahre 

70 Jahre 
und älter 


M 1 

F 

F 

M 1 

F 

M 1 

F 

M 1 

F 

M i 

1 F 

Basis 

84 

314 

109 

(19) 

87 

(35) 

57 

(25) 

(40) 

(6) 

(21) 

Antwort: 

Ja, ganz sicher 

82 

84 

92 

( 82 ) 

Prozentwerte 

87 ( 84 ) 

85 

( 85 ) 

( 70 ) 

( 58 ) 

( 58 ) 

Ja, voraussichtlich 
schon 

13 

12 

8 

( 18 ) 

11 

( 11 ) 

9 

( 9 ) 

( 20 ) 

( 28 ) 

( 23 ) 

Nein, voraussichtlich 
eher nicht 

4 

2 

— 

— 

2 

( 5 ) 

4 

( 3 ) 

— 

( 13 ) 

( 13 ) 

Nein, sicher nicht 

1 

2 

— 

— 

— 

— 

2 

( 3 ) 

( 9 ) 

— 

( 6 ) 


100 

100 

100 

( 100 ) 

100 

( 100 ) 

100 

( 100 ) 

( 99 ) 

( 99 ) 

( 100 ) 


M = Männer Quelle : Infratest 

F = Frauen 


192. Die Gründe für eine Wiederholung der Früh- 
erkennungsuntersuchung sind unterschiedlich. Bei 
den Antworten, die frei formuliert gegeben werden 
konnten, überwiegt jedoch eindeutig der Sicherheits- 
gedanke (s. Tabelle A 13 im Anhang). Von den ganz 
wenigen, die keine erneute Früherkennungsunter- 
suchung durchführen lassen wollen, geben die mei- 
sten persönliche Gründe an, wie „schon zu alt", „bin 
gesund" oder „fühle mich wohl". Nur 3 v. H. mach- 
ten Gründe geltend, die mit der Art der Durchfüh- 
rung Zusammenhängen, 
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Tabelle 24 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, 
die sich im Jahre 1971 oder 1972 keiner ärzt- 
lichen Untersuchung zur Früherkennung von 
Krebs unterzogen haben 

Frage: Warum haben Sie noch nicht an einer sol- 

chen Untersuchung teilgenommen? 


Welche dieser Angaben treffen auf Sie zu (Listen- 
vorlage)? 


Gesamt 

Männer 

Frauen 

Basis 

639 

251 

388 

Antwort: 

Prozentwerte 

Fühle mich gesund . . . 

42 

50 

37 

Bin noch zu jung 

Habe es mir schon 
lange vorgenommen, 
aber noch keine Zeit 

2 

0 

3 

dazu gehabt 

Gehe nicht gern zum 

17 

13 

20 

Arzt 

Habe von anderen ge- 
hört, daß die Unter- 
suchungen unange- 

21 

18 

23 

nehm sind 

War bis jetzt noch nicht 

4 

2 

5 

notwendig 

Ich fürchte, daß ich beim 
Arzt zu lange im 
Wartezimmer sitzen 

25 

25 

24 

muß 

Ich kann während der 
Arbeitszeit nicht zu 
diesen Untersuchun- 

9 

11 

8 

gen gehen 

Habe keine Lust/kein 

3 

3 

3 

Interesse 

Habe noch nicht dar- 

6 

5 

7 

über nachgedacht , . 

Habe etwas Angst vor 
dem Untersuchungs- 

15 

13 

16 

ergebnis 

Weiß nicht zu welchem 

8 

2 

13 

Arzt ich gehen soll . . 

1 

1 

2 

Sonstiges (Strichliste) . 

10 

9 

1 

Keine Angaben 

1 

1 

1 


164 *) 

153 *) 

\ 

173 *) 

1 


*) Mehrfachnennungen 


6. Motive für die Nichtinanspruchnahme von 
Leistungen zur Früherkennung 

193. Von denen, die an keiner Untersuchung teil- 
nahmen, haben 42 v. H. angegeben, daß sie sich ge- 
sund fühlen, und zwar 50 v. H. der befragten Män- 
ner und 37 V. H. der befragten Frauen, Es ist zu fra- 
gen, ob dieser Personenkreis, soweit er zu den Lei- 
stungsberechtigten gehört, den Sinn und den Zweck 
der Untersuchung zur Früherkennung von Krebs er- 
kannt hat. Entsprechendes muß für diejenigen 
25 V. H. gelten, die als Begründung angegeben ha- 
ben, es sei „bis jetzt noch nicht notwendig" gewesen. 
15 V. H. hatten bisher noch nicht über die Notwen- 
digkeit nachgedacht. Mehr als 21 v. H. der Befragten 
verzichten deswegen auf die Früherkennungsunter- 
suchung, weil sie nicht gerne zum Arzt gehen, und 
9 V. H. weil sie fürchten, daß sie im Wartezimmer zu 
lange sitzen müssen. Kaum wurde als Grund angege- 
ben, daß während der Arbeitszeit hierzu keine Gele- 
genheit besteht oder die Untersuchung unangenehm 
sei. Allerdings ist bei den Frauen der Anteil derjeni- 
gen relativ hoch, die Angst vor dem Untersuchungs- 
ergebnis haben (s. Tabelle 24). 

194. Für die Verweigerungsgründe spielt die Schul- 
bildung keine besondere Rolle. Relativ oft wurde 
allerdings als Grund „fühle mich gesund" von den 
Mitgliedern der Betriebskrankenkassen und der In- 
nungskrankenkassen vorgebracht (s. Tabelle A 14 im 
Anhang). 


7. Möglichkeiten für eine Steigerung der Inanspruch- 
nahme von Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 

195. Die Inanspruchnahme von Untersuchungen zur 
Krebsfrüherkennung kann offensichtlich dadurch er- 
heblich erhöht werden, daß den Anspruchsberechtig- 
ten ein Termin für die Untersuchung mitgeteilt wird. 
85 V. H. aller Befragten haben eine entsprechende 
Frage mit „ja, ganz sicher" oder „ja, voraussichtlich 
schon" beantwortet. Dieser Anteil steigt bei den 
jüngeren anspruchsberechtigten Männern und Frauen 
bis auf über 90 v. H. (s. Tabelle 25). 

196. 88 V. H. derjenigen Befragten, die zwar von 
einer Früherkennungsuntersuchung gehört oder ge- 
lesen haben, hätten sich, wenn ihnen ein Termin 
genannt worden wäre, untersuchen lassen, wo hin- 
gegen bisher von diesen tatsächlich nur 38 v. H. eine 
Untersuchung haben durchführen lassen (s. Tabellen 
19 und 26). 

197. Von denjenigen, die zwar von Früherken- 
nungsuntersuchungen gehört, sich aber noch keiner 
Untersuchung unterzogen haben, wußten 21 v. H. 
nicht, was sie tun müßten, um eine Früherkennungs- 
untersuchung in Anspruch zu nehmen (s. Tabelle 
A 15 im Anhang). 
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Tabelle 25 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren 


Frage: Angenommen, Ihnen würde ein genauer Zeitpunkt für eine Krankheitsfrüherkennungsuntersu- 
chung mitgeteilt und Sie würden gebeten, zu diesem Termin zum Arzt zu gehen. 

Vorausgesetzt, daß die Zeit nicht gerade besonders ungünstig liegt, würden Sie es dann so einrichten, 
daß Sie ganz sicher hingehen, voraussichtlich schon hingehen, voraussichtlich eher nicht, oder sicher 
nicht hingehen würden? 









Altersgruppen 






Gesamt 


30 

bis 39 
Jahre 

40 (45) bis 49 
Jahre 

50 bis 59 
Jahre 

60 bis 69 
Jahre 

70 Jahre 
und älter 


M + F 

M 1 

F 

F 

M 

F 

M 1 

F 

M 1 

F 

M 1 

F 

Basis 

1 172 

380 

793 

177 

77 

172 

110 

150 

121 

165 

72 

128 

Antwort: 

Ja, ganz sicher 

64 

62 

65 

81 

67 

Prozentwerte 

75 75 

70 

54 

54 

49 

40 

Ja, voraussichtlich 
schon 

21 

23 

20 

16 

23 

18 

15 

19 

33 

24 

18 

23 

Nein, voraussichtlich 
eher nicht 

1 

7 

7 

6 

1 

5 

3 

4 

5 

7 

8 

12 

18 

Nein, sicher nicht . . . 

7 

6 

7 

1 

— 

3 

3 

5 

5 

12 

16 

16 

Keine Angaben 

2 

3 

1 

— 

5 

1 

2 

1 

1 

2 

6 

2 


100 

101 

99 

99 

100 

100 

99 

100 

100 

100 

101 

99 


M = Männer 

F = Frauen Quelle : Infratest 


Tabelle 26 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren 

Frage: Angenommen, Ihnen würde ein genauer 
Zeitpunkt für eine Krankheitsfrüherkennungs- 
untersuchung mitgeteilt und Sie würden gebeten, 
zu diesem Termin zum Arzt zu gehen. 

Vorausgesetzt, daß die Zeit nicht gerade beson- 
ders ungünstig liegt, würden Sie es dann so ein- 
richten, daß Sie ganz sicher hingehen, voraus- 
sichtlich schon hingehen, voraussichtlich eher 
nicht, oder sicher nicht hingehen würden? 


Gesamt 


Von Früh- 
erkennungs- 
untersudiun- 
gen gehört 
oder gelesen? 
(s. Tabelle 15) 




Ja 1 

Nein 

Basis 1 

1 173 ^ 

1 038 

134 

Antwort: 

Prozentwerte 


Ja, ganz sicher 

64 

68 

36 

Ja, voraussichtlich schon . . 

21 

20 

30 

Nein, voraussichtlich eher 
nicht 

7 

5 

14 

Nein, sicher nicht 

7 

5 

19 

Keine Angabe 

2 

2 

1 


101 

100 

100 


Quelle: Infratest 
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Tabelle 27 


Befragte: Personen ab 14 Jahre, in deren Haushalt eines oder mehrere Kinder unter 5 

Jahren leben 

Frage: Ist Ihnen dieses Untersuchungsheft für Kinder bekannt? (Vorlage des Untersuchungsheftes) 


Gesamt 

Altersgruppen 


14 bis 20 
Jahre 

21 bis 29 
Jahre 

30 bis 39 
Jahre 

40 bis 49 
Jahre 

50 bis 59 
Jahre 

60 bis 69 
Jahre 

70 Jahre 
und älter 


M + F 

M 1 

F 

M 1 F 

M 1 F 

M 

F 

M 1 

F 

M 1 F 

M 

F 

M 1 F 

Basis . . . 

365 

178 

187 

(5) (14) 

(45) 76 

87 

70 

(21) 

(16) 

(16) — 

(12) 

(9) 

(2) (2) 

Antwort: 






Prozentwerte 






Ja 

39 

40 

37 

- (46) 

(51) 44 

33 

33 

(27) 

(24) 

(37) — 

(100) 

(35) 

— — 

Nein .... 

61 

60 

63 

(100) (54) 

(49) 55 

67 

67 

(73) 

(76) 

(62) — 

— 

(65) 

(100) (100) 


100 

100 

100 

(100) (100) 

(100) 99 

100 

100 

(100) (100) 

(99) — 

(100) (100) 

(100) (100) 


M Männer Quelle : Infratest 

F = Frauen 


8. Informationsstand über die Früherkennungs- 
maßnahmen für Kinder 

198 . Von den Befragten, in deren Haushalt eines 
oder mehrere Kinder unter 5 Jahren lebten — wo- 
bei es sich zu 91 v. H. um die Väter oder Mütter 
selbst handelte — kannten nur 39 v. H. das Unter- 
suchungsheft, das ihnen vorgelegt wurde. Dabei ist 
der Anteil vermutlich nur bei denjenigen Vätern 
und Müttern höher, bei deren Kindern die Erst- oder 
Zweituntersuchung bereits im Krankenhaus durch- 
geführt wurde. Bei Eltern mit Kindern, die bei Ein- 
führung der Früherkennungsuntersuchung bereits 


I über ein Jahr alt waren, nimmt die Kenntnis vermut- 
lich ab (s. Tabelle 27). 

199 . Bei einem Vergleich einzelner Kassenarten 
fällt auf, daß 61 v. H. der Väter und Mütter, die in 
Ersatzkassen versichert sind, das Untersuchungsheft 
kennen, wo hingegen diese Kenntnis nur bei 26 v. H. 

I der Väter und Mütter vorhanden ist, die in Orts- 
, krankenkassen versichert sind (s. Tabelle 28). 

I 

200 . Von den Vätern und Müttern, denen das Un- 
tersuchungsheft für Kinder bekannt ist, haben 
78 V. H. entsprechende Früherkennungsuntersuchun- 
gen durchführen lassen. 


Tabelle 28 


Befragte: Personen ab 

14 Jahre, 

in deren Haushalt eines oder 

mehrere 

Kinder unter 5 Jahren leben 

- 

Frage: Ist Ihnen dieses Untersuchungsheft für Kinder bekannt? (Vorlage des Untersuchungsheftes) 


Gesamt 

Krankenversicherung *) 

Orts- 

kranken- 

kasse 

Ersatz- 

kranken- 

kasse 

Betriebs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 

kranken- 

kasse 

Post-/ 

Bahn- 

beamten- 

kasse 

Private 
Kranken- 1 
versiehe- 1 
rung 

Sonstige 

Versiche- 

rungen 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

Basis .... 

365 

154 

73 

(30) 

(35) 

(12) 

(29) 

(38) 



Antwort: 




Prozentwerte 




Ja 

39 

26 

61 

(37) 

(49) 

(29) 

(39) 

(44) 

— 

Nein .... 

61 

\ 

74 

39 

(62) 

(51) 

(71) 

(60) 

(56) 

— 


100 

100 

100 

(99) 

(100) 

(100) 

(99) 

(100) 

— 


*) Nennungen zu zwei Krankenkassen sind mit enthalten 
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ZWEITER TEIL: 

Erfahrungen bei der Durchführung von zusätzlichen Maßnahmen 

der Vorsorgehilfe (Krankheitsvergütung) nach § 187 Nr. 4 und § 363 RVO 


I. Weitere Maßnahmen zur Vorbeugung von Krankheiten 


1. Vorbemerkung 

201. In der gesetzlichen Krankenversicherung wur- 
den schon vor Einführung der Früherkennungsunter- 
suchungen nach § 181 RVO Maßnahmen zur Vorbeu- 
gung von Krankheiten gewährt. Sie beruhten auf 
§ 187 Nr. 4 RVO, der vorsieht, daß die Satzung hier- 
über Bestimmungen erlassen kann (Wortlaut siehe 
Anlage 4), Zahlenmäßige Angaben über Art und 
Umfang dieser vorbeugenden Maßnahmen waren 
von den Krankenkassen bisher nur in bestimmten 
Zeitabständen zu machen. Die letzte Erhebung die- 
ser Art wurde für das Jahr 1970 durchgeführt. Dabei 
wurden u. a. die Geschwulstvorsorgeuntersuchungen 
einerseits und andere Vorsorgeuntersuchungen 
(ohne Mutterschaftsvorsorge) andererseits geson- 
dert erfaßt, und zwar sowohl die Fälle als auch die 
dafür aufgewandten Kosten. 

202. Nach Einführung der gesetzlichen Früherken- 
nungsmaßnahmen wurden die Krankenkassen gebe- 
ten, für Zwecke dieses Berichtes auch für 1971 die 
auf § 187 Nr. 4 RVO beruhenden Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten, getrennt für das 
1. und das 2. Halbjahr 1971, statistisch nachzuweisen. 
Wie die Zahlen zeigen, hat den Krankenkassen die 
Erfassung der satzungsmäßig gewährten Maßnah- 
men zur Früherkennung und ihre Trennung von den 
sonstigen Vorbeugungsmaßnahmen gemäß § 187 
Nr. 4 RVO (z. B. den Kinder- und Müttererholungs- 
kuren) erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Es muß 
angenommen werden, daß die Krankenkassen zum 
Teil die gesamten Vorbeugungsmaßnahmen nach 
§187 Nr. 4 RVO - — und nicht allein die der Früh- 
erkennung von Krankheiten dienenden Maßnah- 
men — in die Statistik einbezogen haben. Hierbei 
dürfte nicht nur die Umstellung auf neue Abrech- 
nungs- und Erfassungsverfahren, sondern auch Fehl- 
in terprepationen der für die Statistik gegebenen An- 
weisungen eine Rolle gespielt haben. Das bestätigen 
auch Aussagen der Bundesverbände der Kranken- 
kassen und der die Statistik aufbereitenden Stel- 
len der Länder. 

Nachfolgend werden zunächst die Zahlen für 1970 
dargestellt, um zu zeigen, welchen Umfang diese 
satzungsmäßigen Leistungen vorher hatten. 

Die Angaben über die satzungsmäßigen Früherken- 
nungsmaßnahmen im Jahre 1971 (s. Tz. 209 bis 213) 
beruhen auf der Auswertung der von den Kranken- 
kassen ausgefüllten Fragebogen. 


2. Geschwulstvorsorgeuntersuchungen 
im Jahre 1970 

203. Im Jahre 1970 haben die Krankenkassen 
1 111 939 Geschwulstvorsorgeuntersuchungen ge- 
währt. Rund die Hälfte der Untersuchungsfälle — in 
der Mehrzahl von Frauen — entfielen auf Familien- 
angehörige, nämlich 541 000, weitere 453 000 auf 
Mitglieder ohne Rentner und 118 000 auf Rentner 
und ihre Familienangehörigen. Betrachtet man die 
Verteilung der Fälle nach Kassen arten, so ergibt 
sich, daß rund 65 v. H. von den Ortskrankenkassen 
gewährt wurden. Von Bedeutung war die Zahl der 
Untersuchungsfälle auch noch bei den Betriebs- 
krankenkassen, von denen gut ein Fünftel aller 
Untersuchungen getragen wurde. 

204. Die Aufwendungen der Krankenkassen für 
Geschwulstvorsorgeuntersuchungen beliefen sich 
1970 im ganzen auf 21,87 Millionen DM. Die relative 
Verteilung nach Kassenarten ist etwa die gleiche 
wie bei den Fällen. Wie hoch die Aufwendungen für 
die einzelnen Versichertengruppen — und innerhalb 
dieser nach Kassenarten — waren, kann der Tabelle 
A 16 im Anhang entnommen werden. 

Tabelle 29 zeigt, wie hoch die Kosten je Unter- 
suchungsfall waren. Im Durchschnitt aller Kassen 
betrugen sie 19,67 DM; beträchtlich höher waren 
sie bei den Arbeiter-Ersatzkassen (28,70 DM) und 
den Landkrankenkassen (26,52 DM). Bei den übrigen 
Kassenarten wichen sie nicht sehr vom Durchschnitts- 
wert ab, wenn man von dem niedrigen Betrag der 
Bundesknappschaft (14,33 DM) absieht. Nach Ver- 
sichertengruppen unterschieden sich die Durch- 
schnittsbeträge je Untersuchungsfall nicht sehr, nach 
Kassenarten bestanden jedoch je Versichertengruppe 
Abweichungen. 


3. Andere Vorsorgeuntersuchungen 

(ohne Mutterschaftsvorsorge) im Jahre 1970 

205. Der Umfang anderer Vorsorgeuntersuchungen 
(z. B. gegen Diabetes) war, wie aus der Tabelle 
A 16 im Anhang hervorgeht, vergleichsweise gering. 
Mit Ausnahme der Bundesknappschaft und der See- 
Krankenkasse haben die Krankenkassen solche Un- 
tersuchungen satzungsgemäß gewährt, wenn auch 
nicht für alle Versichertenkreise. Im ganzen wurden 
1970 knapp 60 000 Vorsorgeuntersuchungen anderer 
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Tabelle 29 


Geschwulstvorsorgeuntersuchungen im Jahre 1970 

Kosten je Untersuchungsfall in DM 


Kassenart 

Mitglieder 
ohne Rentner 

Familien- 
angehörige der 
Mitglieder 
ohne Rentner 

Rentner und 
ihre Familien- 
angehörigen 

Versicherte 

insgesamt 

Ortskrankenkassen 

18,52 

19,44 

19,40 

19,05 

Landkrankenkassen 

26.43 

26,60 

26,59 

26,52 

Betriebskrankenkassen 

19,47 

21,53 

19,17 

20,60 

Innungskrankenkassen 

22,52 

22,36 

22,84 

22,42 

See -Krankenkasse 

22,01 

22,06 

22,07 

22,05 

Arbeiter-Ersatzkassen 

28,84 

29,07 

19,00 

28,70 

Angestellten-Ersatzkassen 

20,40 

20,21 

20,09 

20,31 

Bundesknappschaft 

9,23 

14,01 

16,53 

14,33 

alle Kassen 

19,06 

20,23 

19,49 

19,67 


Tabelle 30 


Andere Vorsorgeuntersuchungen im Jahre 1970 

Kosten je Untersuchungsfall in DM 


Kassenart 

Mitglieder 
ohne Rentner 

Familien- 
angehörige der 
Mitglieder 
ohne Rentner 

Rentner und 
ihre Familien- 
angehörigen 

Versicherte 

insgesamt 

Ortskrankenkassen 

20,83 

25,95 

14,34 

22,62 

Landkrankenkassen 

— 

26,34 

24,79 

26,21 

Betriebskrankenkassen 

25,21 

23,26 

20,02 

23,09 

Innungskrankenkassen 

17,59 

28,97 

34,34 

29,02 

See-Krankenkasse 

— 

— 

— 

— 

Arbeiter-Ersatzkassen 

— 

24,25 

23,38 

24,21 

Angestellten-Ersatzkassen 

— 

45,20 

19,50 

43,89 

Bundesknappschaft 

— 

— 

— 

— 

alle Kassen 

23,47 

24,33 

18,07 

23,39 
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Art durchgeführt. Die Mehrzahl davon, nämlich über 
45 000, wurde bei den Familienangehörigen der Mit- 
glieder vorgenommen; bei den Mitgliedern selbst 
und bei den Rentnern und ihren Angehörigen war 
die Zahl der Fälle gering. 

Die Verteilung der Zahl der Untersuchungen nach 
Kassenarten war sehr ungleichmäßig. Weit mehr als 
die Hälfte der Fälle entfiel auf die Betriebskranken- 
kassen und hier wiederum auf die Familienmitglie- 
der ohne Rentner. 

206. Die Aufwendung für derartige Leistungen 
machten 1970 im ganzen 1,40 Millionen DM aus. 
Entsprechend der hohen Zahl an Untersuchungs- 
fällen bei den Betriebskrankenkassen waren auch 
hier die Ausgaben verhältnismäßig hoch, nämlich rd. I 
911 000 DM (= 65 V. H. der Gesamtaufwendungen). 
Demgegenüber fiel — abgesehen von den Orts- 
krankenkassen — der Aufwand bei den übrigen Kas- 
senarten nicht sehr ins Gewicht. 


I 207. Die Kosten je Untersuchungsfall beliefen sich 
i 1970 im Durchschnitt sämtlicher Kassen auf 23,39 
. DM, wobei die Spannweite der Beträge von 
, 29,02 DM (Innungskrankenkassen) bis 22,62 DM 
i (Ortskrankenkassen) reicht. Im übrigen lagen die 
: Fallkosten nach Kassenarten ziemlich dicht beein- 
ander. Nach Versichertengruppen betrachtet, sind 
allerdings auch hier — wie bei den Geschwulstvor- 
sorgeuntersuchungen — etwas größere Abweichun- 
gen feststellbar. 

208. Finanziell hat sich die Einführung der gesetz- 
lichen Früherkennungsmaßnahmen wie folgt ausge- 
wirkt: Während die Krankenkassen für Geschwulst- 
und andere Vorsorgeuntersuchungen auf Grund von 
Satzungsbestimmungen rd, 23,3 Millionen DM aus- 
I gegeben haben, stiegen die Aufwendungen für die 
' nach § 181 RVO gewährten Leistungen allein im 
I 2. Halbjahr 1971 auf rd, 83,8 Millionen DM; weitere 
! rd. 51,5 Millionen DM sind bereits im 1. Vierteljahr 


Tabelle 31 


Satzungsmäßige Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für Frauen 

— vor und nach Einführung der gesetzlichen Maßnahmen — 






Kassenarten 




Leistungsart und Zeitraum 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 
* kassen 
, für 

Arbeiter 

^ Ersatz- 
j kassen 
i für An- 
gestellte 

Bundes- 

knapp- 

schaft 

alle 

Kassen 

Satzungsmäßige Krebsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen für 
Frauen im 1. Halbjahr 1971 

a) absolut 

b) in V. H. der Mitglieder der 

gesetzlichen Kranken- 
versicherung 

678 605 

4,20 

25 321 

5,96 

158 469 

3,75 

49 935 

3,39 

21 741 

9,88 

898 946 

12,10 

16 044 

1,44 

1 849 061 

5,95 

Satzungsmäßige Krebsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen für 
Frauen im 2. Halbjahr 1971 . . 

40 697 

1 554 

22 818 

7 146 

358 

305 

0 

72 878 

Gesetzliche Krebsfrüherken- 
nungsmaßnahmen für Frauen 
im 2. Halbjahr 1971 9 

821 087 

29 905 

289 434 

66 772 

14 200 

868 565 

13 097 

2 103 060 

Summe der gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Leistungen 
im 2. Halbjahr 1971 

a) absolut 

i 

861 784 

31 459 

312 252 

73 918 

14 558 

868 870 

13 097 

2 175 938 

b) in V. H. der satzungs- 
mäßigen Leistungen im 

1. Halbjahr 1971 

126,99 

124,24 

197,04 

148,03 

66,96 

96,65 

81,63 

117,68 


9 Anmerkungen: Abweichungen von den Ergebnissen der amtlichen Statistik sind darauf zurückzuführen, daß nicht 
alle Kassen für die Tabelle ausgewertet werden konnten. 

Quelle : Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
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1972 hinzugekommen. Auch die Zahl der entspre- 
chenden Untersuchungsfälle ist beträchtlich gestie- 
gen, nämlich von rd. 1 172 000 (1970) auf 3 499 000 
im 2. Halbjahr 1971 und weitere 1 869 000 in den 
ersten drei Monaten 1972. 


4. Satzungsmäßige Krebsfrüherkennungsmaß- 
nahmen für Frauen im Jahre 1971 

209. Bei den weiblichen Versicherten hatten die 
satzungsmäßigen Krankheitsfrüherkennungsunter- 
suchungen auf Krebs vor dem 1. Juli 1971 eine er- 
hebliche Bedeutung: Auf je 100 Mitglieder der 
Krankenversicherung wurden fast 6 Krebsfrüherken- 
nungsuntersuchungen abgerechnet (s. Tabelle 31). 
Die große Bedeutung der satzungsmäßigen Krank- 
heitsfrüherkennungsmaßnahmen vor dem 1. Juli 
1971 wird auch deutlich, wenn man das 1. Halbjahr 
1971 (Satzungsleistungen) mit dem 2. Halbjahr 1971 
(gesetzliche Leistungen) vergleicht: Danach hat sich 
die Zahl der abgerechneten Leistungen nach dem 
1. Juli 1971 im Bundesdurchschnitt nur noch um 
18 V. H. erhöht, bei den Arbeiter- und Angestellten- 
Ersatzkassen, die schon im 1. Halbjahr 1971 ein 


überdurchschnittlich hohes Niveau erreicht hatten, 
sogar gesenkt. Lediglich bei den RVO-Kassen erga- 
ben sich noch Steigerungsraten von 25 v. H. (OKK) 
bis 100 V. H. (BKK). 

210. Nach Einführung von gesetzlichen Krebsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen für Frauen sind die entspre- 
henden satzungsmäßigen Früherkennungsmaßnah- 
men nahezu vollständig zurückgegangen. 


5. Satzungsmäßige Krebsfrüherkennungsmaß- 
nahmen für Männer im Jahre 1971 

21 1 . Satzungsmäßige Krebsfrüherkennungsmaß- 
nahmen für Männer wurden vor dem 1. Juli 1971 
von den Krankenkassen nur teilweise durchgeführt. 
Im Bundesdurchschnitt kamen auf 100 Mitglieder 
der Krankenversicherung nur 0,83 abgerechnete 
Krebsfrüherkennungsmaßnahmen. Es gab aber von 
Kassenart zu Kassenart starke Unterschiede (s. Ta- 
belle 32). Insbesondere bei den Arbeiter- und Ange- 
stellten-Ersatzkassen hatten entsprechende Pro- 
gramme bereits generell ein relativ hohes Niveau 
der Inanspruchnahme erreicht. Auch hier gibt ein 


Tabelle 32 


Satzungsmäßige Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für Männer 

— - vor und nach Einführung der gesetzlichen Maßnahmen — 


Leistungsart und Zeitraum 


Kassenarten 


Orts- j Land- 
kranken- kranken- 
kassen kassen 


Betriebs- , Innungs- 
kranken- ; kranken- 
kassen | kassen 


Ersatz- j Ersatz- 
kassen ! kassen 
für I für An- 
Arbeiter i gestellte 


Bundes- 

knapp- 

schaft 


alle 

Kassen 


Satzungsmäßige Krebsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen für 
Männer im 1. Halbjahr 1971 


a) absolut 

b) in V. H. der Mitglieder der 

gesetzlichen Kranken- 
versicherung 

98 035 

0,61 

955 

0,22 

15 128 

0,36 

3 533 

0,24 

4 937 

1,43 

139 741 

1,79 

0 

0,00 

262 329 

0,83 

Satzungsmäßige Krebsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen für 
Männer im 2. Halbjahr 1971 

10 892 

480 

10 177 

3 168 

248 

71 

0 

25 036 

Gesetzliche Krebsfrüherken- 
nungsmaßnahmen für Männer 
im 2. Halbjahr 1971 

256 419 

4 833 

81 096 

17 779 

5 040 

148 927 

13 312 

527 406 

Summe der gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Leistungen 
im 2. Halbjahr 1971 

a) absolut 

267 311 

5 313 

91 273 

20 947 

5 288 

148 998 

13 312 

552 442 

b) in V. H. der satzungs- 
mäßigen Leistungen im 

1. Halbjahr 1971 

272,67 

556,33 

603,34 

592,90 

107,11 

106,62 

— 

210,59 
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Vergleich der abgerechneten Leistungen im 1. Halb- 
jahr 1971 (Satzungsleistungen) mit dem 2. Halbjahr 
1971 (gesetzliche Leistungen) einen Hinweis auf 
die Bedeutung der satzungsmäßigen Leistungen: Die 
Zahl der abgerechneten Leistungen nach Einführung 
der gesetzlichen Maßnahmen stieg im Bundesdurch- 
schnitt um 110 V. H. Während bei den Arbeiter- und 
Angestellten-Ersatzkassen, die schon im 1. Halbjahr 
1971 ein überdurchschnittlich hohes Niveau erreicht 
hatten, die Zahl der abgerechneten Leistungen kaum 
noch anstieg, stieg sie bei den RVO-Kassen — aus- 
gehend von einem relativ niedrigen Niveau — um 
rd. 170 V. H. (Ortskrankenkassen), bis 500 v. H. (Be- 
triebskrankenkassen). Die Bundesknappschaft hatte 
im 1. Halbjahr 1971 keine satzungsmäßigen Krebs- 
früherkennungsmaßnahmen für Männer durchqe- 
führt. 

212. Nach Einführung von gesetzlichen Krebsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen für Männer sind die ent- 
sprechenden satzungsmäßigen Leistungen weitge- 
hend zurückgegangen. 


6. Satzungsmäßige Krankheitsfrüherkennungs- 
maßnahmen für Kinder im Jahre 1971 

213. Satzungsmäßige Krankheitsfrüherkennungs- 
maßnahmen für Kinder wurden vor dem 1. Juli 1971 
nur in ganz vereinzelten Fällen gewährt. Im Bundes- 
durchschnitt kamen infolgedessen auf 100 Mitglieder 
der Krankenversicherung (ohne Rentner) nur 0,01 
durchgeführte Früherkennungsmaßnahmen für Kin- 
der (s. Tabelle 33). 


7. Zusätzliche satzungsmäßige Krankheitsfrüh- 
erkennungsmaßnahmen im Jahre 1972 

214. Satzungsmäßige Krankheitsfrüherkennungs- 
maßnahmen für Herz- und Kreislauferkrankungen 
für Männer wurden neben den gesetzlich vorge- 
schriebenen Krebsfrüherkennungsmaßnahmen am 
1. Juli 1972 von 109 Krankenkassen durchgeführt 
(OKK 35, BKK 61, IKK 13). In der Regel besteht der 


Tabelle 33 


Satzungsmäßige Krankheitsfrüherkennungsuntersuchungen für Kinder 

— vor und nach Einführung der gesetzlichen Maßnahmen — 


Kassenarten 


Leistungsart und Zeitraum 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 

kassen 

für 

Arbeiter 

Ersatz- 
kassen 
für An- 
gestellte 

Bundes- 

knapp- 

schaft 

alle 

Kassen 

Satzungsmäßige Früherken- 
nungsmaßnahmen für Kinder 
im 1. Halbjahr 1971 

a) absolut 

337 

3 

1 184 

788 

0 

0 

0 

2312 

b) in V. H. der Mitglieder der 
Allgemeinen Kranken- 
versicherung 

0,00 

0,00 

0,04 

0,06 

0,00 

0,00 

0,00 

0,01 

Satzungsmäßige Früherken- 
nungsmaßnahmen für Kinder 
im 2. Halbjahr 1971 

365 

445 

4 168 

2910 

0 

0 

0 

7 888 

Gesetzliche Früherkennungs- 
maßnahmen für Kinder im 

2. Halbjahr 197n) 

353 183 

12 888 

88 348 

49 729 

11 087 

388 846 

2 337 

906 418 

Summe der gesetzlichen und | 

satzungsmäßigen Leistungen | 
im 2. Halbjahr 1971 

i 

353 548 

13 333 

92 516 

52 639 

11 087 

388 846 

2 337 

1 

914 306 


0 Anmerkungen: Abweichungen von den Gesamtergebnissen der amtlichen Statistik sind darauf zurückzuführen, 
daß nicht alle Kassen für die Tabelle auswertbar waren. 
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Leistungsanspruch vom 45. oder vom 40. Lebensjahr 
an. Entsprechende Programme für Frauen wurden 
am 1. Juli 1972 von 29 Krankenkassen durchgeführt, 
und zwar ausschließlich von Krankenkassen, die 
solche Programme auch für Männer durchführen 
(OKK 1, BKK 22, IKK 6). Der Leistungsanspruch be- 
steht in der Regel vom 30. Lebensjahr an. 

Ein Verzeichnis der Krankenkassen mit satzungsmä- 
ßigen Krankheitsfrüherkennungsmaßnahmen für 
Herz- und Kreislauferkrankungen befindet sich im 
Anhang (Tabelle A 17). 

21 5. Besondere Krankheitsfrüherkennungsmaßnah- 
men für Diabetes mellitus führten am 1. Juli 1972 
fast 70 Krankenkassen durch. Diese Maßnahmen 
wurden vom 40. oder vom 45. Lebensjahr der Ver- 
sicherten an, teilweise aber auch ohne Altersbegren- 
zung, gewährt. 

216. Maßnahmen zur Früherkennung von Erkran- 
kungen der Zähne führten am 1. Juli 1972 insgesamt 


23 Krankenkassen durch. Die Maßnahmen waren 
zum Teil beschränkt auf Kinder und Jugendliche, 
zum Teil aber auch auf ältere Versicherte. 

217. Ferner führen 75 Krankenkassen Maßnahmen 
zur Früherkennung weiterer Krankheiten (u. a. 

andere Krankheiten des Stoffwechsels, 

Krebs — mit veränderten Altersgrenzen 

— mit veränderter Untersuchungsmethodik 
[zusätzlich Kolposkopie, Mammographie] 

— auf Bronchialkrebs 

— auf Magenkrebs 

— ohne Angabe einer bestimmten Lokali- 
sation [Geschwulstberatungsstelle der 
AOK Berlin], 

Krankheiten der Lungen, der Nieren und Harnwege, 
der Leber, des rheumatischen Formenkreises) durch. 


11. Erfahrungen über weitere Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 


Die Spitzenverbände der Krankenkassen und die 
Bundesknappschaft haben zu Fragen (siehe An- 
lage 5) nach dem Einfluß der Einführung der Früh- 
erkennungsmaßnahmen als Pflichtleistung auf vor- 
her von den Kassen gewährte Maßnahmen und dem 
Einfluß derartiger von den Kassen vor dem 1. Juli 
1971 gewährter Maßnahmen auf die Pflichtleistun- 
gen nach § 181 RVO folgendes berichtet: 


1. Der Bundesverband der Ortskrankenkassen 

218. Mit der Einführung der gesetzlichen Früher- 
kennungsmaßnahmen haben die Ortskrankenkassen 
die satzjungsmäßigen Früherkennungsmaßnahmen 
überwiegend eingestellt, insbesondere auch die 
über die Krebsvorsorge hinausgehenden Vorsorge- 
maßnahmen. 

219. Eine Reihe von Ortskrankenkassen hat die 
gesetzlich vorgesehenen Altersgrenzen für die 
Krebsfrüherkennung satzungsmäßig erweitert. 

220. Im Verbandsbereich Württemberg/Baden war 
bereits vor Inkrafttreten der gesetzlichen Früherken- 
niungsmaßnahmen ein erweitertes Untersuchungs- 
programm eingeführt, das über die Krebsfrüherken- 
nung hinaus Maßnahmen zur Früherkennung von 
Herz- und Kreislauferkrankungen umfaßt. 

221. Nur eine Ortskrankenkasse hat die Früherken- 
nung von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten bei- 
behalten. 


222. Der Bundesverband der Ortskrankenkassen 
hat sich gegen eine unterschiedliche Ausweitung 
des Früherkennungsprogramms ausgesprochen; er 
meint, daß der Bundesausschuß der Ärzte und Kran- 
kenkassen zu gegebener Zeit prüfen muß, ob unter 
den in § 181 a RVO genannten Voraussetzungen eine 
Ausweitung des Untersuchungsprogramms ange- 
zeigt ist. 


2. Der Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen für die Landkrankenkassen 

223. Die meisten Landkrankenkassen hatten be- 
reits vor dem 1. Juli 1971 Untersuchungen zur Früh- 
erkennung von Krebserkrankungen eingeführt, und 
zwar überwiegend ohne Altersbegrenzung. Diese 
Regelung ist auch nach Einführung der gesetzlichen 
Maßnahmen beibehalten worden, weil eine Schlech- 
terstellung der Versicherten vermieden werden 
sollte. 


3. Der Bundesverband der Betriebskrankenkassen 

224. Bei allen Betriebskrankenkassen gingen der 
Einführung der gesetzlichen Früherkennungsmaß- 
nahmen freiwillige Leistungen der Früherkennung 
(insbesondere der Krebsvorsorge für Frauen) vor- 
aus, und zwar häufig über die im Gesetz vorgese- 
henen Altersgrenzen hinaus. Die enger gefaßten 
gesetzlichen Altersgrenzen fanden bei den Ver- 
sicherten wenig Verständnis und führten zu Be- 


59 



Drucksache 7/454 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


schwerden. Die bereits vor Inkrafttreten der gesetz- 
lichen Maßnahmen eingeführten Früherkennungs- 
maßnahmen haben die Aufgeschlossenheit der Ver- 
sicherten für diese Maßnahmen gefördert. Bei der 
Information der Versicherten über die Früherken- 
nungsmaßnahmen hat sich die Begrenzung der Lei- 
stungen auf Altersgruppen erschwerend ausgewirkt. 


4. Der Bundesverband der Innungskrankenkassen 

225. Über den gesetzlichen Rahmen hinausgehende 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
werden von den Innungskrankenkassen nur noch in 
einzelnen Bereichen gewährt. Lediglich in Nord- 
Württemberg und Nord-Baden sind die Untersu- 
chung zur Krebsfrüherkennung bei Männern durch 
Untersuchung auf Herz- und Kreislauferkrankungen 
ergänzt worden. Darüber hinaus sind vereinzelt Un- 
tersuchungen auf Stoffwechselstörungen in das Vor- 
sorgeprogramm einbezogen. Bei den Krebsfrüher- 
kennungsmaßnahmen sind vielfach die im Gesetz 
vorgesehenen Altersgrenzen unterschritten worden. 

226. Nach Auffassung des Bundesverbandes der 
Innungskrankenkassen haben die von den Innungs- 
krankenkassen vor dem 1. Juli 1971 eingeführten 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
auf die gesetzlichen Früherkennungsmaßnahmen in 
zweifacher Hinsicht Auswirkungen gehabt: Die vor 
diesem Zeitpunkt betriebene Aufklärungsarbeit über 
die Bedeutung der Früherkennung bestimmter 
Krankheiten habe die Aufgeschlossenheit der Ver- 
sicherten für die Notwendigkeit derartiger Maßnah- 
men deutlich gefördert. Andererseits hätten viele 
Berechtigte schon im 1. Halbjahr 1971 von der Mög- 
lichkeit der Inanspruchnahme einer solchen Leistung 
Gebrauch gemacht; hierdurch dürfte die Quote der 
Inanspruchnahme für die Zeit ab 1. Juli 1971 auch 
beeinflußt worden sein. 


5. Die Ersatzkassen 

227. Auch die Ersatzkassen hatten bereits vor Ein- 
führung der gesetzlichen Leistungen eigene Pro- 
gramme für die Früherkennung von Brust- und 
Genitalkrebs bei Frauen sowie Rektum- und Pro- 
statakrebs bei Männern entwickelt. Nach Einführung 
der Pflichtleistungen seien freiwillige Vorsorge- 
leistungsprogramme der Kassen kontinuierlich nach 
den Richtlinien des Bundesausschusses der Arzte 
und Krankenkassen fortentwickelt worden. 

228. Die bereits vor dem 1. Juli 1971 eingeführten 
Vorsorgeleistungen haben vermutlich die Bereit- 
schaft der Ersatzkassen-Versicherten für die Inan- 
spruchnahme der Leistungen wesentlich gefördert, 
was auf die mehrfache Unterrichtung zurückgeführt 
wird. 


6. Bundesknappschaft 

229. Die Bundesknappschaft hat bereits vor dem 
1. Juli 1971 im Rahmen der Satzung Vorsorge- 
untersuchungen auf Brust- und Unterleibskrebs bei 
Frauen vom vollendeten 30. Lebensjahr an gewährt. 
Diese Untersuchungen wurden mit dem 30. Juni 1971 
eingestellt. Seither werden über den Rahmen der 
gesetzlichen Früherkennungsmaßnahmen hinaus 
keine Maßnahmen der Krankheitsfrüherkennung 
gewährt. 

230. Beim Vergleich der Zeiträume 1. Halbjahr 
1971 und 2. Halbjahr 1971 und 1. Halbjahr 1972 ist 
festzustellen, daß die satzungsmäßigen Leistungen 
auf Früherkennung von Brust- und Genitalkrebs 
weniger in Anspruch genommen wurden als die seit 
dem 1. Juli 1971 gesetzlich eingeführten Früherken- 
nungsmaßnahmen. 
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Anhang 

Anlage 1 


Vorschriften der Reichsversicherungsordnung über Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten 


§ 181 

(1) Versicherte haben zur Sicherung der Gesund- 
heit Anspruch auf folgende Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten: 

1. Kinder bis zur Vollendung des vierten Lebens- 
jahres, auf Untersuchungen zur Früherkennung 
von Krankheiten, die eine normale körperliche 
oder geistige Entwicklung des Kindes in besonde- 
rem Maße gefährden, 

2. Frauen vom Beginn des dreißigsten Lebensjahres 
an einmal jährlich auf eine Untersuchung zur 
Früherkennung von Krebserkrankungen, 

3. Männer vom Beginn des fünfundvierzigsten Le- 
bensjahres an einmal jährlich auf eine Unter- 
suchung zur Früherkennung von Krebserkran- 
kungen. 

(2) § 182 Abs. 2 gilt entsprechend. Der Bundesaus- 
schuß der Ärzte und Krankenkassen beschließt das 
Nähere über die Art der Untersuchungen, die den in 
§ 181 a Abs. 1 unter Nummern 1 bis 4 genannten 
Erfordernissen zu entsprechen haben. 

§ 181 a 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, über § 181 hinaus weitere Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten vorsehen, wenn 

1. es sich um Krankheiten handelt, die wirksam be- 
handelt werden können, 

2. das Vor- oder Frühstadium dieser Krankheiten 
durch diagnostische Maßnahmen erfaßbar ist, 

3. die Krankheitszeichen medizinisch-technisch ge- 
nügend eindeutig zu erfassen sind, 

4. genügend Ärzte und Einrichtungen vorhanden 
sind, um die aufgefundenen Verdachtsfälle ein- 
gehend zu diagnostizieren und zu behandeln. 

(2) Die Rechtsverordnung hat die anspruchsberech- 
tigten Personen insbesondere nach Alter und Ge- 
schlecht zu bezeichnen und zu bestimmen, in welchen 
Zeitabständen die Maßnahmen in Anspruch genom- 
men werden können. 

§ 181 b 

Bei Inanspruchnahme von Untersuchungen zur 
Früherkennung von Krankheiten ist dem Arzt ein 
Berechtigungsschein vorzulegen. 


§ 205 

(1) Versicherte erhalten für den unterhaltsberech- 
tigten Ehegatten und die unterhaltsberechtigten Kin- 
der, wenn diese sich gewöhnlich im Inland aufhalten 
und nicht anderweit einen gesetzlichen Anspruch auf 
Krankenpflege haben, Maßnahmen zur Früherken- 
nung von Krankheiten, Krankenpflege und Kranken- 
hauspflege unter den gleichen Voraussetzungen und 
im gleichen Umfang wie Versicherte. § 182 a Abs. 1 
gilt nicht 

1. für Kinder, 

2. für den Ehegatten und für Angehörige, wenn sie 
oder der Versicherte die Voraussetzungen des 
§ 182 a Abs. 2 erfüllen. 

§ 188 gilt entsprechend; § 188 Abs. 2 bis 4 jedoch nur 
für den Ehegatten und für die Angehörigen, für die 
nach Absatz 3 Anspruch auf Familienkrankenpflege 
besteht. 

( 2 ) . . . 

(3) Die Satzung kann die Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten und die Familienkran- 
kenpflege auf sonstige Angehörige erstrecken, die 
mit dem Versicherten in häuslicher Gemeinschaft 
leben, von ihm ganz oder überwiegend unterhalten 
werden und sich im Inland aufhalten. Sie kann be- 
stimmen, daß für Kinder über einer bestimmten Al- 
tersgrenze ein Anspruch nicht besteht. 

§ 368 

(2) Die kassenärztliche Versorgung umfaßt die 
ärztliche Behandlung. Zu ihr gehören auch die Maß- 
nahmen zur Früherkennung von Krankheiten, ärzt- 
liche Betreuung bei Mutterschaft, die Anordnung der 
Hilfeleistung anderer Personen, die Verordnung von 
Arznei, Heilmitteln und Krankenhauspflege sowie 
die Ausstellung von Bescheinigungen und die Er- 
stellung von Berichten, die die Krankenkassen und 
der Vertrauensärztliche Dienst zur Durchführung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben und die die Versicher- 
ten für den Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts benötigen. 

§ 368 e 

Der Versicherte hat Anspruch auf die ärztliche 
Versorgung, die zur Heilung oder Linderung nach 
den Regeln der ärztlichen Kunst zweckmäßig und 
ausreichend ist (§ 182 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 des Ge- 
setzes über die Krankenversicherung der Landwirte). 
Leistungen, die für die Erzielung des Heilerfolges 
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nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, kann der 
Versicherte nicht beanspruchen, der Kassenarzt und 
der beteiligte Arzt dürfen sie nicht bewirken oder 
verordnen; die Kasse darf sie nachträglich nicht be- 
willigen. Sätze 1 und 2 gelten bei Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten entsprechend. 

§ 368 0 

(7) Bei der Beschlußfassung über Richtlinien nach 
§ 368 p Abs. 5 wirken in den Bundesausschüssen 
über die Zusammensetzung nach Absatz 3 hinaus 
zusätzlich drei Vertreter der Ärzte sowie ein Vertre- 
ter der knappschaftlichen Krankenversicherung und 
zwei Vertreter der Ersatzkassen mit. Der Vertreter 
der knappschaftlichen Krankenversicherung wird 
von der Bundesknappschaft, die Vertreter der Ersatz- 
kassen werden von den nach § 525 a gebildeten Ver- 
bänden bestellt. 

§ 368 p 

(5) Die Bundesausschüsse beschließen die erfor- 
derlichen Riditlinien über die Gewähr für ausrei- 
chende, zweckmäßige und wirtschaftliche Maßnah- 
men zur Früherkennung von Krankheiten, insbeson- 


dere über die Anwendung rationalisierender Verfah- 
ren und die Voraussetzungen, unter denen mehrere 
Maßnahmen zur Früherkennung zusammenzufassen 
sind. Durch Richtlinien ist das Nähere für die Be- 
scheinigungen und Aufzeichnungen bei Durchfüh- 
rung der Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten zu beschließen. Die Absätze 2 bis 4 gel- 
ten entsprechend. 

§ 369 

(1) Die Kassen sind verpflichtet, im Zusammen- 
wirken mit den Kassenärztlichen Vereinigungen die 
Versicherten und ihre anspruchsberechtigten Fami- 
lienangehörigen mit allen geeigneten Mitteln und 
in bestimmten Zeitabständen über die zur Sicherung 
der Gesundheit notwendige und zweckmäßige Inan- 
spruchnahme von Untersuchungen zur Früherken- 
nung von Krankheiten aufzuklären. 

(2) Die Kassen und Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen haben die bei Durchführung von Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten anfallenden 
Ergebnisse zu sammeln und auszuwerten; dabei ist 
sicherzustellen, daß Rückschlüsse auf die Person des 
Untersuchten ausgeschlossen sind." 
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Anlage 2 


Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
über die Früherkennung von Krebserkrankungen 
(Krebsfrüherkennungs-Riditlinien) 
vom 28. April 1971 


Die vom Bundesausschuß der Ärzte und Kranken- 
kassen gemäß § 181 Abs. 2 und § 368 p Abs. 5 der 
Reichsversicherungsordnung (RVO) beschlossenen 
Richtlinien bestimmen das Nähere über die den ge- 
setzlichen Erfordernissen in den §§ 181, 181 a Abs. 1 
und § 368 e RVO entsprechenden ärztlichen Maßnah- 
men zur Früherkennung von Krebserkrankungen. 


A. Allgemeines 

(1) Die nach diesen Richtlinien durchzuführenden 
ärztlichen Maßnahmen dienen 

a) der Früherkennung des Brust-, Genital- und Rek- 
tumkrebses bei Frauen vom Beginn des 30. Le- 
bensjahres an, 

b) der Früherkennung des Rektum- und Prostata- 
krebses bei Männern vom Beginn des 45. Lebens- 
jahres an. 

(2) Sie sollen mögliche Gefahren für die Gesund- 
heit der Anspruchsberechtigten dadurch abwenden, 
daß aufgefundene Verdachtsfälle eingehend diagno- 
stiziert und erforderlichenfalls rechtzeitig behandelt 
werden können. 

(3) Es werden diejenigen Untersuchungen durch- 
geführt, die in den Abschnitten B oder C festgelegt 
sind und den Anlagen I bzw. II zugrunde liegen. 

(4) Untersuchungen nach diesen Richtlinien sollen 
diejenigen Ärzte durchführen, welche die vorgesehe- 
nen Leistungen auf Grund ihrer Kenntnisse und Er- 
fahrungen erbringen können, nach der ärztlichen Be- 
rufsordnung dazu berechtigt sind und über die erfor- 
derlichen Einrichtungen verfügen. 

(5) Die bei diesen Maßnahmen mitwirkenden 
Ärzte haben darauf hinzuwirken, daß für sie tätig 
werdende Vertreter diese Richtlinien kennen und 
beachten. 


B. Früherkennungsmaßnahmen bei Frauen 

Die Maßnahmen zur Früherkennung des Brust-, 
Genital- und Rektumkrebses bei der Frau umfas- 
sen folgende Leistungen: 

1. Klinische Untersuchungen 
Gezielte Anamnese 

Abtasten der Brustdrüsen und der regionären 
Lymphknoten 

Spiegeleinstellung der Portio 


Entnahme von Untersuchungsmaterial von der 
Portiooberfläche und aus dem Zervikalkanal 

Fixierung des Untersuchungsmaterials für die 
zytologische Untersuchung 

Bimanuelle gynäkologische Untersuchung 
Digitale Untersuchung des Rektums 

2. Zytologische Untersuchung 

Die zytologische Untersuchung umfaßt die Aus- 
wertung des zur zytologischen Untersuchung ent- 
nommenen Materials. Sofern der untersuchende 
Arzt die zytologische Untersuchung nicht selbst 
ausführt, sendet er das Material an einen Zytolo- 
gen, der den einsendenden Arzt unterrichtet. 

3. Folgerung aus den Ergebnissen 
und Beratung der Untersuchten 

Ergeben diese Untersuchungen das Vorliegen 
oder den Verdacht auf das Vorliegen einer Krank- 
heit, so soll der Arzt dafür Sorge tragen, daß im 
Rahmen der Krankenhilfe (§§ 182, 188 RVO) diese 
Fälle weiterer, insbesondere gezielter fachärzt- 
licher Diagnostik, ggf. Therapie zugeführt werden. 

4. Aufzeichnungen und Dokumenta- 
tion 

a) Die Untersuchungen werden auf einem drei- 
teiligen Berichtsvordruck (Anlage I) aufge- 
zeichnet; auf die Vollständigkeit der Eintra- 
gungen ist zu achten. 

b) Der ausgefüllte dreiteilige Berichtsvordruck 
wird zusammen mit dem Untersuchungsmate- 
rial an den Zytologen gesandt. 

c) Die Teile a und b des Berich tsvordruckes wer- 
den vom Zytologen ausgefüllt an den Einsen- 
der zurückgeschickt; Teil c bleibt beim Zyto- 
logen. 

d) Der Teil a wird nach abschließenden Eintra- 
gungen vom untersuchenden Arzt der zustän- 
digen Kassenärztlichen Vereinigung zur Er- 
fassung und Auswertung eingereicht; Teil b 
bleibt beim untersuchenden Arzt und soll 
5 Jahre aufbewahrt werden. 

e) Sofern der untersuchende Arzt auch die zyto- 
logische Untersuchung ausführt, wird nur 
Teil a des Berichts Vordruckes nach abschlie- 
ßender Eintragung der zuständigen Kassen- 
ärztlichen Vereinigung eingereicht; die Teile 
b und c bleiben beim untersuchenden Arzt. 
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f) Durch Ankreuzen der hierfür vorgesehenen 
Kästchen ist auf dem Berechtigungsschein an- 
zugeben, ob auf Grund der Untersuchungen 
weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfoh- 
len wurden. 

g) Die an der Durchführung der zytologischen 
Untersuchung Beteiligten sind gehalten, für 
eine ordnungsmäßige Befund- und Präparate- 
dokumentation zu sorgen. Die Befunde sind 
5 Jahre aufzubewahren: Präparate der Grup- 
pen Papanicolaou III bis V 2 Jahre, 

h) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen 
Vereinigungen sammeln die aus den Berech- 
tigungsscheinen, Honorarabrechnungen und 
den Untersuchungsvordrucken anfallenden 
Ergebnisse und werten sie aus. Die Bundes- 
verbände der Krankenkassen, die Verbände 
der Ersatzkassen, die Bundesknappschaft und 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung sollen 
sich über eine bundeseinheitliche Zusammen- 
fassung, Auswertung und Veröffentlichung 
der Ergebnisse verständigen. 


C. Früherkennungsmaßnahmen bei Männern 

Die Maßnahmen zur Früherkennung des Rektum- 
und Prostatakrebses beim Mann umfassen fol- 
gende Leistungen: 

1. Klinische Untersuchung 
Gezielte Anamnese 

Digitale Untersuchung des Rektums und Abtasten 
der Vorsteherdrüse vom After aus 

Palpation regionärer Lymphknoten 

2. Urinuntersuchung 

auf Eiweiß, Zucker und Sediment 

3. Folgerung aus den Ergebnissen 
undBeratung des Untersuchten 

Ergeben diese Untersuchungen das Vorliegen 
oder den Verdacht auf das Vorliegen einer 
Krankheit, so soll der Arzt dafür Sorge tragen, 
daß im Rahmen der Krankenhilfe (§§ 182, 188 
RVO) diese Fälle weiterer, insbesondere geziel- 
ter fachärztlicher Diagnostik, ggf. Therapie zuge- 
führt werden. 

4. Aufzeichnungen und Dokumenta- 
tion 

a) Die Untersuchung wird auf einem zweiteili- 
gen Berichtsvordruck (Anlage II) aufgezeich- 


net; auf die Vollständigkeit der Eintragungen 
ist zu achten. 

b) Teil a des Berichts Vordruckes wird nach ab- 
schließender Eintragung vom Arzt der zustän- 
digen Kassenärztlichen Vereinigung zur Er- 
fassung und Auswertung eingereicht; Teil b 
bleibt beim Arzt und ist 5 Jahre aufzubewah- 
ren. 

c) Durch Ankreuzen der hierfür vorgesehenen 
Kästchen ist auf dem Berechtigungsschein an- 
zugeben, ob auf Grund der Untersuchungen 
weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfoh- 
len wurden. 

d) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen 
Vereinigungen sammeln die aus den Berechti- 
gungsscheinen, Honorarabrechnungen und 
den Untersuchungsvordrucken anfallenden 
Ergebnisse und werten sie aus. Die Bundes- 
verbände der Krankenkassen, die Verbände 
der Ersatzkassen, die Bundesknappschaft und 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung sollen 
sich über eine bundeseinheitliche Zusammen- 
fassung, Auswertung und Veröffentlichung 
der Ergebnisse verständigen. 


D. Bescheinigungen 

Bei Inanspruchnahme der Untersuchungen ist dem 
Arzt jeweils ein Berechtigungsschein vorzulegen 
(§ 181 b RVO). 

Die Bundesverbände der Krankenkassen, die Ver- 
bände der Ersatzkassen, die Bundesknappschaft und 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung verständigen 
sich über Form und wesentlichen Inhalt des Berech- 
tigungsscheines. Er soll insbesondere Aufschluß ge- 
ben über den Leistungsinhalt. 


E. Inkrafttreten und Weiterführung bisheriger 
Maßnahmen 

Die Richtlinien treten am 1. Juli 1971 in Kraft, 

Bisher unter Einschluß der Kolposkopie durchge- 
führte Früherkennungsmaßnahmen können fortge- 
führt werden, um aus ihren Ergebnissen weitere wis- 
senschaftliche Aufschlüsse über den Wert dieser Un- 
tersuchungsmethode im Rahmen von Früherken- 
nungsmaßnahmen zu gewinnen. 

In diesen Fällen haben die Krankenkassen und die 
Kassenärztlichen Vereinigungen durch Vereinba- 
rung sicherzustellen, daß die Ergebnisse der kolpo- 
skopischen Untersuchungen aufgezeichnet und aus- 
gewertet werden. 
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1 AE V 

1 Kirapptdiaft j 



(Name des Versicherten/Versorgungsberechtigten) 

(Vorname) 

(geb. am) 

(Ehegatte/Klnd/Sonst. Angeh.) 

(Vorname) 

(geb. am) 

(Arbeitgeber/Dienststelle/Rentner/BVG/Freiw.) (Mitgl 

*Nr.) (Krankensch.-Nr). 

1 (Wohnung des Patienten) 1 


I I i' T r 1 -m rrr-rrr 


Anamnese 

Zahl der Geburten □ 

Zahl der Fehlgeburten □ 


Krebs-Früherkennungsunterftuchung 


Frauen 


I. Klinischer Befund 

Mamma und regionäre Lymphknoten: 


unauffällig □ 

verdächtig □ 

positiv □ 

Genitale; 

unauffällig □ 

verdächtig □ 

positiv □ 


II. Zytologischer Befund 


Präp.-Nr.; 

Datum; 

negativ (Pap. f. II) . . . □ 

verdächtig (Pap. III) □ 

positiv (Pap. IV, V) □ 

nicht verwertbar □ 

Nebenbefund . . . , nein □ ja Q 


Rektum: 

unauffällig 
verdächtig 
positiv . , 



Bemerkungen; 


Gynäkologische Operationen nein □ ja □ 

Ra-/Rö-Behand!ung nein □ ja □ 

Jahr der letzten Früherkennungsuntersuchung .... 1 9 [ | [ 

alter Verdaditsfall nein □ ja Q 

bestätigt nein □ Ja □ 

Jetzt 

Letzte Periode 


rmTT 


Blutungen normal nein □ Ja □ 

Ausfluß nein Q ja □ 

Ovulationshemmer nein Q ja Q 

Sonstige Hormonbehandlung nein □ ja □ 

Blut oder Schleim im Stuhl nelnQ JaD 

Schmerzhafter Stuhldrang nein □ ja □ 


Neu aufgetr. Unregelmäßigk. (m Stuhlgang . , nein □ ja □ 


Bisher unbekannte 
behandlungsbedurftige 
Nebenbefunde . . . neinQ JaQ 

III. Weitere Maßnahmen im 
Yerdachtsfaile: 

konservativ nein □ Ja □ 

operativ neinQ jaQ 


(Stempel uod Unterschrift des Zytologen) 


(Stempel und Unterschrift des Arztes) 


( Ausfer tigung f. umersu ch. Arzt | 


3Qb 


AOK I IKK I BKK j IKK | VdAK | A E V (Kinppsdiflh 


(Name des Versicherten/Versorgungsberechtigt^) (Vorname) (geb. am) 
(Ehegatte/Kind/Sonst Angeh.) (Vorname) (fleb. am) 

(Arbeitgeber/Djen8t5tefle/R©ntner/BVCVFrerw.)7Mltgl./NrJ (Krankensch.-Nr). 


I (Wohnung des Patienten) _ , , 

I I I I i'i -m m m~ 


Anamnese 

Gewichtsverlust (mehr als 2 kg) nein Q ja Q 

Appetitlosigkeit nein □ ja □ 


Abgang von Blut oder Schleim mit dem Stuhl . nein □ ja Q 

Neu aufgetretene Unregelmäßigkeiten im Stuhl- 
gang (Neigung zu Verstopfung oder Durchfall) nelnQ ja □ 

Schmerzhafter, häuf. Stuhldrang 0*enesmen) . nein □ ja □ 

Beschwerden beim Wasserlassen (St^merzen, 

häufiges und/oder ersdtwertes Wasserlassen) nein □ ja □ 

Bräunlich oder rötlich gefärbter Urin neinQ ja □ 

Jahr der letzten Früherkennungsuntersuchung .... 19 | | | 

alter Verdachtsfall nein □ ja □ 


Krebs-Früherkennungsuntersuchung 

Männer 

1. Klinischer Befund 



11. Weitere Maßnahmen 

Rektum 



im Verdachtsfalle 

unauffällig 

. □ 




verdächtig 



□ 

konservativ 

. . nein □ Ja □ 

positiv 



. . □ 

operativ . . 

. ♦ nein □ ja □ 

Prostata 





überkastaniengroß 

nelnD 

JaD 



Knoten 

nein □ 

JaD 

1 III. Bemerkungen: 

1 Beschaffenheit der Knoten 




welch, glatt , . 

nein □ 

JaD 



hart 

nein □ 

jaD 



Region. Lymphknoten 





auffällig ...... 

nein □ 

jaD 



Urinbefund ....... 

nein □ 




Eiweiß positiv . . . 

nein □ 

jaD 



Zucker positiv . . , 

neinp 

jaD 



Blutbestandteile 





positiv 

nein Q 

JaD 



Bisher unbekannte 





behandlungsbedürftige 





Nebenbefunde 

nein □ 

ja □ 




L 



bestätigt 


. . nein □ ja □ | 

I^Aütlftigung f, untertuch, Arzt | 


(Stempe! und Unterschrift des Arztes) 


40b 


65 








Drucksache 7/454 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 3 


Richtlinien des Bundesaussschusses der Ärzte und Krankenkassen 

über die Früherkennung von Krankheiten bei Kindern 

bis zur Vollendung des 4. Lebensjahres 

(Kinderrichtlinien) 

vom 28. April 1971 


Die vom Bundesausschuß der Ärzte und Kranken- 
kassen gemäß § 181 Absatz 2 und § 368 p Absatz 5 
der Reichsversicherungsordnung (RVO) beschlosse- 
nen Richtlinien bestimmen das Nähere über die den 
gesetzlichen Erfordernissen in den §§ 181, 181 a 
Abs. 1 und § 368 e RVO entsprechenden ärztlichen 
Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 
bei Kindern bis zur Vollendung des 4. Lebensjahres. 


A. Allgemeines 

(1) Die nach diesen Richtlinien durchzuführenden 
ärztlichen Maßnahmen bei Kindern bis zur Voll- 
endung des 4. Lebensjahres dienen der Früherken- 
nung folgender Krankheiten, die eine normale kör- 
perliche oder geistige Entwicklung des Kindes in be- 
sonderem Maße gefährden: 

1. Adrenogenitales Syndrom 

2. Augenfehler 

3. Cerebralparesen 

4. Diabetes 

5. Dystrophie (chronische Gedeihstörungen) 

6. Fehlbildungen: Hüftgelenksanomalien 

7. Fehlbildungen, andere orthopädische 

8. Fehlbildungen, nicht orthopädische 

9. Harnwegsinfektionen 

10. Harnwegsmißbildungen 

11. Herzfehler 

12. Hoden-Lageanomalien 

13. Hörschäden 

14. Psychische Entwicklungsstörungen 

15. Rachitis 

16. Schilddrüsenerkrankungen 

17. Sprachstörungen 

18. Statische/statomotorische 
Entwicklungsstörungen 

19. Stoffwechselstörungen 

— ausgenommen Diabetes — 

Die laufenden Nummern dieser Aufstellung sind 
zugleich die Kennziffern nach C 3. 

(2) Die Maßnahmen sollen mögliche Gefahren für 
die Gesundheit der Kinder dadurch abwenden, daß 


aufgefundene Verdachtsfälle eingehend diagnosti- 
ziert und erforderlichenfalls rechtzeitig behandelt 
werden können. 

(3) Es werden die Untersuchungen durchgeführt, 
die im Abschnitt B festgelegt und im Untersuchungs- 
heft für Kinder (Anlage) aufgeführt sind. Dabei sol- 
len die in den Abschnitten C und D aufgestellten 
Richtlinien über Aufzeichnungen, Dokumentation 
und Bescheinigungen beachtet werden. 

(4) Ergeben diese Untersuchungen das Vorliegen 
oder den Verdacht auf das Vorliegen einer Krank- 
heit, so soll der Arzt dafür Sorge tragen, daß im 
Rahmen der Krankenhilfe (§§ 182, 188 RVO) diese 
Fälle weiterer, insbesondere gezielter fachärztlicher 
Diagnostik, ggf. Therapie zugeführt werden. 

(5) Untersuchungen nach diesen Richtlinien sollen 
diejenigen Ärzte durchführen, welche die vorgesehe- 
nen Leistungen auf Grund ihrer Kenntnisse und Er- 
fahrungen erbringen können, nach der ärztlichen Be- 
rufsordnung dazu berechtigt sind und über die er- 
forderlichen Einrichtungen verfügen. 

(6) Die bei diesen Maßnahmen mitwirkenden Ärzte 
haben darauf hinzuwirken, daß für sie tätig wer- 
dende Vertreter diese Richtlinien kennen und be- 
achten. 


B. Untersuchungen 

Die Früherkennungsmaßnahmen bei Kindern in 
den ersten vier Lebensjahren umfassen insgesamt 
sieben Untersuchungen gemäß den im Untersu- 
chungsheft für Kinder gegebenen Hinweisen. Die 
Untersuchungen können nur in den jeweils angege- 
benen Zeiträumen in Anspruch genommen werden. 

1, N e u g e b o r e n e n - E r s t u n t e r s u c h u n g 
(Erste Untersuchung) 

Die erste Untersuchung soll unmittelbar nach 
der Geburt vorgenommen werden. Ist ein Arzt 
nicht anwesend, soll die Hebamme diese Unter- 
suchung durchführen. Diese Untersuchung hat im 
wesentlichen zum Ziel, lebensbedrohliche Zu- 
stände zu erkennen und augenfällige Schäden 
festzustellen, ggf. notwendige Sofortmaßnahmen 
einzuleiten. Dabei ist auf Kolorit, Atmung, Tonus, 
Reflexe beim Absaugen, Herzschläge, den As- 
phyxieindex sowie auf Gelbsucht, Ödeme und 
die Reife des Neugeborenen zu achten. 
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2. Neugeborenen-Basisunter- 
s u c h u n g 

vom 5. bis 10. Lebenstag 
(Zweite Untersuchung) 

Erhebung der Vorgeschichte 

Schwangerschaftsverlauf 

Entbindungsverlauf 

Feststellung, ob BCG-Impfung und Rachitispro- 
phylaxe durchgeführt wurden 

Veranlassung des Guthrie-Tests 

Eingehende Untersuchung 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

3. Untersuchung in der 4. 

(spätestens 6.) Lebenswoche 

(Dritte Untersuchung) 

Erhebung der Vorgeschichte 
Normales Gedeihen 
Ernährung altersgemäß 
Abnorme Schreckhaftigkeit 
Schrilles Schreien 
Steifheit beim Füttern oder Baden 
Wird Bauchlage akzeptiert 

Spontanbewegungen der Gliedmaßen seitengleich 

Krampfanfälle 

Trinkschwierigkeiten 

Ergebnis des Guthrie-Tests 

Eingehende Untersuchung 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

4. Untersuchung im 4. bis 6. Lebens- 
monat 

(Vierte Untersuchung) 

Erhebung der Vorgeschichte 
Normales Gedeihen 
Ernährung altersgemäß 
Abnorme Schreckhaftigkeit 


Schrilles Schreien 

Steifheit beim Füttern oder Baden 

Wird Bauchlage akzeptiert 

Spontanbewegungen der Gliedmaßen seitengleich 
Beginnende Greifbewegungen 
Reaktion auf Lichtquelle oder bewegliche Gegen- 
stände 

Reaktion auf Geräusche 
Rachitisprophylaxe durchgeführt 

Eingehende Untersuchung 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 

5. Untersuchung im 9. bis 12. Lebens- 
monat 

(Fünfte Untersuchung) 

Erhebung der Vorgeschichte 
Zwischenzeitlich krank gewesen 
Krampfanfälle 
Freies Sitzen 

Kann sich aus Rücken- oder Bauchlage umdrehen 
Kaufähigkeit 

Reagiert auf fremde oder bekannte Personen 
unterschiedlich 

Eingehende Untersuchung 

1 . Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 

6. Untersuchung im 21. bis 24. Lebens- 
monat 

(Sechste Untersuchung) 

Erhebung der Vorgeschichte 
Zwischenzeitlich krank gewesen 
Krampfanfälle 

Meist sauber, tagsüber trocken 
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Schlafstörungen 
Sprachentwicklung altersgemäß 

Eingehende Untersuchung 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 

7. Untersuchung im 4. Lebensjahr 
(Siebte Untersuchung) 

Erhebung der Vorgeschichte 
Zwischenzeitlich krank gewesen 
Zuverlässig sauber und trocken 
Verhaltensauffälligkeiten 

Eingehende Untersuchung 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 

10. Urin auf Eiweiß, Zucker, Sediment 

C. Aufzeichnungen 
und Dokumentation 

(1) Die Eintragungen im Untersuchungsheft für 
Kinder erfolgen auf den für die einzelne Untersu- 
chung vorgesehenen Seiten (Verwendung von Koh- 
lepapier zum Durchschreiben möglich). Auf die Voll- 
ständigkeit der Eintragungen ist zu achten. 

(2) Die Angaben zur Vorgeschichte und die bei den 
Untersuchungen erhobenen Befunde sollen durch 
Ankreuzen der hierfür im Untersuchungsheft für 
Kinder jeweils vorgesehenen Kästchen gekennzeich- 
net werden. 


(3) Beim Vorliegen einer unter A (1) auf geführten 
Krankheit oder eines entsprechenden Krankheits- 
verdachts soll die dort genannte Kennziffer in dem 
dafür vorgesehenen Kästchen eingetragen werden. 

(4) Durch Ankreuzen der hierfür vorgesehenen 
Kästchen ist sowohl im Untersuchungsheft für Kin- 
der als auch auf dem Berechtigungsschein anzugeben, 
ob auf Grund der Untersuchungen weitere Maßnah- 
men veranlaßt oder empfohlen wurden. 

(5) Auffällige Befunde soll der Arzt in seinen 
eigenen Aufzeichnungen festhalten und diese ent- 
sprechend § 5 Absatz 2 des Bundesmantelvertrages 
(Ärzte) mindestens 5 Jahre aufbewahren. Bei even- 
tuellem Arztwechsel im Rahmen dieser Früherken- 
nungsmaßnahmen soll er dem später untersuchen- 
den oder behandelnden Arzt auf dessen Anforde- 
rung diese Befunde bekanntgeben. 

(6) Die für die jeweilige Untersuchung vorgese- 
hene und ausgefüllte Zweitschrift ist aus dem Un- 
tersuchungsheft für Kinder herauszunehmen und zu- 
sammen mit dem als Abrechnungsgrundlage dienen- 
den Berechtigungsschein der für den Praxissitz des 
Arztes zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung 
zuzuleiten. 

(7) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen 
Vereinigungen sammeln die aus den Berechtigungs- 
scheinen, Honorarabrechnungen und den Unter- 
suchungsvordrucken anfallenden Ergebnisse und 
werten sie aus. Die Bundesverbände der Kranken- 
kassen, die Verbände der Ersatzkassen, die Bundes- 
knappschaft und die Kassenärztliche Bundesvereini- 
gung sollen sich über eine bundeseinheitliche Zu- 
sammenfassung, Auswertung und Veröffentlichung 
der Ergebnisse verständigen. 


D. Bescheinigungen 

Bei Inanspruchnahme der Untersuchungen ist dem 
Arzt jeweils ein Berechtigungsschein vorzulegen 
(§ 181 b RVO); die Berechtigungsscheine für die Neu- 
geborenen-Erstuntersuchung und die Neugeborenen- 
Basisuntersuchung können nachgebracht werden. 

Die Bundesverbände der Krankenkassen, die Ver- 
bände der Ersatzkassen, die Bundesknappschaft und 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung verständigen 
sich über Form und wesentlichen Inhalt des Berech- 
tigungsscheines. Er soll insbesondere Aufschluß ge- 
ben über den Leistungsinhalt. 


E. Inkrafttreten 

Die Richtlinien treten am 1. Juli 1971 in Kraft. 
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UNTERSUCHUNGSHEFT 

FÜR 

KINDER 


Vermerk auf der 2. Umsdilagseite: 

Hinweis an die Erziehungsberediligten 

Bitte sorgfältig aufbewahren und zu den ärztlichen Untersuchungen mit- 
bringen! 

Es wird empfohlen, dieses Heft nur den behandelnden Ärzten und der zu- 
ständigen Krankenkasse vorzulegen. 

Andere Stellen oder Personen (z. B. Kindergarten, Schule) haben keinen 
Anspruch auf Einsichtnahme. 


Vermerk auf der 3. Umschlagseite: 



Datum 

Alter 

Gewicht 

Länge 

Neugeborenen- 

Erstuntersuchung 





Neugeborenen-Basisuntersu- 
chung (vom 5. bis 10. Lebens- 
tag) 





j 

Untersuchung in der 4. (spä- 
testens 6.) Lebenswoche 



1 


Untersuchung im 4. bis 6. 
Lebensmonat 


1 



Untersuchung im 9. bis 12. 
Lebensmonat 





Untersuchung im 21. bis 24. 
Lebensmonat 





1 Untersuchung im 4. Lebens- 
jahr 






Stempel des untersuchenden Arztes 
1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 


1 

u 


AOK 

LKK 

BKK 

IKK 

VdAK 

AEV 

Knapp- 

schaft 

Sonst. 










Neugeborenen-Erstuntersuchung 



Minnllch 

Wtlblldi 


Kolorit: blau oder weiß 

Stamm rosig, Extremitäten blau 
rosig 

Atmung: keine 

Sehnappatmung, unregelmäßig 
regelmäßig, kräftig schreiend . 


Tonus: schlaff 

mittel, träge Fiexionsbewegungen . . . . 
gute Spontanbewegungen 

Reflexe beim 

Absaugen: keine 

Grimassen 

Husten oder Niesen 


Herzschläge: keine . . . 

unter 100 , . 
100 und mehr 
Asphyxie-Index (Punktzahl): 


□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 


□ 


Gelbsucht: 

Oedeme: 

Reife: 

Weitere Maßnamen veranlaßt oder empfohlen 

a) aufgrund der oben angeführten Befunde 

b) aufgrund von behandlungsbedürftigen 

Nebenbefunden 


Naln 

□ 

J« 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 


Kennziffern: 


mmram 


Datum: 


Untsrachrlft u. StempiN 
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Hinweise für die Neugeborenen-Basisuntersuchung (5. bis 10. Tag) 

«Unauffällig" kann angekreuzt werden, wenn festgestellt wird: 


Zu 1: Gesamteindruck und Entwicklungsstand? 

Gesunderscheinendes Neugeborenes ohne äußerlich sichtbare Verletzung, 
ohne Kephalhämatom. Haut rosig, In Anbetracht der Zahl der Lebenstage nicht 
übermäßig Ikterisch, keine Cyanose, keine Oedeme. Keine äußerlich sichtbaren 
Fehlbildungen (Lippen-, Kiefer-, Gaumenspalten, Struma, Hämangiom u. a.). 
Nasenatmung, Ösophagus frei durchgängig. Keine auffälligen Zeichen von 
Unreife bzw. Übertragung oder Dystrophie. 

Zu 2: Motorische Entwicklung: 

Arme und Beine werden seitengleich bewegt. Muskeitonus weder vermindert 
(schlaff) noch gesteigert (hyperton); vorwiegende Beugehaltung der Extremi- 
täten, das Kind kann in Bauchlage kurz den Kopf heben. 

Zu 3: Herz und Lunge 

Atembewegungen regelmäßig. Atemfrequenz im Normbereich (30 — 50/Min.), 
Keine inspiratorischen Einziehungen, kein Stridor; bei Erregung kräftiges 
Schreien: Atemgeräusch bds. in gleicher Stärke hörbar. Herzaktion (100/150) 
regelmäßig. Keine Herzgeräusche. 

Zu 4: Bauch 

Bauch weder aufgetrieben noch eingesunken. Nabelansatz unauffällig. Um- 
gebung nicht entzündet. Leber und Milz nicht vergrößert. Kein Tumor. Anus 
an normaler Stelle, durchgängig. 

Zu 5: Geschlechtsorgane 

Äußerlich unauffällig. Knaben; Testes deszendiert, keine Hypospadie; Mädchen: 
Große Labien ausreichend entwickelt, kein Fluor. 

Zu 6: Skefettsystem 

Kein Anhalt für Fehlbildungen der Extremitäten (Klumpfuß. Hackenfuß, über- 
zählige Finger oder Zehen u. a.; kein Anhalt für Frakturen (Clavicula u. a.), 
Ortolani negativ. 

Zu 7: Nervensystem' 

Keine Lähmungen (Facialis, Plexus u. a.). An normalen Reflexen sind seiten- 
gleich auslösbar; Saug-, Handgreif-, Flucht-, Patellarsehnen-, Moro-Reflex, 
Schreitautomatismus, asymmetrisch-tonischer Nackenreflex. 

Zu 8: Sinnesorgane 

Keine Fehlbildungen der Augen (Katarakt u. a,). Ohrmuscheln normal geformt. 
Gehörgänge offen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode PfUCkSBChG 7 / 454 





•<1 

to 


Hinweise für die Untersuchung in der 4. (spätestens 6.) Lebenswoche 

„Unauffällig“ kann angekreuzt werden, wenn festgestellt wird: 

Zu 1: Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

Kind erscheint weder übermäßig schlank noch übermäßig dick. Kein über- 
mäßiges Kopfwachstum, kein stärkeres Klaffen der Schädelnähte. Keine 
Cyanose oder Dyspnoe. 

Zu 2: Motorische Entwicklung 

Arme und Beine werden seitengleich bewegt, Muskeltonus weder vermindert 
(schlaff) noch gesteigert (hyperton). Das Kind kann in Bauchlage kurz den 
Kopf heben. 

Zu 3: Herz und Lunge 

Herztöne rein. Lunge auskultatorisch und perkutorisch o. B. 

Zu 4: Bauch 

Leber und Milz nicht vergrößert. Keine pathologischen Resistenzen. Nabel reiz- 
los. Hernien nicht feststellbar. 

Zu 5: Geschlechtsorgane 

Äußerlich unauffällig, Hoden Im Skrotum, keine Hydrozele. 

Zu 6: Skelettsystem 

Eine Hüftluxation ist auszuschließen; Beine werden seitengleich bewegt. Ge- 
säßfalten symmetrisch, keine Abduktionshemmung; Wirbelsäule unauffällig. 

Zu 7: Nervensystem 

Keine Lähmungen (Facialis, Plexus u. a.). An normalen Reflexen sind seiten- 
gleich auslösbar: Handgreif-, Fußgreif-, Patellar- und Mundreflex. 

Zu 8: Sinnesorgane 

Keine äußerlichen Fehlbildungen. 


B Minnlich 
Weiblich 

Untersuchung in der 4. (spätestens 6.) Lebenswoche 


Vorgeschichte: Nein ja 

Normales Gedeihen Q Q 

Ernährung altersgemäß \~\ 

Abnorme Schreckhaftigkeit Q Q 

Schrilles Schreien Q Q 

Steifheit beim Füttern oder Baden Q Q 

Wird Bauchlage akzeptiert | | 

Spontanbewegungen der Gliedmassen seitengl. O 

Krampfanfälle Q 

Trinkschwierigkeiten Q Q 

Guthrie-Test positiv Q Q 


Befund: unauffällig Auffällig 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand . . LH LH 

2. Motorische Entwicklung LH CH 

3. Herz und Lunge CH LH 

4. Bauch LH LH 

5. Geschlechtsorgane CH LH 

6. Skelettsystem LH CH 

7. Nervensystem CH CH 

8. Sinnesorgane CH CH 


Weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfohlen n*'" 

a) aufgrund der oben angeführten Befunde CH LH 

b) aufgrund von behandlungsbedürftigen 

Nebenbefunden . CH LH 

Kennziffern: I ^ I I j I I ! I I ^ I 



Datum: 


Unterschrift u. Stempel 
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Hinweise für die Untersuchung im 4. bis 6. Lebensmonat 

„Unauffällig“ kann angekreuzt werden, wenn festgeslellt wird: 


Zu 1; Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

Kind erscheint weder übermäßig schlank noch übermäßig dick. 

Zu 2: Motorische Entwicklung 

Berührt Spielzeug in Greifnähe mit der Hand. Hebt in Bauchlage den Kopf, 
Arme und Beine werden seitengleich und frei bewegt. Muskeltonus normal und 
seitengleich. Bewahrt die aufrechte Kopfhaltung bei passiver Änderung der 
Körperhaltung (z. B. bei Seitwärts-, Vorwärts- oder Rückwärtsbewegung). Voll- 
führt in Bauchlage Schwimmbewegungen. Wahrt in Rückenlage eine symme- 
trische Körperhaltung und bringt dabei die Hände vor dem Rumpf zusammen. 
Beginnende Stehbereitschaft. 

Zu 3: Herz und Lunge 

Herztöne rein, Lunge auskultatorisch und perkutorisch o. B. 

Zu 4: Bauch 

Leber und Milz nicht vergrößert. Keine pathologischen Resistenzen. Nabel 
reizlos verheilt. Hernien nicht feststellbar. 

Zu 5: Geschlechtsorgane 

Äußerlich unauffällig. Hoden im Skrotum, keine Hydrozele. 

Zu 6: Skelettsystem 

Keine Schiefhaltung des Rumpfes. Keine Rachitiszeichen. Keine Kraniotabes. 
Keine Anhaltspunkte für Hüftgelenkluxation. Beine werden seitengleich be- 
wegt. Gesäßfalten symmetrisch, keine Abduktionshemmung. 

Zu 7: Nervensystem 

Kein Spontan- und Dauernystagmus. Beim Traktionsversuch (Emporzrehen an 
beiden Händen aus Rückenlage) wird der Kopf gut mitgehoben, dabei keine 
Wirbelsäulenlordosierung. Der asymmetrische tonische Nackenreflex ist nega- 
tiv. Landau-Reflex positiv. 


Zu 8: Sinnesorgane 

Augen folgen der Lichtquelle. Kind schielt nicht. Es reagiert auf Geräusche. 
Keine Pupillendifferenz, keine Linsentrübung. 

Zu 9: Psychische Entwicklung 

Freut sich über freundliche Zuwendung. 



Untersuchung im 4. bis 6. Lebensmonat 


Vorgeschichte: 

Normales Gedeihen . 

Ernährung altersgemäß 

Abnorme Schreckhaftigkeit 

Schrilles Schreien 

Steifheit beim Füttern oder Baden 

Wird Bauchlage akzeptiert 

Spontanbewegungen d. Gliedmassen seitengl. 

Beginnende Greifbewegungen 

Reaktion auf Lichtquelle od. bewegliche Gegenst. 

Reaktion auf Geräusche 

Rachitis-Prophylaxe durchgeführt 

Befund: 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand . . 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 


Weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfohlen 

a) aufgrund der oben angeführten Befunde 

b) aufgrund von behandlungsbedürftigen 

Nebenbefunden 


Nein 

Je 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

IZj 

□ 

Unautfüllg 

Auftill lg 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

Nein 

Ja 

□ 

□ 

□ 

□ 


Kennziffern: 


mmmm 


Datum: 


Unterscfir.n u. Stempel 


CO 


Minnilch 

Weiblich 
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Hinweise für die Untersuchung im 9. bis 12. Lebensmonat 

^Unauffällig" kann angekreuzt werden, wenn festgestellt wird: 


Zu 1 : Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

Kind erscheint weder übermäßig schlank noch übermäßig dick. 

Zu 2: Motorische Entwicklung 

Kann greifen, frei sitzen, kriechen, Arme und Beine werden seitengleich und 
frei bewegt, Muskeltonus normal und seitengleich. Kann sich aus Rücken^ und 
Bauchlage umdrehen. 

Zu 3: Herz und Lunge 

Herztöne rein. Lunge auskultatorisch und perkutorisch o. B. 

Zu 4: Bauch 

Leber und Milz nicht vergrößert. Keine pathologischen Resistenzen. Hernien 
nicht feststellbar. 

Zu 5: Geschlechtsorgane 

Äußerlich unauffällig. Hoden im Skrotum. 

Zu 6: Skelettsystem 

Keine Rachitiszeichen. Keine Schiefhaltung des Rumpfes. Metaphysen- und 
Rippenenden nicht aufgetrieben. Keine Anhaltspunkte für Hüftgelenksluxation. 
Beine werden seitengleich bewegt. Gesäßfalten symmetrisch, keine Abduk- 
tionshemmung. 

Zu 7: Nervensystem 

Tonische Reflexe und Moro-Reflex negativ. Landau-Reflex positiv. Stehbereit- 
schaft. Symmetrische Sprungbereitschaft (Auffangen und Abstützen mit vorge- 
streckten Armen bei Annäherung des Rumpfes an die Unterlage, auch Bauch- 
schwebelage). Kein Strecken oder Überkreuzen der Beine beim Aufstellen oder 
Pendeln. 

Zu 8: Sinnesorgane 

Augen folgen der Lichtquelle; schielt nicht. Kind reagiert auf Geräusche, dabei 
prompte Lokalisation von Geräuschen außerhalb des Gesichtskreises möglich. 

Zu 9: Psychische Entwicklung 

Spielt mit Rassel. 


5 

u 


AOK 

LKK 

BKK 

IKK 

VdAK 

AEV 

Knapp* 

Schaft 

Sonst. 











Untersuchung im 9. bis 12. Lebensmonat 


Vorgeschichte: 

Zwischenzeitlich krank gewesen 

Krampfanfälle 

Freies Sitzen 

Kann sich aus Rücken- oder Bauchlage um- 
drehen 

Kaufähigkeit 

Reagiert auf fremde oder bekannte Personen 
unterschiedlich 


Befund: 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 


Weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfohlen 

a) aufgrund der oben angeführten Befunde 

b) aufgrund von behandlungsbedürftigen 

Nebenbefunden 


Kennziffern; 


Nein 

Ja 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

Unaufffilllg 

Auffllllg 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

Nein 

Ja 

□ 

□ 

□ 

□ 


MInnlldi 

Weiblich 


Datum: 


Unterschrift u. Stempel 
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Hinweise für die Untersuchung im 21. bis 24. Lebensmonat 

«Unauffällig“ kann angekreuzt werden, wenn festgestellt wird: 


Zu 1; Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

Kind erscheint weder übermäßig schlank noch übermäßig dick. Farbe von 
Lippen und Ohren läßt nicht auf eine Anämie schließen. Vorwiegende Nasen- 
atmung. keine Tonsillenhypertrophie. Hat mehr als 10 Zähne. 

Zu 2: Motorische Entwicklung 

Läuft frei. 

Zu 3: Herz und Lunge 

Herztöne rein. Lunge auskultatorisch und perkutorisch o. B. 

Zu 4: Bauch 

Leber und Milz nicht vergrößert. Keine pathologischen Resistenzen, keine 
Hernien. 

Zu 5: Geschlechtsorgane 

Äußerlich unauffällig. Hoden im Skrotum. Vorhaut läßt sich ohne Schmerzen 
so weit zurückstreifen, daß Urethralöffnung sichtbar wird (noch bestehende 
Adhäsionen brauchen nicht gelöst zu werden). 

Zu 6: Skelettsystem 

Wirbelsäule bei gebeugtem Rücken als gerade erkennbar. Keine Genua vara 
(mäßige Valgussteilung alterstypisch). 

Zu 7; Nervensystem 

Infantile Cerebralparese auszuschließen. Seitengleiche Muskelreflexe (PSR, 
ASR, Radiusperiost), keine Streckung und Spitzfußstellung mit oder ohne 
Überkreuzen der Beine beim Aufstellen. 

Zu 8: Sinnesorgane 
Sehen und Hören ungestört. 

Zu 9: Psychische Entwicklung 

Führt einfache Aufforderungen aus. Verfügt über mehr als 10 Worte. 


6 


u 


AOK 

LKK 

BKK 1 

IKK 

VdAK 

AEV 

I Knapp- 
( Schaft 

Sonst. 










Untersuchung Im 21. bis 24. Lebensmonat 


MMnnlldi 

W«lbllch 


Vorgeschichte: 

Zwischenzeitlich krank gewesen 

Krampfanfälle 

Meist sauber, tagsüber trocken 

Schlafstörungen 

Sprachentwicklung altersgemäß 


Nein JB 

□ □ 

□ □ 

□ □ 

□ □ 

□ □ 


Befund: 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand . 

2. Motorische Entwicklung 

3. Herz und Lunge 

4. Bauch 

5. Geschlechtsorgane 

6. Skelettsystem 

7. Nervensystem 

8. Sinnesorgane 

9. Psychische Entwicklung 


Weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfohlen 

a) aufgrund der oben angeführten Befunde 

b) aufgrund von behandlungsbedürftigen 

Nebenbefunden 


UnauHällig 

□ 

Aull«lllg 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

Nein 

Je 

□ 

□ 

□ 

□ 


Kennziffern: 


mramm 


Datum: 


Unterschrift u. Stempel 


Ol 
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Hinweise für die Untersuchung im 4. Lebensjahr 

„Unauffällig" kann angekreuzt werden, wenn festgestellt wird: 

Zu 1: Gesamteindruck und Entwicklungsstand 

Kind erscheint weder übermäßig schlank noch übermäßig dick. Freie Nasen- 
atmung. Kein Anhalt für adenoide Wucherungen. Keine Tonsillenhypertrophie. 
Volles Milchgebiß, kein stärkerer KariesbefaK. 

Zu 2; Motorische Entwicklung 

Bewegt sich geschickt. Steigt Treppen mühelos auf und ab. 

Zu 3: Herz und Lunge 

Herztöne rein. Lunge auskultatorisch und perkutorisch o. B. 

Zu 4: Bauch 

Leber und Milz nicht vergrößert. Keine pathologischen Resistenzen, keine 
Hernien. 

Zu 5: Geschlechtsorgane 

Äußerlich unauffällig. Keine Phimose (Restadhäsionen brauchen nicht gelöst 
zu werden). 

Zu 6: Skelettsystem 

Wirbelsäule bei gebeugtem Rücken als gerade erkennbar. Keine Genua vara 
(mäßige Valgussteilung alterstypisch), keine stärkeren Knick-Senk-Füße. 

Zu 7: Nervensystem 

Patellarsehnen-, Achillessehnen- und Radiusperiostreflex seitengleich in nor- 
maler Stärke auslösbar. 

Zu 8: Sinnesorgane 

Durch Sehprüfung (monocular) mit der Bildertafel läßt sich eine Kurzsichtigkeit 
ausschließen. Flüstersprache in 1 m Entfernung; beiderseits normales Hörver- 
mögen. 

Zu 9; Psychische Entwicklung 

Spricht in Sätzen und hat volles Sprachverständnis. Spricht nahezu alle Kon- 
sonanten und Konsonantverbindungen richtig aus. 

Zu 10: Urinbefund 

Eiweiß- und Zuckerprobe negativ. Im Sediment keine pathologischen Be- 
standteile. 



Vorgeschichte: Nein ja 

Zwischenzeitlich krank gewesen Q Q 

Zuverlässig sauber und trocken Q Q 

Verhaltensauffälligkeiten Q Q 


Befund: Unauffällig Auffilllg 

1. Gesamteindruck und Entwicklungsstand . Q Q 

2. Motorische Entwicklung Q 

3. Herz und Lunge Q Q 

4. Bauch □ □ 

5. Geschlechtsorgane CH CH 

6. Skelettsystem CH CH 

7. Nervensystem CH CH 

8. Sinnesorgane CH CH 

9. Psychische Entwicklung CH CH 

10. Urinbefund (Eiweiß, Zucker. Sediment) . CH CH 

Weitere Maßnahmen veranlaßt oder empfohlen 

a) aufgrund der oben angeführten Befunde CH CJ 

b) aufgrund von behandlungsbedürftigen 

Nebenbefunden ......... CH CC 


Kennziffern: . . . mmmm 


Datum: 


U^te^sc^rlft u. Stemp«! 
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Anlage 4 


Vor der Neuregelung enthielt die Reichsversiche- 
rungsordnung bereits folgende Vorschriften über die 
Gewährung von Maßnahmen zur Verhütung von 
Erkrankungen und die Verwendung von Mitteln 
zur Krankheitsverhütung: 

.§ 187 

Die Satzung kann 

1. . . . 

2. . . . 

3. . . . 

4. mit Zustimmung des Oberversicherungsamts 
Maßnahmen zur Verhütung von Erkrankungen 
der einzelnen Kassenmitglieder vorsehen. 


§ 363 

Die Mittel der Kasse dürfen nur zu den satzungs- 
mäßigen Leistungen, zur Füllung der Rücklage, zu 
den Verwaltungskosten und für Zwecke der beson- 
deren und der allgemeinen Krankheitsverhütung 
verwendet werden." *) 


*) vgl. Erlaß des Reichsversicherungsamtes vom 30. De- 
zember 1936 betr. Richtlinien für die Durchführung 
der vorbeugenden Gesundheitsfürsorge als Gemein- 
schaftsaufgabe der Krankenversicherung (Amtl. Nach- 
richten für Reichsversicherung Teil IV, 1937 S. 15) 
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Schema für den Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag über 
die Erfahrungen aus der Einführung von Maßnahmen zur Früherkennung von 
Krankheiten als Pflichtleistungen der Krankenkassen sowie über die von den 
Krankenkassen zusätzlich gewährten Maßnahmen der Vorsorgehilfe 

(Erfahrungsbericht über Früherkennungs- und Vorsorgemaßnahmen) 


Erster Teil 

Erfahrungen bei der Doirchführung von Maßnah- 
men zur Früherkennung von Krankheiten nach 
§ 181 RVO 

— Berichtszeitraum: bis 30. Juni 1972 — • 

I. Information der Versicherten über den Anspruch 
auf Früherkennungsuntersuchungen 

Von den Krankenkassen ist 'der Fragebogen „An- 
lage 1" (Teil II.) auszufüllen. Außerdem sind von 
den Spitzenorganisationen (Spitzenverbände der 
Krankenkassen, Kassenärztliche und Kassenzahn- 
ärztliche Bundesvereinigungen, Deutsche Kranken- 
hausgesellschaft) allgemeine Aussagen zu machen. 

II. Organisation und Durchführung der Früherken- 
nungsmaßnahmen bei Krankenkassen und Ärzten 

Für jede Kassenärztliche Vereinigung ist der Frage- 
bogen „Anlage 2" auszufüllen. Außerdem sollen von 
den Spitzenorganisationen die nachstehenden Fra- 
gen beantwortet und darüber hinaus allgemeine Er- 
fahrungen mitgeteilt werden. 

1. Teilnahme von Ärzten und Einrichtungen 

a) Erfahrungen mit der Teilnahme von Ärzten und 
Einrichtungen an den Maßnahmen 

b) Erfahrungen mit der Handhabung und Ermächti- 
gung von Nichtkassenärzten 

aa) Auswahlkriterien 

bb) Zusammenwirken mit Vertragspartnern 
cc) Probleme 

c) Erfahrungen mit der Anwendung der Teilnahme- 
voraussetzungen gemäß Abschnitt A Nr. 4 der 
Krebsfrüherkennungs-Richtlinien und Abschnitt 
A Nr. 5 der Kinderrichtlinien. 

2. Erfahrungen mit den organisatorischen Vorkeh- 
rungen zur Bewältigung der Maßnahmen 

a) seitens der Kassenärztlichen Vereinigungen 

b) seitens der Krankenkassen 

c) seitens der Ärzte. 

3. Erfahrungen zum zeitlichen Aufwand 

a) Liegen schon Erfahrungswerte vor über 

aa) den durchchnittlichen Zeitaufwand einer 
Früherkennungsuntersuchung für den unter- 
suchenden Arzt (ggf. Aufgliederung nach den 
einzelnen Früherkennungsmaßnahmen) ; 


bb) den durchschnittlichen Anteil der Früher- 
kennungsuntersuchungen an der kassenärzt- 
lichen Gesamttätigkeit in zeitlicher Hinsicht; 
cc) die Wartezeit der Versicherten vor der Un- 
tersuchung; 

dd) den durchschnittlichen Zeitraum zwischen 
Untersuchung und Befundmitteilung an die 
Versicherten (ggf. Aufgliederung nach den 
Maßnahmen)? 

b) Wie sind die Erfahrungswerte gewonnen worden 
(Methode) ? 

c) Sonstige besondere Erfahrungen. 

4. Besondere organisatorische Aspekte einzelner 
Früherkennungsmaßnahmen 

a) Welche Erfahrungen bestehen mit der Zusam- 
menarbeit von untersuchenden Ärzten und Zyto- 
logen im Rahmen der Krebsfrüherkennung bei 
Frauen (z. B, Bewältigung der Untersuchungen; 
Zeitraum zwischen Untersuchung und Befund- 
mitteilung durch Zytologen)? 

b) Welche Erfahrungen ergeben sich daraus, daß die 
Untersuchungen bei Frauen teils ohne, teils mit 
Kolposkopie durchgeführt werden (vgl. Abschnitt 
E der Krebsfrüherkennungs-Richtlinien)? 

c) Welche Erfahrungen gibt es über die Weiterlei- 
tung von Krebs-Verdachtsfälle zur gezielten fach- 
ärztlichen Diagnostik und Therapie? 

d) Gibt es Erfahrungen bei den Kinderuntersuchun- 
gen 

aa) über die Zusammenarbeit zwischen Kranken- 
hausärzten und freiberuflich tätigen Ärzten 
bei der Durchführung dieser Untersuchun- 
gen; 

bb) über die Zusammenarbeit von untersuchen- 
den Ärzten und Ärzten, die eine vertiefende 
diagnostische Untersuchung oder therapeu- 
tische Behandlung durchführen; 
cc) hinsichtlich notwendiger spezieller Behand- 
lungseinrichtungen für bei den Untersuchun- 
gen aufgedeckte Krankheitsfälle (z. B. cere- 
brale Bewegungsstörungen)? 

e) Erfahrungen mit der zeitlichen Bestimmung der 
Kinderuntersuchungen (z. B. Einhaltung der Ter- 
mine durch die Berechtigten [Eltern]? Was ge- 
schieht bei Nichteinhaltung des Termins?). 

5. Erfahrungen hinsichtlich der Ermächtigung an 
den Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
zur Ausgestaltung der Untersuchungen durch Richt- 
linien. 
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6. Rechtsfragen 

a) Schwierigkeiten bei Anwendung der Reditsvor- 
schriften; 

b) Rechtsstreitigkeiten (laufende und abgeschlos- 
sene Verfahren). 

IIL Inanspruchnahme der Früherkennungsunter- 
suchungen durch die Berechtigten 

Von den Krankenkassen ist der Fragebogen „An- 
lage 1" (Teil IIL) auszufüllen. Außerdem wird er- 
wartet, daß die Spitzenorganisationen allgemein 
über Erfahrungen berichten und erklären, worauf un- 
terschiedliche Inanspruchnahme (z. B. Stadt/Land, 
Altersschichtung) zurückzuführen sind. 

IV, Medizinische Auswertung der Ergebnisse der 
Früherkennungsuntersuchungen 

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung teilt die Er- 
gebnisse der Dokumentation über die Früherken- 
nungsuntersuchungen — geordnet nach Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen — mit und berichtet darüber 
hinaus über allgemeine Erfahrungen. 

V. Dokumentation 

Von den Spitzenorganisationen sind Ausführungen 
zu nachstehenden Punkten zu machen: 

a) Erfahrungen mit den Bescheinigungen und Auf- 
zeichnungen für 

— Krebsfrüherkennung — Frauen 
— Krebsfrüherkennung — Männer 
— Kinder-Untersuchungen 
hinsichtlich ihrer Funktion als 
aa) Anleitung für den Untersuchungsablauf 

bb) Informationsträger für nachfolgende Unter- 
suchungen und Behandlungen 

cc) Dokumentationsblatt 
dd) Abrechnungsunterlage 
ee) Beleg zur Datenerfassung 

b) Untersuchungsheft für Kinder insbesondere: 

aa) Erfahrungen mit der „offenen Dokumenta- 
tion" 

bb) Erfahrungen mit der Aufbewahrung durch 
Erziehungsberechtigte 

c) Erfahrungen mit der Ausführung der Dokumen- 
tation (z. B. Vollständigkeit) 

aa) Krebsfrüherkennung - — Frauen 

bb) Krebsfrüherkennung — Männer 

cc) Untersuchungsheft für Kinder 

d) Erfahrungen mit der Sammlung und Auswertung 
der aus den Berechtigungsscheinen, Honorarab- 
rechnungen und Untersuchungsvordrucken anfal- 


lenden Ergebnisse durch die Krankenkassen und 
Kassenärztlichen Vereinigungen (vgl. § 369 
Abs. 2 RVO) 

e) Erfahrungen mit bundeseinheitlicher Zusammen- 
fassung, Auswertung und Veröffentlichung der 
Ergebnisse (vgl. Krebsfrüherkennungs-Richt- 
linien Abschnitt B Nr. 4 h, Abschnitt C Nr. 4 d, 
Kinderrichtlinien Abschnitt C Nr. 7) 

f) Wie wurde dem Erfordernis des § 369 Abs. 2 
Zweiter Halbsatz RVO — „. . . sicherzustellen, 
daß Rückschlüsse auf die Person des Untersuch- 
ten ausgeschlossen sind" — Rechnung getragen? 

g) Sonstige Erfahrungen 

VI. Kosten der Durchführung der Früherkennungs- 
maßnahmen 

Hierzu werden die bereits durchgeführten Sonder- 
erhebungen (Einlage zu KG 2, KJ 1) durch den Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung ausgewer- 
tet. 


Zweiter Teil 

Erfahrungen bei der Durchführung von zusätzlichen 
Maßnahmen der Vorsorgehilfe (Krankheitsverhü- 
tung) nach § 187 Nr. 4 und § 363 RVO 

1. Erfahrungen über weitere Maßnahmen zur Früh- 
erkennung von Krankheiten 

Von den Krankenkassen ist der Fragebogen „An- 
lage 1" (Teil IV) auszufüllen, über den Fragebogen 
hinaus sollen soweit wie möglich die Erfahrungen 
unter Zugrundelegung der Gliederungspunkte des 
ersten Teils für jede Maßnahme dargestellt werden. 
Die Spitzenorganisationen sollen über Erfahrungen 
berichten, die nach Einführung der Pflichtleistungen 
(§ 181 RVO) gemacht worden sind. Dabei interes- 
sieren insbesondere folgende Fragen: 

a) Welchen Einfluß hat die Einführung der Früh- 
erkennungsmaßnahmen als Pflichtleistung auf 
vorher von den Kassen gewährte Maßnahmen 
zur Früherkennung gehabt? 

b) Hatten die von den Kassen vor dem 1. 7. 1971 
gewährten Maßnahmen zur Früherkennung Ein- 
fluß auf die Pflichtleistungen nach § 181 RVO, 
z. B. auf den Umfang der Inanspruchnahme und 
ihren Ablauf? 


IL Erfahrungen über vorbeugende Maßnahmen 

Hierzu wird die bereits durchgeführte Sondererhe- 
bung (KG 3) mit Ergebnissen aus dem Jahr 1970 
durch den Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung ausgewertet. Die Spitzenorganisationen sollen 
zusätzlich über allgemeine Erfahrungen mit vorbeu- 
genden Maßnahmen berichten. 
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Anlage 6 


FRAGEBOGEN 1 


Erfahrungsbericht über Früherkennungs- und Vorsorgemaßnahmen 

Anmerkung für Lochkarten: Im folgenden alle Angaben bitte rechtsbündig eintragen 
(Kassenname unter I 3 auch linksbündig möglich) 


I. Strukturdaten der Krankenkassen 

1. KASSENNUMMER: 



1 

KARTENART 

1 


(Hier ist die am 1. 10. 1972 geltende achtstellige Ordnungsnummer — vgl. KV 15 — einzusetzen) 

2. BUNDESLAND It. Schlüssel: 


10 11 


BW ^ ti\ HB = M 

Boy =02 HH = 05 

Bin =03 He = 06 


3. KASSENNAME: 


NS = 07 
NW = 08 
RhP = 09 


Sa = 10 
SH = 11 
BRD = 12 

12 


15 


20 


25 


(notfalls bitte abkürzen) 

4. GRÖSSTER ORT IM KASSENBEZIRK bzw. ^BEREICH It. Schlüssel : 


(Wenn bundesunmittelbar, bitte 6 einsetzen). 

bis unter 50000 Einwohner = 1 

50000 bis unter 100000 Einwohner 

— wenn Kassenbezirk nur Stadtgebiet umfaßt = 2 

— wenn Kassenbezirk nicht nur Stadtgebiet umfaßt = 3 
über 100000 Einwohner 

wenn Kassenbezirk nur Stadtgebiet umfaßt = 4 

— wenn Kassenbezirk nicht nur Stadtgebiet umfaßt = 5 


5. ZUSTÄNDIGE VERT RAG S-KV (sow eit nicht bundes un mittelbare Kasse) It. Schlüssel: 


KV'Schleswig -Holstein 

= 01 

KV-Pfalz 

= 10 

KV-Hamburg 

= 02 

KV-Trier 

= 11 

KV-Bremen 

= 03 

KV-Nordbaden 

:= 12 

KV-Niedersachsen 

= 04 

KV-Südbaden 

= 13 

KV-Westfalen-Lippe 

= 05 

KV-Nord-Württemberg 

14 

KV-Nordrhein 

= 06 

KV-Süd-Württemberg- 


KV-Hessen 

= 07 

Hohenzollern 

== 15 

KV-Koblenz 

= 08 

KV-Bayern 

16 

KV-Rheinhessen 

= 09 

KV‘Berlin 

= 17 



KV-Saarland 

= 18 


29 


26 


27 28 


35 


Jahresdurchschnitt 1971 (KG 1 “ Pos. 309 Sp. 3) 

□ 

n 

□ 

□ 



n 

FREIWILLIGE MITGLIEDER 

36 42 

Jahresdurchschnitt 1 971 (KG 1 — Pos. 319 Sp. 3) 



1 




n 

RENTENBEZIEHER und RENTENBEWERBER 

43 49 

Jahresdurchschnitt 1 971 (KG 1 — Pos. 330 Sp. 3) 







□ 

ALLGEMEINER BEITRAGSSATZ 

50 51 52 

Jahresdurchschnitt 1971 (KG 1 — Pos. 200) 

□ 

□ 

□ 


8. BEITRAGSEINNAHMEN 1971 PUR MITGLIEDER OHNE RENTNER 

(KJ 1 " Kontenkl. 2 insgesamt Sp. 6) 53 55 


55 60 

n ri I [ 1 1 


62 


(DM ohne Pfennige) : 
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II. Information der Berechtigten durch die Krankenkasse 

A. Die anspruchsberechtigten Versicherten wurden über die ihnen und ihnen für ihren Ehegatten zu- 
stehenden Ansprüche auf Maßnahmen zur Früherkennung von Krebserkrankungen (§181 RVO) von 
der Krankenkasse in Kenntnis gesetzt durch 63 

1. INDIVIDUELLE INFORMATION [_ 

(z. B. persönliches Anschreiben) It. Schlüssel ^ 

keine individuelle Information = 

individuelle Information mit Übersendung eines Berechtigungsscheines = 1 
individuelle Information ohne Übersendung eines Berechtigungsscheines = 2 
individuelle Information nur über den Arbeitgeber 

a) mit Ausgabe eines Berechtigungsscheines = 3 

b) ohne Ausgabe eines Berechtigungsscheines = 4 

2. HINWEISE, die im Zusammenhang mit der Ausgabe bzw. Versendung von 
Krankenscheinen gegeben wurden; 

JA =. 5, NEIN = 0 " ~ ~ ^ “ 

3. ALLGEMEINE INFORMATION durch die Krankenkasse (z. B. Mitgliederzeitschriften, 
Presseveröffentlichungen, Merkblätter, Aushänge, Ausstellungen): 

JA = 6, NEIN = ff 

4. Nach dem eigenen Eindruck war unter den bisher durchgeführten Informationen 

folgen d e am wirksamsten 

5. Künftig soll der Information nach Schlüsselnummer ^ der Vorzug gegeben werden. 

67 

6. Die INDIVIDÜELLE INFORMATION nach Schlüsselnummern 1 bis 4 (s. II. A. 1.) 

wurde EINMALIG ^ ^ wiederholt in Abständen von 

Monaten gegeben. 68 69 


B. Die anspruchsberechtigten Versicherten wurden von der Krankenkasse über die ihnen für ihr Kind 
zustehenden Ansprüche auf Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten (§181 RVO) folgen- 
dermaßen in Kenntnis gesetzt: 


1 . Bei Geburt des Kindes vom 1 . 7. 1 971 an : 

a) Das üntersu c hungsheft f ür Kinde r wird bei der Gebur t ausgege ben It. Schlüssel 

- nur bei Anstaltsentbindung — 1 

- nur bei Hausentbindung — 2 

- bei Anstalts- und bei Hausentbindung = 3 


D 


b) 


c) 


Die Kasse hat die Eltern der Kinder nach der zweiten Üntersuchung individuell auf 

die w eite ren üntersu chungen hingewiesen 

JA r. 1, nein rr ^ 


Die individuelle Information wird für d ie weiteren Üntersuchungen wiederholt 
JA ^ 1, NEIN - ^ 


72 

n 


2. Bei Geburt des Kindes vor dem 1 . 7. 1971 ; 

a) INDIVIDUELLE INFORMATION ” 

(z. B. persönliches Anschreib en) laut Schlüssel : - | 

keine individuelle Information ^ 

individuelle Information mit Übersendung eines Berechtigungsscheines - 1 
individuelle Information ohne Übersendung eines Berechtigungsscheines = 2 
individuelle Information nur über den Arbeitgeber 

aa) mit Aushändigung eines Berechtigungsscheines - 3 

bb) ohne Aushändigung eines Berechtigungsscheines - 4 


^ Falls in Zusammenhang mit der Krankenscheinheftversendung bitte nächste Frage ankreuzen. 

^ Träfe beispielsweise die individuelle Information ohne Übersendung eines Berechtigungsscheines zu, so wäre 
die Ziffer 2 einzusetzen. 

^ Wenn EINMALIG, bitte einsetzen. 
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b) Die individuelle Information eines anspruchsberechtigten Versicherten nach 

a) (Schlüssel 1, 2, 3 oder 4) wird wiederholt 

JA = 1, NEIN = 0 


3. ALLGEMEINE INFORMATION (z. B. Mitgliederzeitschriften, Presseveröffentlichungen, 

Merkblätter, Aushänge, Ausstellungen) : JA — 5, NEIN = 0 

4. Nach dem eigenen Eindruck war unter den bisher nach 2. und 3. durchgeführten 
Informationen folgende am wirksamsten (Schlüsselnummer 1, 2, 3, 4 oder 5 einsetzen) 


Spalten 2 bis 9 bitte vonKartenart 1 duplizieren 


KARTENART 


1 

“2 


III. Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen 

A. Leistungsfälle nach § 1 81 Abs. 1 RVO 

Für das 2. Halbjahr 1971 sind die statistisdien Ergebnisse einzutragen, die auf dem Einlegeblatt zum 
Vordruck „KG 2 — Geschäftsergebnisse" bereits gemeldet worden sind. Im übrigen sind die An- 
gaben den Abrechnungen der Kassenärztlichen Vereinigung zu entnehmen. 

1. KINDER (§181 Abs. 1 Nr. 1 RVO) 

a) Familienangehörige der Mitglieder ohne Rentner i 1 1 1 1 1 1 


vom 1.7. 1971 bis 31. 12. 1971 


vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 

n 

n 

□ 

□ 

□ 

□ 

16 

Rentner und ihre Familienangehörigen i 

vom 1.7. 1971 bis 31. 12. 1971 

21 

22 26 





□ 

vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 

n 

□ 

□ 

□ 

□ 

Von den Leistungsfällen a + b entfallen auf die 1. bis 5. Untersuchung 
vom 1.1. 1971 bis 31. 3. 1972 i 

27 31 

32 37 

_ 

_ 

_ 


_ 

_ 


2. FRAUEN (§181 Abs. 1 Nr. 2 RVO) 
a) Mitglieder ohne Rentner 
vom 1.7. 1971 bis 31. 12. 1971 


38 


44 


vom 1.1.1972 bis 31. 3.1972 


b) Familienangehörige der Mitglieder ohne Rentner 
vom 1.7. 1971 bis 31. 12. 1971 


45 

52 


51 

58 


vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 


59 

Rentner und ihre Familienangehörigen i 

voml. 7.1971 bis31. 12.1971 

65 

66 71 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 

□ 

c 

□ 

□ 

□ 

□ 


72 


77 


Spalten 2 bis 9 bitte von Kartenart 2 duplizieren 


KARTENART 


3. MÄNNER (§181 Abs. 1 Nr. 3 RVO) 

a) Mitglieder ohne Rentner i 

vom 1.7.1971 bis 31. 12. 1971 

10 16 







□ 

vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 


17 

24 


23 

30 


l-amiiienongenarige aer Mirgiieaer onne Kentner 
vom 1.7.1971 bis 31. 12. 1971 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 
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c) Rentner und ihre Familienangehörigen 
voml. 7.1971 bis 31.12.1971 


vom 1.1. 1972 bis 31. 3.1972 | | | | | | | 

45 51 


B. Leistungsfälle von satzungsmäBigen Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 


1. KINDER 



3. MÄNNER - zur Früherkennung von Krebs - 



17 23 
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C. Anspruchsberechtigte auf Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 

(Die Beantwortung dieser Fragen ist für die Aussagekraft des Berichtes von hoher Bedeutung). 

1. KINDER 

(Hier sind die Leistungsfälle von Mutterschaftshilfe laut KG 2 einzusetzen). 

a) Summe der Mutterschaftsfälle ■ — 

in den Jahren 1968 bis 1971 I 

(KG 2 — Pos. 521 Sp. 3 + Pos. 629 Sp. 5 

+ Pos. 531 Sp. 3 -f Pos. 639 Sp. 5] 31 37 

b) Mutterschaftsfälle im Jahre 1971 

(KG 2 — Pos. 521 Sp. 3 + Pos. 629 Sp. 5 
+ Pos. 531 Sp. 3 I Pos. 639 Sp. 5) 


2. FRAUEN — anspruchsberechtigt nach § 181 Abs. 1 Nr. 2 RVO 
(Stichtag: 1.10. 1971) 

a) Mitglieder ohne Rentner 


Familienangehörige der Mitglieder ohne Rentner 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

Rentner und ihre Familienangehörigen 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 

□ 


52 58 


d) Methode der Datenerfassung 

zu g) 

zu b) 

zu c) hinsichtlich der Rentner selbst 


zu c) hinsichtlich der Familienangehörigen der Rentner 

laut Schlüssel: 

Totalerhebung zum Stichtag == 1 

Berechnung aufgrund der Altersgliederung am 1.10. 1970 (KM 2) =2 

Hochrechnung aufgrund einer Stichprobe = 3 

Schätzung = 4 


59 

60 
61 
62 


3. 


MÄNNER — anspruchsberechtigt nach § 181 Abs. 1 Nr. 3 RVO 


(Sfichtaa: 1.10. 1971) “ (’’> 

a) Mitglieder ohne Rentner 


□ 

b) Rentner 


70 

c) Methode der Datenerfassung 1 

zu a) 

76 

77 

□ 

ZU b) 

n 

laut Schlüssel wie für Frauen 78 
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Spalten 2 bis 9 bitte von Kartenart 5 duplizieren 


KARTENART 


JL 

6 


IV. Von den Krankenkassen durch Satzung zusätzlich zu den Leistungen nach § 181 RVO gewährte Maß- 
nahmen zur Früherkennung von Krankheiten; hier sollen nur diagnostische Maßnahmen (Unter- 


suchung) aufgeführt werden (Stichtag: 1. 7. 1972) 

Leistungen zur Früherkennung von Krankheiten werden für folgende Krankheiten gewährt: 
a) Herz- und Kreislauferkrankungen bei Männern vom | 

10 

11 


Lebensjahr’ an 

12 

13 

bei Frauen vom | 


□ 

Lebensjahr’ an 

14 

15 

b) Diabetes mell vom 


□ 

Lebensjahr ’ an 

16 

17 

c] Erkrankungen der Zähne vom 

□ 

□ 

Lebensjahr’ an bis zum 


Lebensjahr ’ 

18 

19 

— 

d) Für andere Krankheiten? NEIN = 0, JA = 1 


_ 


Wenn Ja, für welche? 


aa) Krankheit: 


bei Männern vom 
bei Frauen vom 

bb) Krankheit: 

bei Männern vom 
bei Frauen vom 


Lebensjahr ^ an 
Lebensjahr’ an 


Lebensjahr ’ an 
Lebensjahr ’ an 


cc) Krankheit; 

bei Männern vom 
bei Frauen vom 


Lebensjahr ’ an 
Lebensjahr ’ an 


^ Wenn keine Altersgrenze bestimmt ist, bitte 99 einsetzen. 
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Anlage 7 


FRAGEBOGEN 2 j 

zum 

Erfahrungsbericht über Früherkennungs- und Vorsorgemaßnahmen Land 

A. Grunddaten 

Zahl der für die Sicherstellung der allgemeinen kassenärztlichen Versorgung insgesamt tätigen Ärzte 


1. Zugelassene und beteiligte Ärzte 


Stichtag 1. 4. 1972 


Arztgruppen 

Zugelassene 

Kassenärzte 

Beteiligte Arzte 
(§§ 29 und 30 ZO) 

1 

2 

3 

Arzte für Allgemeinmedizin ^ 

Ärzte für Chirurgie 

Ärzte für Gynäkologie 

Arzte für Dermatologie 

Ärzte für innere Medizin 

Ärzte für Kinder'heilkunde 

Ärzte für Laboratoriumsdiagnostik 

Ärzte für Neurologie/Psychiatrie *) 



Ärzte für Orthopädie 

Ärzte für Pathologie 

Ärzte für Urologie 



Ärzte anderer Fachgebiete 




Ärzte insgesamt . . . 


darunter Nur-Ersatzkassenärzte ( ) * 


*) einschließlich Ärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie 


2. Ermächtigte Ärzte 2) 


Tätigkeitsbereich 

Anzahl 

1 1 2 

Freiberufliche Ärzte 

Krankenhausärzte 


Amtsärzte 

Werksärzte 

Sonstige: 



linsgesamt . . . | 


3. Ermächtigte Einrichtungen 

Art 

Anzahl 

1 1 2 

1 

Krankenhäuser 


Zytologische Institute 

Sonstige: 


insgesamt . . . 


Für RVO- und Ersatzkassen kurativ und präventiv tätige Arzte 

Durch Einzelbescheid persönlich ermächtigte Arzte mit Ermächtigungsverträgen nach §§ 10,2 und 10 a Abs. 2 bis 5 
BMV bzw. 5,3 EKV und den Anlagen 10 a und 10 b zum EKV. 

Ohne die nach § 10 a Abs. 2 und 3 BMV bzw. Anlage 10 b zum EKV für U 1 und U 2 der Krankheits-Früherken- 
nung — Kinder — global ermächtigten nachgeordneten Arzte, über die keine zahlenmäßigen Angaben vorliegen. 
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B. Organisation und Durchführung der Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten 


KV 

Land 


1. Abgerechnete Berechtigungsscheine je abrechnenden Arzt 


1. Vierteljahr 1972 


Arztgruppen 

Zahl der 
ab re eb- 
nenden 
Arzte 

Zahl der 
Berechti- 
gungs- 
scheine 
im Durch- 
schnitt 
je Arzt 

Verteilung 9 

der Arzte nach der Höhe der abgerechneten 
Berechtigungsscheine in Größenklassen 

1 21 51 101 151 

bis bis bis bis und 

20 50 100 150 mehr 

1 |2|3|4|5|6|7|8 

1.1 Krebs-Früherkennung 
— FRAUEN — ^) 

Kassenärzte: 

Allgemeinärzte .... 

Gynäkologen 

Chirurgen 

Ärzte anderer 
Fachgebiete 

Beteiligte Ärzte 

Ermächtigte Ärzte 




1.2 Krebs-Früherkennung 
— MÄNNER — 

Kassenärzte: 

Ällgemeinärzte .... 

Chirurgen 

Hautärzte 

Internisten 

Urologen 

Ärzte anderer 
Fachgebiete 

Beteiligte Ärzte 

Ermächtigte Ärzte 




1.3 Krankheitsfrüherkennung 

— KINDER — 

Kassenärzte: 

Ällgemeinärzte .... 

Kinderärzte 

Gynäkologen .... 

Internisten 

Ärzte anderer 
Fachgebiete 

Beteiligte Ärzte 

Ermächtigte Ärzte 





Von der Gesamtzahl der abrechnenden Ärzte (Spalte 2) ist in die Spalten 4 bis 8 jeweils die Zahl der Ärzte einzu- 
tragen, die von . . . bis . . . Berechtigungsscheine abgerechnet haben. 

2) Nur Berechtigungsscheine für die Untersuchung; Überweisungsscheine für die zytologische Untersuchung bleiben 
unberücksichtigt. 

®) Nur für Neugeborenen-Erstuntersuchung (U 1) und Neugeborenen-Basisuntersuchung (U 2). 
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B. Organisation und Durchführung der Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten 

KV I 

Land 

2. Abgerechnete Überweisungsscheine zur Durchführung der 

zytologischen Untersuchung 1. Vierteljahr 1972 


Arztgruppe/Einrichtungen 

Allgemeinärzte 

Gynäkologen 

Internisten 

Laborärzte 

Pathologen 

ermächtigte Ärzte 

ermächtigte Einrichtungen . . 
Sonstige 


Zahl der abrechnenden 
Ärzte/Einrichtungen 


Zahl der Überweisungsscheine 




Durch Einzelbescheid persönlich ermächtigte Ärzte mit Ermächtigungsverträgen nach §§ 10,2 und 10 a Abs. 2 bis 5 
BMV bzw. 5,3 EKV und den Anlagen 10 a und 10 b zum EKV. 
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Anlage 8 


INFRATEST 

Beschreibung der Untersuchungsmethode 


1. Grundgesamtheit und Auswahlverfahren 

Die Auswahl der Befragungspersonen erfolgte 
durch eine mehrstufige, geschichtete Zufallsstich- 
probe. Zur Grundgesamtheit gehörten alle während 
des Befragungszeitraumes in der Bundesrepublik 
Deutschland und in West-Berlin in Privathaushalten 
lebenden Personen ab 14 Jahren. Für den Begriff 
„Privathaushalt" wurde die in der amtlichen Sta- 
tistik benutzte Definition (vgl. StJB 1969, Seite 24) 
übernommen. 

2. Schichtung 

Die mehr als 24 000 Gemeinden in der BRD und in 
West-Berlin wurden einerseits regional und anderer- 
seits ihrer Größe nach in 199 Schichten unterteilt. 
Schichtungsmerkmale waren: Land, Regierungsbe- 
zirk und die folgenden acht Gemeindegrößenklassen: 

Gemeinden mit 1 bis 1 999 Einwohnern 

Gemeinden mit 2 000 bis 4 999 Einwohnern 
Gemeinden mit 5 000 bis 19 999 Einwohnern 
Gemeinden mit 20 000 bis 49 999 Einwohnern 
Gemeinden mit 50 000 bis 99 999 Einwohnern 
Gemeinden mit 100 000 bis 299 999 Einwohnern 
Gemeinden mit 300 000 bis 499 999 Einwohnern 
Gemeinden mit 500 000 und mehr Einwohnern. 

Damit bestand eine Schicht aus sämtlichen Gemein- 
den einer Größenklasse und in einem Regierungsbe- 
zirk eines Landes. 

3. Auswahlstufen 

In der ersten Stufe wurden proportional zur Zahl 
der Haushalte in den Schichten 275 Primäreinheiten 
(Sample-Points) in systematischer Auswahl mit Zu- 
fallsstart gezogen. Auswahleinheit war; 

— der Wahlbezirk zur Bundestagswahl 1969 

— in Berlin ein entsprechender Wahlbezirk der 
Wahl zum Abgeordnetenhaus. 

Abgesehen von unvermeidbaren Auf- und Abrun- 
dungen bei der Bestimmung der Schichtgrenzen ent- 
fiel im Durchschnitt auf 80 850 Haushalte ein Sample- 
Point. Damit sind im allgemeinen Gemeinden mit 
mehr als ca. 80 850 Haushalten auch mit mindestens 
einer Auswahleinheit in der Stichprobe vertreten. 

In der zweiten Auswahlstufe wurden zu jeder der 
Primäreinheiten 200 Haushaltsadressen erhoben. 


Dies geschah in der Art, daß aus den Stimmbezirks- 
verzeichnissen der Gemeinden zu den ausgewählten 
Stimmbezirken sämtliche Straßen herausgeschrieben 
und allen an der Erhebung beteiligten Interviewern 
zugeschickt wurden. Diese hatten die Aufgabe, 200 
Adressen aus den vorgelegten Straßen zu erheben, 
wobei jeweils alle Haushalte in der ersten vorge- 
gebenen Straße erhoben werden mußten, bevor 
Haushalte der nächsten Straße erhoben werden 
konnten. Um zu gewährleisten, daß auch tatsächlich 
alle Haushalte in einem Gebäude erfaßt wurden, 
waren die Interviewer angewiesen, an jeder Woh- 
nungstüre den am Türschild notierten Namen ab- 
zuschreiben bzw. in Zweifelsfällen zu klingeln oder 
beim Nachbarn, dem Hausmeister usw. den Namen 
des betreffenden Haushaltes zu erfragen. 

Aus den so erhobenen Adressen wurden durch 
Zufallsauswahl für die Befragung 11 Adressen je 
Primäreinheit ausgewählt. Sie wurden dem Inter- 
viewer zur Befragung vorgegeben. Die Zielperson 
wurde auf folgende Weise bestimmt: Jede Befra- 
gungsadresse wurde dem Interviewer auf einem 
Adressenprotokoll vorgegeben, in das er alle zum 
Haushalt gehörenden Personen der Grundgesamt- 
heit dem Alter nach geordnet eintragen mußte. Mit 
Hilfe des vorgedruckten, systematischen Auswahl- 
schlüssels, der jeder zur Grundgesamtheit gehören- 
den Person die gleiche Chance gewährleistet, in die 
Stichprobe zu gelangen, war dann die Zielperson 
eindeutig bestimmt. Jeder subjektive Einfluß auf 
die Auswahl der Befragungsperson war damit aus- 
geschlossen. 

4. Haushalts- und Personellstichprobe 

Das beschriebene Auswahlverfahren führt zu einer 
haushaltsrepräsentativen Stichprobe, in der jeder 
Haushalt die gleiche Chance hatte, in die Auswahl 
zu kommen. Die Chancen für jede einzelne in einem 
Privathaushalt lebende Person der Grundgesamtheit 
als Zielperson innerhalb des betreffenden Haus- 
halts ausgewählt zu werden, verhielten sich dabei 
umgekehrt proportional zur Anzahl der zur Grund- 
gesamtheit gehörenden Personen im Haushalt. 

Für personenbezogene Aussagen wurde daher 
durch Gewichtung eine personenrepräsentative 
Stichprobe mit Chancengleichheit aller zur Grundge- 
samtheit gehörenden Personen erstellt. 

Bei Umgewichtung der Haushaltsstichprobe in 
eine Personenstichprobe erhöhte sich die Zahl der 
Lochkarten von 1981 auf 1990. 
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Nr. 

Frage 

i 

i 

Antwort 

1 Wei- 

i Sp. Code 
! ^ i mit 

Frage 

1. 

Haben Sie von Gesundheitsvor- 


Ja 

35 

9 ( ) i 2 


sorge- oder Krankheitsfrüherken- 


— 




nungs-Untersuchungen schon ge- 


Nein 


8 (. ! , 15 


hört oder gelesen? 




7 1 

1 2. 

Können Ihres Wissens nach Sie 


Ja * 

36 

9 ( ) 


oder andere Versicherte Ihrer Kran- 






kenkasse kostenlos ärztliche Un- 


Nein 


8 ( ) 


tersuchungen zur Früherkennung 


Weiß nicht 


7 ( ) 3 


bestimmter Krankheiten in An- 






Spruch nehmen? 





3. 

Und woher wissen Sie von diesen 

A 

Tageszeitungen 

37 

9 ( ) 


Untersuchungen? Bitte versuchen 

B 

Illustrierte 


8 ( ) 


Sie sich daran zu erinnern. 






Wir haben Möglichkeiten, die aui 

C 

Mitgliederzeitschrift meiner Krankenkasse 


7 { ) 


Sie zutreffen könnten, hier angege- 

D 

Besonderes Schreiben bzw. besondere Auf- 




ben. 


forderung von meiner Krankenkasse 


6 ( ) 


INT: Liste T vorlegen! 

E 

Berechtigungsschein der Krankenkasse 


5 ( ) 


Mehrere Nennungen mög- 






lich! 

F 

Anderes Informationsmaterial meiner Kran- 






kenkasse 


4 ( ) 



G 

Gespräche mit Bekannten/Verwandten usw. 


3 ( ) 



H 

Rundfunk 


2 ( ) 4 



J 

Gespräch mit dem Arzt 


I ( ) 



K 

Fernsehen 


0 ( ) 



L 

Mitteilungen im Betrieb (Betriebsrat, 






Schwarzes Brett u. ä.) 

^ 38 

1 

9 ( ) 


Sonstiges, und zwar: 


1 ( ) 

Kann mich nicht mehr erinnern 0 


4. 

Haben Sie sich im Jahre 1971 oder 
1972 einer ärztlichen Untersuchung 

Ja 

39 

9 ( ) 

5 


Nein 


8 ( ) 

14 

zur Früherkennung von Krebs un- 


terzogen? 



7 


5. 

Haben Sie dabei einen Berechti- 

Ja 

40 

9 ( ) 



gungsschein Ihrer Krankenkasse 
vorgelegt? 

Nein 


8 ( ) 

7 

6 

6. 

Bei welchen dieser Ärzte war das? 
Oder war es in einem Kranken- 

Praktischer Arzt (Hausarzt) 

41 

9 ( ) 



haus? 

Internist (Facharzt für innere Medizin) 


8 ( ) 



INT: Liste U vorlegen! 

Frauenarzt (Gynäkologe) 


7 ( ) 




Urologe 


6 ( ) 




Chirurg 


5 ( ) 




Krankenhaus 


4 ( ) 

7 



Vorsorgezentrum (Diagnosezentrum) 


3 ( ) 




Anderer Arzt 


2 ( ) 

1 
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Nr. 

Frage 

Antwort 

Sp. Code 

Wei- 

ter 

mit 

Frage 


Sind Sie allein wegen dieser Unter- 
suchung zum Arzt (ins Kranken- 
haus/Vorsorgezentrum) gegangen, 
oder in erster Linie wegen Be- 
schwerden? 

Allein wegen dieser Unter- 
suchung 

Wegen Beschwerden 

42 9 ( ) 

8 ( ) 

7 

8 

8. 

Sind Sie zu dieser Untersuchung 
ohne vorherige Anmeldung gegan- 
gen, oder haben Sie vorher einen 
Termin vereinbart? 

Ohne Anmeldung 

Termin vereinbart 

43 9 ( ) 

8 ( ) 

7 

9 

9. 

Sind Sie gleich drangekommen 
oder mußten Sie warten? 

Bin gleich drangekommen 

44 9 ( ) 

8 ( ) 

7 

11 

Mußte warten 

10 

10. 

Wie lange mußten Sie warten? 

Weniger als Stunde, V 2 Stunde 

bis zu 1 Stunde oder über 1 Stunde? 

Weniger als V 2 Stunde 

V 2 Stunde bis zu 1 Stunde 

über 1 Stunde 

45 9 ( ) 

8 ( ) 

7 ( ) 

6 

11 

11. 

Werden Sie wieder eine Früher- 
kennungsuntersuchung durchfüh- 

ren lassen? 

Ja, ganz sicher 

Ja, voraussichtlich schon 

46 9 ( ) 

8 ( ) 

7 ( ) 

6 ( ) 

5 

12 

Nein, voraussichtlich eher nicht 

Nein, sicher nicht 

13 

12. 

Warum werden Sie wieder eine 
Früherkennungsuntersuchung 
durchführen lassen? 


47/48 

0 

15 






13. 

Warum werden Sie keine Früher- 
kennungsuntersuchung mehr durch- 
führen lassen? 


49/50 

0 

15 






14. 

i 

1 

i 

Warum haben Sie noch nicht an 
einer solchen Untersuchung teilge- 
nommen? 

Welche dieser Angaben treffen auf 
Sie zu? 

INT: Liste V vorlegen! 
Mehrere Nennungen sind 
möglich! 

A Fühle mich gesund 

B Bin noch zu jung 

C Habe es mir schon lange vorgenommen, 
aber noch keine Zeit dazu gehabt 

D Gehe nicht gern zum Arzt 

E Habe von anderen gehört, daß die Unter- 
suchungen unangenehm sind 

F War bis jetzt noch nicht notwendig 

G Ich fürchte, daß ich beim Arzt zu lange im 
Wartezimmer sitzen muß 

51 9 ( ) 

8 ( ) 

7 ( ) 

6 ( ) 

5 ( ) 

4 ( ) 

3 ( ) 

15 
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Nr. 


15. 


16. 


20 . 


Frage 


Antwort 


Sp. Code 


Wei- 

ter 

mit 

Frage 


H Ich kann während der Arbeitszeit nicht zu 
diesen Untersuchungen gehen 

J Habe keine Lust/kein Interesse 
K Habe noch nicht darüber nachgedacht 

L Habe etwas Angst vor dem Untersuchungs- 
ergebnis 

M Weiß nicht, zu welchem Arzt ich gehen soll 
Sonstiges, und zwar: 


52 


2 ( ) 
1 ( ) 
0 ( ) 

9 ( ) 

8 ( ) 


0 


Angenommen, Ihnen würde ein ge- 
nauer Zeitpunkt für eine Krank- 
heitsfrüherkennungsuntersuchung 
mitgeteilt und Sie würden gebeten, 
zu diesem Termin zum Arzt zu 
gehen. 

Vorausgesetzt, daß die Zeit nicht 
gerade besonders ungünstig liegt, 
würden Sie es dann so einrichten, 
daß Sie ganz sicher hingehen, vor- 
aussichtlich schon hingehen, vor- 
aussichtlich eher nicht, oder sicher 
nicht hingehen würden? 


vJa, ganz sicher 
Ja, voraussichtlich schon 
Nein, voraussichtlich eher nicht 
Nein, sicher nicht 


53 


9 ( 
8 ( 
7 ( 
6 ( 
5 


16 


Angenommen, Sie würden sich ent- 
schließen, eine Früherkennungsun- 
tersuchung mitzumachen. 

Was müßten Sie dann tun? 


54/55 


17 


17. 

Leben in Ihrem Haushalt eines oder 
mehrere Kinder unter fünf Jahren? 




Ja 

56 

9 ( ) 

18 





Nein 


8 ( ) 

7 

23 

18. 

Wie alt ist (sind) diese(s) Kind(er) 

1. Kind: ... 

Jahre/ 

Monate/ 

Wochen 

57 




genau? 

2. Kind: .. 

Jahre/ 

Monate/ 

Wochen 

58 


19 



3. Kind: .... 

Jahre/ 

MonateA. 

Wochen 

59 




4. Kind: .... 

Jahre/ 

Monate/. 

Wochen 

60 



19. 

INT: Original des Untersu- 
chungsheftes vorlegen! 

Ist Ihnen dieses Untersuchungsheft 
für Ihr Kind bekannt? 




Ja 

: 61 

9 ( ) 

20 





Nein 


8 ( ) 

7 

23 


Haben Sie schon einmal mit diesem 
Heft eine Untersuchung durchfüh- 
ren lassen? 


Ja 


Nein 


62 


9 ( 

) 

21 

8 ( 

) 

22 
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Nr. 

Frage 

Antwort 

Sp. Code 

Wei- 

ter 

mit 

Frage 

21. 

Warum haben Sie eine Untersu- 
chung mit diesem Heft durchführen 
lassen? 


63/64 

0 

23 


22, 


Warum haben Sie (noch) keine 
Untersuchung mit diesem Heft 
durchführen lassen? 


65/66 


0 
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Tabelle A 1 


Tendenzen der zukünftigen Information über Krebsfrüherkennungsmaßnahmen 





zukünftiger Informationsschwerpunkt Ü 



bisheriger 


individuelle Information 


(5) 

(6) 



Informationssdiwerpunkt 

( 1 ) 

1 (2) 

1 (3) 1 

(4) 






Anzahl der Krankenkassen (in v. H.) 


absolut 

1 V. H, 

individuelle Information 

(1) mit Übersendung eines 










Berechtigungsscheines 

(2) ohne Übersendung 
eines Berechtigungs- 

12,7 

1,8 

0,3 

0,0 

1,1 

0,9 

253 

16,8 ^ 


Scheines 

(3) nur über den Arbeitge- 
ber, mit Übersendung 
eines Berechtigungs- 

4,7 

33,6 

0,5 

0,3 

2,9 

3,9 

687 

45,8 

> 72,6 

Scheines 

(4) nur über den Arbeit- 
geber, ohne Ausgabe 
i eines Berechtigungs- 

0,3 

0,3 

0,5 

0,0 

0,3 

0,1 

22 

1,5 


! Scheines 

(5) Hinweise bei der Ver- 
sendung von Kranken- 

0,7 

2,1 

0,3 

3,0 

0,9 

1,5 

128 

8,5 J 


scheinen 

(6) Allgemeine Informa- 
tionen (Mitgliederzeit- 

2,2 

2,6 

0,1 

0,1 

5,4 

4,7 

227 

15,1 


schrift etc.) 

1,7 

2,2 

0,7 

0,5 

0,7 

6,5 

185 

12,3 


zusammen absolut 

335 

639 

36 

58 

170 

264 

1 502 

100,0 


V. H. 

22,3 

42,6 

2,4 

71,2 

3,9 

11,3 

17,6 

100 




Untergliederung der zukünftigen Informationsschwerpunkte (1 bis 6) wie bei den bisherigen Informationsschwer- 
punkten. 

2) Die fettgedruckten v. H.-Werte in der Diagonale enthalten alle diejenigen Krankenkassen, die ihren Schwerpunkt 
nicht verändern wollen. Insgesamt sind das 6,17 v. H. aller erfaßten Kassen. 
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Tabelle A 2 


Inanspruchnahme der Krebsfrüherkennungsmaßnahmen für Frauen 1971 

— Inanspruchnahme durch die weiblichen Mitglieder — 

— Ergebnisse bei den einzelnen Krankenkassen — 


Inanspruchnahme 

Quote 1971 
in V. H. 



Anzahl der Kassen (in v, H.) 



allp Knsspn 

Orts- 

kranken- 

kassen 

Land- 

kranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatz- 
kassen für 
Arbeiter 

Ersatz- 
kassen für 
Angestellte 

Bundes- 

knapp- 

schaft 

V. H. 

absolut 

0,0 bis unter 2,5 

0,0 

2,1 

6,3 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

3,9 

65 

2,5 bis unter 5,0 

0,5 

3,1 

3,9 

hl 

0,0 

0,0 

0,0 

2,7 

46 

5,0 bis unter 7,5 

1,0 

14,4 

3,3 

3,4 

0,0 

0,0 

100,0 

3,5 

58 

7,5 bis unter 10,0 

2,0 

11,3 

6,0 

4,0 

0,0 

0,0 

0,0 

5,1 

86 

10,0 bis unter 12,5 

5,1 

9,3 

6,4 

7,5 

0,0 

0,0 

0,0 

6,3 

106 

12,5 bis unter 15,0 

7,6 

12,4 

7,1 

4,6 

0,0 

0,0 

0,0 

7,2 

121 

15,0 bis unter 17,5 

13,4 

10,3 

7,0 

6,3 

0,0 

0,0 

0,0 

8,6 

144 

17,5 bis unter 20,0 

1hl 

7,2 

7,1 

13,2 

0,0 

0,0 

0,0 

8,6 

145 

20,0 bis unter 22,5 

12,4 

6,2 

5,7 

6,3 

0,0 

0,0 

0,0 

7,3 

123 

22,5 bis unter 25,0 

8,3 

4,1 

4,8 

5,7 

0,0 

0,0 

0,0 

5,7 

95 

25,0 bis unter 27,5 

10,6 

5,2 

4,8 

9,2 

0,0 

0,0 

0,0 

6,6 

111 

27,5 bis unter 30,0 

5,3 

2,1 

4,5 

5,7 

0,0 

0,0 

0,0 

4,6 

78 

30,0 bis unter 32,5 

6,1 

2,1 

3,7 

6,3 

33,5 

0,0 

0,0 

4,5 

75 

32,5 bis unter 35,0 

2,8 

3,1 

5,1 

4,6 

0,0 

0,0 

0,0 

4,3 

73 

35,0 bis unter 37,5 

2,5 

2,1 

3,1 

1,7 

0,0 

0,0 

0,0 

2,7 

46 

37,5 bis unter 40,0 

3,3 

2,1 

2,9 

2,9 

0,0 

0,0 

0,0 

2,9 

49 

i 40,0 bis unter 100,0 

8,1 

3,1 

18,5 

17,2 

66,7 

100,0 

0,0 

15,4 

258 

auswertbare Kassen 
absolut 

396 

97 

1003 

174 

3 

5 

1 

1 679 

1 679 

durchschnittliche 
Inanspruchnahmequote 
(in V. H.) 

24,43 

17,33 

26,26 

22,13 

45,08 h 

46,60 

5,98 

29,25 



Berichtszeitraum: 1. Januar 1971 bis 31. Dezember 1971 
statistisch nicht gesichert. 


95 



Drucksache 7/454 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle A3 


Inanspruchnahme der Krankheitsfrüherkennungsuntersuchungen U 1 bis U 5 
nach der Struktur des Kassenbereiches (Stadt-Land) 


Anzahl der Untersuchungen U 1 bis U 5 pro Mutterschaftsfall 1971 


Struktur des Kassenbezirks 

Ortskranken- 

kassen 

Landkranken- 

kassen 

Betriebs- 

kranken- 

kassen 

Innungs- 

kranken- 

kassen 

Ersatzkassen 
und Bundes- 
knappschaft 

insgesamt 

rein ländlicher Kassenbezirk 

(keine Stadt über 50 000 im Ein- 
zugsgebiet) 

1,53 

1,66 

1,08 

1,66 


1,51 

gemischt städtisch-ländliche Struk- 
tur des Kassenbezirks 

1,54 

1,38 

1,28 

1,60 

(0,16) 

1,52 

rein städtische Struktur 

Kassenbezirk umfaßt nur Stadt- 
gebiet einer Stadt mit mehr als 
100 000 Einwohnern) 

1,52 


1,30 

1,51 

(0,63) 

1,49 

bundesunmittelbare Krankenkas- 
sen 

1,71 

— 

1,09 

— 

1,89 

1,81 

insgesamt . . . 

1,54 

1,57 

1,16 

1,60 

1,88 

1,62 


Berichtszeitraum: 1. Juli 1971 bis 31. März 1972 

Bei einer Inanspruchnahme der Untersuchungen U 1 bis U 5 in Höhe von 100 v. H. ergeben sich 3,75 bis 4,25 
Untersuchungen je Mutterschaftsfall im Jahre 1971. 


Tabelle A4 


Inanspruchnahme der Krankheitsfrüherkennungsuntersuchungen für Kinder 

U 1 bis U 5 nach Ländern 


Schleswig- 

Holstein, 

Niedersachsen 




Hessen, 

Berlin, Ham- 

Nordrhein- 

Rheinland- 

bürg, Bremen 

Westfalen 

Pfalz, Saar- 
land 


Bayern, 

Baden-Würt- 

temberg 


Bundes- 

unmittelbare 

Kassen 


Bundes- 

republik 

Deutschland 


Anzahl der Untersu- 
chungen U 1 bis U 5 
pro Mutterschaftsfall 
1971 

(Anzahl bei lOOpro- 
zentiger Inanspruch- 
nahme: 3,75 bis 4,25) 

1,51 

1,37 

1,54 

1,56 

1,43 

1,89 

1,62 

Anzahl der ausgewer- 
teten Kassen 

287 

49 

587 

204 

464 

21 

1 612 


Berichtszeitraum: 1. Juli 1971 bis 31. März 1972 
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Tabelle A 5 


Die Leistungsfälle und deren Aufwendungen für Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten gemäß § 181 Abs. 1 RVO 

2. Halbjahr 1971 

Tabellenteil a): Früherkennungsmaßnahmen — insgesamt 



Mitglieder ohne Rentner 

Familienangehörige 
der Mitglieder 

Rentner und ihre 
Familienangehörigen 

Versicherte insgesamt 

Kassenart 

Zahl der 
Fälle 

Betrag 
in DM 

Zahl der 
Fälle 

Betrag 
in DM 

Zahl der | 
Fälle 1 

Betrag 
in DM 

Zahl der 
Fälle 

Betrag 
in DM 


1 

2 

3 1 

4 

5 ! 

6 

7 

8 

Ortskrankenkassen 

472 889 

12 826 650 

678 702 

15 654 547 

272 107 

6 689 467 

1 423 698 

35 170 664 

Landkrankenkassen . . 

9 196 

248 066 

22 083 

486 569 

4 766 

120 098 

36 045 

854 733 

Betriebskrankenkassen 

146 042 

3 981 552 

208 357 

6 271 409 

37 773 

1 139 987 

392 172 

1 1 392 948 

[nnungskrankenkassen 

28 868 

809 080 

91 291 

2 184 348 

10815 

278 263 

130 974 

3 271 691 

See-Krankenkasse .... 

606 

5 042 

4 677 

44 538 

507 

4 937 

5 790 

54 517 

Ersatzkassen 

für Arbeiter 

9 026 

302 097 

32 578 

850 355 

, 2 490 

68 235 

44 094 

1 220 687 

Ersatzkassen 

für Angestellte 

558 411 

11 831 509 

783 795 

17 508 436 

94 458 

1 806 989 

1 436 664 

31 146 934 

Bundesknappschaft . . . 

5 568 

1 1 1 549 

10 456 

346 352 

13 308 

204 324 

29 332 

662 225 

alle Kassen 

1 230 606 

30 115 545 

1 831 939 

43 346 554 

436 224 

10 312 300 

3 498 769 

83 774 399 


Tabellenteil b) : Früherkennungsmaßnahmen — Kinder 



Familienangehörige 
der Mitglieder 

Rentner und ihre 
Familienangehörigen 

Versicherte insgesamt 

- 

Kassenart 

Zahl der ! 

Betrag 

Zahl der 

Betrag 

Zahl der 

Betrag 


Fälle 1 

in DM 

Fälle 

in DM 

Fälle 

in DM 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

. 

Ortskrankenkassen 

341 100 

6 118 447 

685 

19 652 

341 785 

6 138 099 

Landkrankenkassen 

11 554 

200 646 

23 

1 572 

11 577 

202 218 

Betriebskrankenkassen 

74 983 

1 724 359 

258 

19 481 

75 241 

1 743 840 

[nnungskrankenkassen 

47 040 

• 883 341 

176 

5 409 

47 216 

888 750 

See-Krankenkasse 

1 915 

13 292 

6 

53 

1 921 

13 345 

Ersatzkassen für Arbeiter . . . 

14 178 

339 557 

390 

8 569 

14 568 

348 126 

j Ersatzkassen für Angestellte 

394 961 

7 793 785 

576 

26 187 

395 537 

7 819 972 

Bundesknappschaft 

' i 

2 327 

54 399 

10 

927 

2 337 

55 326 

1 

! alle Kassen 

888 058 

17 127 826 

2 124 

81 850 

890 182 

17 209 676 
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noch Tabelle A 5 


noch Die Leistungsfälle und deren Aufwendungen für Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten gemäß § 181 Abs. 1 RVO 

2. Halbjahr 1971 

Tabellenteil c): Früherkennungsmaßnahmen — Frauen 



Mitglieder ohne Rentner 

1 Familienangehörige 
der Mitglieder 

Rentner und ihre 
Familienangehörigen 

Versicherte insgesamt 

Kassenart 

Zahl der | 
Fälle 1 

Betrag 
in DM 

Zahl der | 
Fälle 

Betrag 
in DM 

Zahl der 
Fälle 

Betrag 
in DM 

Zahl der i 
Fälle 

Betrag 
in DM 


1 1 

2 1 

1 3 1 

4 

i 5 

1 6 

1 ^ 1 

8 

Ortskrankenkassen . . . 

308 149 

8 896 627 

337 602 

9 536 100 

178 959 

5 093 336 

824 710 

23 526 063 

Landkrankenkassen . . 

5 939 

188 095 

10 529 

285 923 

3 531 

95 672 

19 999 

569 690 

Betriebskrankenkassen 

95 221 

2 839 758 

133 374 

4 547 050 

25 955 

877 484 

254 550 

8 264 292 

Innungskrankenkassen 

16 064 

480 038 

44 251 

1 301 007 

6 475 

179 084 

66 790 

1 960 129 

See-Krankenkasse .... 

147 

1 464 

2 762 

31 246 

334 

3 579 

3 243 

36 289 

Ersatzkassen 

für Arbeiter 

4 524 

173 275 

18 400 

510 798 

1 438 

42 895 

24 362 

726 968 

Ersatzkassen 

für Angestellte 

434 375 

9 544 231 

388 834 

9714651 

69 456 

1 316 833 

892 665 

20 575 715 

Bundesknapp'schaft . . . 

1 116 

25 276 

8 129 

291 953 

4 438 

145 236 

13 683 

462 465 

alle Kassen 

865 535 

22 148 764 

943 881 

26 218 728 

[ 290 586 

7 754 119 

*2 100 002 

56 121 611 


Tabellenteil d) : Früherkennungsmaßnahmen — Männer 


Kassenart 


Mitglieder ohne Rentner 

Rentner und ihre 
Familien- 
angehörigen 

Versicherte insgesamt 

Zahl der 

Betrag 

Zahl der 

Betrag 

Zahl der 

Betrag 

Fälle 

in DM 

Fälle 

in DM 

Fälle 

in DM 

1 

2 

3 

4 

1 5 

6 


Ortskrankenkassen 

164 

740 

3 

930 

023 

Landkrankenkassen 

3 

257 


59 

971 

Betriebskrankenkassen 

50 

821 

1 

141 

794 

Innungskrankenkassen 

12 

804 


329 

042 

See-Krankenkasse 


459 


3 

578 

Ersatzkassen für Arbeiter . . . 

4 

502 


128 

822 

Ersatzkassen für Angestellte 

124 

036 

2 

287 

278 

Bundesknappschaft 

4 

452 


86 

273 


92 

463 

1 576 

479 

257 

203 

5 

506 

502 

1 

212 

22 

854 

4 

469 


82 

825 

11 

560 

243 

022 

62 

381 

1 

384 

816 

4 

164 

93 

770 

16 

968 


422 

812 


167 

1 

305 


626 


4 

883 


662 

16 

771 

5 

164 


145 

593 

24 

426 

463 

969 

148 

462 

2 

751 

247 

8 

860 

58 

161 

13 

312 


144 

434 


alle Kassen 


365 071 


7 966 781 


143 514 2 476 331 


508 585 


10 443 112 
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Drucksache 7/454 


Tabelle A 6 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die von Gesundheitsvorsorge- 
oder Krankheitsfrüherkennungs-Untersuchungen schon gehört oder gelesen haben 

Frage: „Können Ihres Wissens nach Sie oder andere Versicherte Ihrer Kranken- 
kasse kostenlos ärztliche Untersuchungen zur Früherkennung bestimmter Krank- 
heiten in Anspruch nehmen?" 


1 


30 bis 39 

40 (45) bis 

50 bis 59 

60 bis 69 

70 Jahre 

i 

Gesamt 

Jahre 

49 Jahre 

Jahre 

Jahre 

und älter 


M + F| M|F| F |M|F|M|F|MlF|M|F 


Basiis 

1 038 

335 

703 

170 

73 

163 

103 

142 

106 

142 

53 

86 

Antwort: 

Ja 

87 

84 

89 

90 

92 

Prozentwerte 

89 94 

95 

79 

83 

66 

88 

Nein 

3 

3 

2 

4 

2 

3 

— 

1 

5 

2 

7 

2 

Weiß nicht . . . 

8 

11 

7 

4 

2 

7 

5 

4 

14 

14 

26 

11 

Keine Angabe 

s " 

2 

1 

i ^ 

4 

1 

— 

1 

2 

1 

1 

— 


100 

100 

99 ' 

100 

100 

100 

99 

101 

100 

100 

100 

101 


= Männer 
= Frauen 


Tabelle A 7 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die von Gesundheitsvorsorge- 
oder Krankheitsfrüherkennungs-Untersuchungen schon gehört oder gelesen haben 

Frage: „Haben Sie sich im Jahre 1971 oder 1972 einer ärztlichen Untersuchung 
zur Früherkennung von Krebs unterzogen?" 



Gesamt 

30 bis 39 
Jahre 

40 (45) bis 

49 Jahre 

50 bis 59 
Jahre 

60 bis 69 
Jahre 

70 Jahre 
und älter 

M + F 

M 

F 

F 

M 

F 1 

M 1 

F 1 

M 1 

F 

1 M 1 

F 

Basis 

1 038 

335 

703 

170 

73 

163 

103 

142 

106 

142 

53 

86 

Antwort: 






Prozentwerte 






1 Ja 

38 

1 

25 

45 

64 

26 

54 

34 

40 

23 

28 

11 

24 

Nein 

1 62 

75 

55 

35 

74 

46 

66 

60 

77 

72 

89 

76 

wo 

i 

wo 

100 

99 

100 

100 

WO 

100 

100 

100 

100 

100 


M = Männer 
F “ Frauen 
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Tabelle A8 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die von Gesundheitsvorsorge- 
oder Krankheitsfrüherkennungs-Untersuchungen schon gehört oder gelesen haben 

Frage: „Haben Sie sich im Jahre 1971 oder 1972 einer ärztlichen Untersuchung 
zur Früherkennung von Krebs unterzogen?" 


Berufsmischform ’j 



Gesamt 

Selbstän- 
dige und 
freie Berufe 

Selbstän- 

dige 

Landwirte 

Leitende 
Angestellte 
und Beamte 

1 Sonstige 
Angestellte 
und Beamte 

Fach- 

arbeiter 

Sonstige 

Arbeiter 

Hausfrauen 

Berufslose/ 

Rentner 

Basis 

1 038 

127 

69 

69 

288 

194 

199 

57 

Antwort: 




Prozentwerte 




Ja 

38 

30 

18 

56 

42 

39 

45 

18 

Nein 

62 

70 

82 

44 

57 

61 

54 

82 


100 

100 

100 

100 

99 

100 

99 

100 


*) keine Angabe zur Berufsmischform ==11 


Tabelle A 9 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die sich im Jahre 1971 oder 1972 
einer ärztlichen Untersuchung zur Früherkennung von Krebs unterzogen haben 

Frage: „Bei welchen dieser Ärzte war das? Oder war es in einem Krankenhaus?" 
(Listenvorlage) 



1 Gesamt 

j Männer 

j Frauen 

Basis 

398 

84 

1 

314 


Antwort: 

! 

Prozentwerte 

Praktischer Arzt 

(Hausarzt) 

26 

50 

19 

Internist (Facharzt für ; 
innere Medizin) . . . . i 

8 

24 

4 

Frauenarzt 

(Gynäkologe) 

53 



67 

Urologe 

2 

9 

— 

Chirurg 

— 

— 

— 

Krankenhaus 

9 

14 

8 

Vorsorgezentrum 

(Diagnosezentrum) . | 

2 

3 

1 

2 

Anderer Arzt | 

0 

^ 1 

— 


100 

101 

1 

100 


100 
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Tabelle A 10 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die sich im Jahre 1971 oder 1972 
einer ärztlichen Untersuchung zur Früherkennung von Krebs unterzogen haben 

Frage: „Sind Sie zu dieser Untersuchung ohne vorherige Anmeldung gegangen 
oder haben Sie vorher einen Termin vereinbart?" 


j 

Gesamt 

1 

1 Berufsmischform *) 

Selbstän- 
dige und 
freie 
Berufe 

\ 

Selbstän- 
dige i 

1 Land- 
i wirte 

1 

Leitende ' 
Ange- 
stellte 
und 
Beamte 

Sonstige 
Ange- 
stellte 
; und 

Beamte 

Fach- 

arbeiter 

Sonstige ^ 
Arbeiter 

Haus- 

frauen 

Berufs- 

lose/ 

Rentner 

Basis 

398 

(39) 

(13) 

(39) 

122 

75 

90 

(10) 

Antwort: ! 




Prozentwerte 




Ohne Anmeldung 

32 

(35) 

(37) 

(27) 

28 

33 

38 

(40) 

Termin vereinbart .... 

1 

68 

(64) 

(63) 

(73) 

72 

66 

62 

(60) 


WO 

(99) 

(100) 

WO 

(WO) 

(99) 

(WO) 

(WO) 


*) Keine Angabe zur Berufsmischform = 4 


Tabelle A 1] 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die sich im Jahre 1971 oder 1972 
einer ärztlichen Untersuchung zur Früherkennung von Krebs unterzogen haben 

Frage: „Sind Sie zu dieser Untersuchung ohne vorherige Anmeldung gegangen 
oder haben Sie vorher einen Termin vereinbart?" 


Basis 

Antwort: 

Ohne Anmeldung 
Termin 

vereinbart . . . . 


Krankenversicherung 


Gesamt 

Orts- 

krankon- ; 
kasse 

! 

Ersatz- j 

kranken- | 
kasse 

1 

Betriebs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 
j kranken- 
kasse 

Post-/Bahn- 

beamten- 

kasse 

Private 

Kranken- 

versiche- 

rungen 

Sonstige j 
j Versidie- | 
rungen ! 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

1 

398 ! 

180 

89 

(41) 

(9) 

(4) 

(32) 

(42) i 

( 1 ) 





Prozentwerte 




32 \ 

35 

24 

(28) 

(70) 

(77) 

(21) 

(28) j 

(WO) j 

68 \ 

1 

64 

76 

(72) 

(30) 

(23) 

(79) 

(72) : 

— 

WO 

99 

WO 

(WO) 

(WO) 

(WO) 

(WO) 

(WO) 

O 



. _ _ 

_ _ 

. . 

- 

- 

. . _ . .. . 

-._J 
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Tabelle A 12 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die beim Arzt warten mußten 

Frage: „Wie lange mußten Sie warten? Weniger als Vs Stunde, Vs Stunde bis zu 
1 Stunde oder über 1 Stunde?" 



1 



Berufsmischform 




Gesamt 

Selbstän- 
dige und 
freie 
Berufe 

' Selbstän- 
dige 
Land- 
, wirte 

Leitende 

Ange- 

stellte 

und 

Beamte 

Sonstige 

Ange- 

stellte 

und 

Beamte 

' Fadi- 
arbeiter 

Sonstige 

Arbeiter 

Haus- 
frauen 
j Berufs- 
1 lose/ 
Rentner 

1 

Basis : 

1 

207 ^ 

i 

1 

(20) 

(6) 

(20) 

61 

(39) 

51 

(6) 

Antwort: 




Prozentwerte 




Weniger als Vs Stunde’ 

18 

‘ ^ 7 ) 

( 21 ) 

( 24 ) 

25 

( 15 ) 

11 

( 8 ) 

Vs Stunde bis zu 

1 Stunde ' 

31 

; ( 45 ) 

( 26 ) 

( 33 ) 

23 

( 44 ) 

18 

( 61 ) 

Über 1 Stunde 

50 

1 

\ ( 39 ) 

1 

( 53 ) 

( 43 ) 

52 

( 40 ) 

70 

( 31 ) 


99 

1 

( 101 ) 

( 100 ) 

( 100 ) 

100 

( 99 ) 

99 

( 100 ) 


*) keine Angabe zur Berufsmischform = 3 
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Tabelle A 13 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die wieder eine Früherkennungs- 
untersuchung durchführen lassen 

Frage: „Warum werden Sie wieder eine Früherkennungsuntersuchung durch- 
führen lassen?" (offene Frage) 



Gesamt 

Männer 

Frauen 

Basis 

381 

80 

301 

Antwort: 

Prozentwerte 

Zur Sichei'heit 

18 

12 

20 

Zur Sicherung meiner 




Gesundheit 

6 

6 

6 

Aus Sicherheit für die 




Familie 

3 

4 

3 

Zur Vorsorge, Vorbeu- 




gung 

Vorsichtshalber, man 

14 

16 

13 

ist beruhigter 

Möchte wissen, ob ich 

11 

7 

11 

krank bin 

11 

18 

9 

Finde ich gut, nützlich 

17 

11 

18 

Nachuntersuchungen 




sind wichtig 

Man hat die Möglich- 

2 

4 

2 

keit, Krebs zu erkennen 

12 

6 

14 

Auf Anweisung des 




Arztes 

3 

! 2 

3 

Weil sie nichts kostet 

1 

! 3 

0 

Sonstiges (Strichliste) . 

6 

14 

3 

Keine Angabe 

3 

2 

3 

t 

! 

■ 107 *) 

105 ') 

105 *) 

1 








•) = Mehrfachnennungen 
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Drucksache 7/454 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Tabelle A 14 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren, die sidi im Jahre 1971 oder 1972 
keiner ärztlichen Untersuchung zur Früherkennung von Krebs unterzogen haben 

Frage: „Warum haben Sie noch nicht an einer solchen Untersuchung teilgenom- 
men? Welche dieser Angaben treffen auf Sie zu?'" (Listenvorlage) 


Krankenversicherung 



Gesamt 

Orts- 

kranken- 

kasse 

Ersatz- 

kranken- 

kasse 

Betriebs- 

kranken- 

kasse 

Innungs- 

kranken- 

kasse 

Post-/ 

Bahn- 

beamten- 

kasse 

Private 

Kranken- 

versiche- 

rungen 

Sonstige 

Versiche- 

rungen 

Keine 

Kranken- 

versiche- 

rung 

Basis 

639 

294 

78 

58 

(42) 

(27) 

51 

94 

(1) 

Antwort: 

Fühle mich gesund . . . 

42 

40 

34 

48 

Prozentwerte 

(58) (52) 

49 

38 


Bin noch zu jung 

2 

2 

2 

2 

(4) 

— 

5 

— 

— 

Habe es mir schon 
lange vorgenommen, 
aber noch keine Zeit 
dazu gehabt 

17 

17 

31 

11 

(8) 

(14) 

13 

17 


Gehe nicht gern zum 
Arzt 

21 

23 

18 

18 

(15) 

(20) 

18 

21 


Habe von anderen ge- 
hört, daß die Unter- 
suchungen unange- 
nehm sind 

4 

2 

6 

4 


(4) 

3 

4 


War bis jetzt noch 
nicht notwendig .... 

25 

24 

20 

16 

(14) 

(45) 

27 

30 

(WO) ! 

Ich fürchte, daß ich 
beim Arzt zu lange 
im Wartezimmer sit- , 
zen muß 

9 


17 

8 

(9) 

(11) 

4 

11 


Ich kann während der 
Arbeitszeit nicht zu 
diesen Untersuchun- 
gen gehen 

3 

4 

7 

1 



5 

2 


Habe keine Lust/kein 
Interesse ' 

6 

5 

7 

14 

7 

(4) 

2 

4 

i 

Habe noch nicht dar- 
über nachgedacht . . . 

15 1 

19 

4 

6 

21 

(17) 

10 

13 



Habe etwas Angst vor 
dem Untersuchungs- 
ergebnis 

i 

8 j 

8 

8 

12 

11 

(8) 

7 

8 


Weiß nicht, zu welchem 
Arzt ich gehen soll . . 

1 1 

2 



2 



(2) 

1 

2 

_ 

Sonstiges (Strichliste) . ! 

10 ; 

8 

16 

11 

8 

(5) 

6 

12 

— I 

Keine Angabe 

i 

1 

2 

1 

4 

2 

— 

— 

— 

— 1 


! 164 *) 

166 *) 

171 *) 

157 *) 

157 *) 

(182) ') 

150 *) 

162 *) 

(100) 


Nennungen zu zwei Krankenkassen sind mit enthalten 
*) Mehrfachnennungen 
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Tabelle A 15 


Befragte: Frauen ab 30 und Männer ab 45 Jahren 


Frage: „Angenommen, Sie würden sich entschließen, eine Früherkennungsunter- 
suchung mitzumachen. Was müßten Sie dann tun?" (offene Frage) 



Einer Untersuchung zur Früherkennung 
von Krebs schon unterzogen 

Restgruppe, die 
„von Früherken- 
nungsuntersuchun- 
gen noch nichts 


Gesamt 

Ja 

Nein 

gelesen" hat 

Basis 

1 173 

398 

639 

134 

Antwort: 

Zum Arzt gehen, ins Krankenhaus gehen .... 

31 

28 

Prozentwerte 

32 

32 

Zum Frauenarzt, Facharzt gehen 

3 

3 

4 

1 

Beim Arzt anmelden, Termin vereinbaren .... 

18 

26 

15 

9 

Berechtigungsschein von der Kasse anfordern, 
holen 

8 

15 

6 



Vorsorgeschein, spezielle Formulare besorgen 

1 

1 

1 

— 

Zur Krankenkasse gehen 

2 

2 

2 

2 

Schein von der Kasse holen 

7 

8 

7 

3 

Vom Arzt überweisen lassen, Überweisung 
holen 

1 

2 

1 

0 

Vom Arzt beraten lassen 

3 

1 

3 

6 

Vom Arzt untersuchen lassen 

1 

1 

0 ; 

1 

Freimachen von der Arbeit, Betrieb in Kennt- 
nis setzen 

1 

1 

1 

! 

Baden, waschen, sauber anziehen 

2 

2 

1 

: 

Müßte aufgefordert werden 

0 


0 

— 

Nichts Besonderes 

0 

1 

0 

— 

Sonstiges (Strichliste) 

1 

0 

1 


Weiß nicht 

18 

7 

21 

i 35 

Keine Angabe 

9 

7 

9 

i 14 


106 *) 

105 

1 

•j 104 V 

104 '} 

\ 


*) Mehrfachnennungen 
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Tabelle A 16 


Satzungsmäßige Leistungen für Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 

im Jahre 1970 

Tabellenteil a): Geschwulstvorsorgeuntersuchungen 


Mitglieder ohne Rentner 

Familienangehörige der Mitglieder 

Kassenart I 

Falle 

Betrag in DM 

DM 
je Fall 

Zahl der | 
Fälle 

Betrag in DM 

DM 
je Fall 


2 I 3 i 4 I 5 


Ortskrankenkassen 

310 726 

5 753 491 

18,52 

342 284 

6 653 555 

19,44 

Landkrankenkassen 

6 660 

176 047 

26,43 

6 167 

164 046 

26,60 

Betriebskrankenkassen 

89 065 

1 734 014 

19,47 

128 016 

2 755 686 

21,53 

Innungskrankenkassen 

11 628 

261 816 

22,52 
' 1 

38 254 

855 502 

22,36 

See-Krankenkasse 

69 

1 519 

22,01 

229 

5 052 

22,06 

Ersatzkassen für Arbeiter . . 

137 

3 951 

28,84 

27 

785 

29,07 

Ersatzkassen für Angestellte 

34 506 

704 035 

20,40 

22 645 

457 749 

20,21 

Bundesknappschaft 

466 

4 303 

9,23 

3 041 

42 592 

14,01 

Alle Kassen | 

453 257 

8 639 176 

19,06 1 

540 663 

10 934 967 

20,23 


Tabellenteil b): Andere Vorsorgemaßnahmen (ohne Mutterschaftsvorsorge) 


Kassenart 

Mitglieder ohne Rentner 

Familienangehörige der Mitglieder 

Zahl der 
Fälle 

Betrag in DM 1 

1 

DM 
je Fall 

Zahl der 
Fälle 

j Betrag in DM 

DM 
je Fall 

1 

2 ! 

3 

4 

I 5 

6 

Ortskrankenkassen 

2 302 

47 954 

20,83 

9 629 

249 906 

25,95 

Landkrankenkassen 

— 

— 

— 

686 

18 069 

26,34 

Betriebskrankenkassen 

3 780 

95 300 

25,21 

31 274 

727 487 

23,26 

Innungskrankenkassen 

83 

1 460 

17,59 

3 060 

88 652 

28,97 

See-Krankenkasse 

— 

— 

— 

i 

— 

— 

Ersatzkassen für Arbeiter . . 

— 

— 

— 

682 

16541 

24,25 

Ersatzkassen für Angestellte 

— 

— 

— 

112 

5 062 

45,20 

! Bundesknappschaft 

[ 

— 


— 

— 

— 

Alle Kassen 

6 165 

144 714 

23,47 

45 443 

1 105 717 

24,33 
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Tabelle A 16 


Rentner und ihre Familienangehörigen 1 

Versicherte insgesamt 

Zahl der 
Fälle 

Betrag in DM 

DM 
je Fall 

Zahl der 
Fälle 

Betrag in DM 

DM 
je Fall 

7 

i 8 

1 9 i 

1 10 

i 11 1 

1 12 

96 123 

1 864 530 

19,40 

749 133 

14 271 576 

19,05 

1 018 

27 071 

26,59 

13 845 

367 164 

26,52 

12 257 

234 988 

19,17 

229 338 

4 724 688 

20,60 

1 978 

45 180 

22,84 

51 860 

1 162 498 

22,42 

74 

1 633 

22,07 

372 

8 204 

22,05 

3 

57 

19,00 

167 

4 793 

28,70 

5 027 

100 972 

20,09 

62 178 

1 262 756 

20,31 

1 539 

25 438 

16,53 

5 046 

72 333 

14,33 

118019 

2 299 869 

19,49 

1 111 939 

21 874 012 

19,67 


Rentner und ihre Familienangehörigen 

Versicherte insgesamt 

Zahl der 
Fälle 

Betrag in DM 

DM 
je Fall 

Zahl der | 
Fälle 1 

Betrag in DM 

DM 
je Fall 

7 

8 

9 

10 1 

11 

12 

3 377 

48 440 

14,34 

15 308 

346 300 

22,62 

61 

1 512 

24,79 

747 

19 581 

26,21 

4 419 

88 452 

20,02 

39 473 

911 239 

23,09 

205 

7 040 

34,34 

3 348 

97 152 

29,02 

39 

912 

23,38 

721 

17 453 

24,21 

6 

117 

19,50 

118 

5 179 

43,89 

8 107 

146 473 

18,07 

59 715 

1 396 904 

23,39 
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Tabelle A 17 


Krankenkassen mit Herz-/Kreislauf-Krankheitsfrüherkennungsprogramm 


I. Ortskrankenkassen 


Herz-Kreislauf 


Lfd. Nr. 

Männer 

ab 

Lebens- 

jahr 

Frauen 

ab 

Lebens- 

jahr 

Niedersachsen 

1 Westerstede 

50 

50 

Baden-Württemberg 

2 Aalen 

45 


3 

Backnang 

ohne 

satzungs- 

mäßige 


4 

Bad Mergentheim 

Alters- 

grenze 

45 


5 

Blaubeuren 

45 

— 

6 

Crailsheim 

45 

— 

7 

Ellwangen 

45 

— 

8 

Eßlingen 

45 

— 

9 

Gaildorf 

45 

— 

10 

Göppingen 

45 

— 

11 

Heidenheim 

45 

— 

12 

Heilbronn 

45 

— 

13 

Kirchheim-Teck 

45 

— 

14 

Künzelsau 

45 

— 

15 

Leonberg 

45 

— 

16 

Lorch 

45 

— 

17 

Ludwigsburg 

45 

— 

18 

Mühlacker 

45 

— 

19 

Neckarsulm 

45 

— 

20 

Oehringen 

45 

— 

21 

Schorndorf 

45 

— 

22 

Schwab. Gmünd 

45 

— 

23 

Schwab. Hall 

45 

— 

24 

Sindelfingen 

45 

— 

25 

Stuttgart 

45 

— 

26 

Ulm 

45 

— 

27 

Vaihingen-Enz 

45 

— 

28 

Waiblingen 1 

45 

— 

29 

Bruchsal 

45 

— 

30 

Heidelberg 1 

i 

45 

— 

31 

Karlsruhe : 

45 

— 

32 

Mannheim i 

45 

— 
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1 Herz-Kreislauf 

Lfd. Nr. 

Männer 

ab 

Lebens- 

jahr 

Frauen 

ab 

Lebens- 

jahr 

33 Pforzheim 

45 


34 Sinsheim 

45 

— 

35 Tauberbischofsheim 

45 

— 

II. Betriebskrankenkassen 




1 Herz-Kreislauf 

Lfd. Nr. 

Männer 

Frauen 

ab 

ab 


Lebens- 

Lebens- 


jahr 

jahr 

Niedersachsen 



1 Betriebskrankenkasse 



L. Baumach 

45 

30 

Hessen 



2 Buderus Biedenk 

36 

36 

3 Massey Ferguson 

43 

43 

4 Gail Gießen 

37 

— 

5 Betriebskrankenkasse 



Schunk & Ehe 

35 

35 

6 Rheinst. Henschel 

45 

45 

7 Betriebskrankenkasse 



Passavant 

35 

35 

8 Buderus Wetzlar 

35 

35 

Rheinland-Pfalz 

9 Betriebskrankenkasse 



Glatz GmbH 

45 

30 

Baden-Württemberg 

10 Betriebskrankenkasse 



Ostertagwerke 

40 

— 

11 Varta GmbH 

40 

— 

12 Betriebskrankenkasse 



C. Zeiss Oberkochen . . . 

40 

— 

13 Papierfabrik Unterkochen 

' 45 

30 

14 Masch.-Fabr. Alfing .... 

40 

35 

15 Heinrich Otto 

40 

30 

16 Triumph Betriebs- 



krankenkasse 1 

40 

— 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/454 



1 

I 

Herz-Kreislauf 

Lfd. Nr. 

Männer 

ab 

Lebens- 

jahr 

Frauen 

ab 

Lebens- 

jahr 

17 

Bleicherei-Färberei 
Uhingen 

45 


18 

Betriebskrankenkasse 
Ploucquet 

40 

— 

19 

Betriebskrankenkasse 

J. M. Voith 

40 

— 

20 

Baier & Schneider 

40 

— 

21 

Bruckmann U.S 

40 

35 

22 

NSU Neckarsulm 

45 

— 

23 

Betriebskrankenkasse 

K. Schmidt 

40 



24 

Mann u. Hummel 

40 

— 

25 

Betriebskrankenkasse 
Amann 

45 

30 

26 

PFK Gemmerigheim .... 

45 

30 1 

27 

Portlandzement 

45 

— 

28 

Kolb & Schuele 

45 

— 

29 

Papierfabrik Scheufeien . 

40 

— 

30 

Ca. Leuze GmbH 

45 

— 1 

31 

Betriebskrankenkasse 
Heinr. Otto 

45 

30 

32 

Robert Bosch 

40 

— 

33 

Betriebskrankenkasse 
Wieland-Werke 

40 

! 

34 

Betriebskrankenkasse 

L. & C. Arnold 

40 



35 

Ziegelwerke Schorndorf . 

45 

— 

36 

Walther-Büromasch 

40 

— 

37 

Betriebskrankenkasse 
DEREVS 

45 

1 

38 

DR Karl Thomae 

40 

— 

39 

Betriebskrankenkasse 
Emil Adolff 

30 

30 

40 

Rhodiaceta AG 

20 

20 

41 

Betriebskrankenkasse 
MTU Friedhfn 

40 

25 

42 

Rostan Louis 

40 

— 

43 

Zeppelin 

40 

— 

44 

Betriebskrankenkasse 
Fouquet 

40 

30 

45 

Betriebskrankenkasse 
Helmreich 

40 



46 

Tonwaren Wiesloch AG 

45 

30 

47 

Stadt Karlsruhe 

40 

— 

48 

F. Wolff u. Sohn 

40 




Tabelle A 17 



Herz-Kreislauf 

Lfd. Nr. 

Männer 

ab 

Lebens- 

jahr 

Frauen 

ab 

Lebens- 

jahr 

49 Lorenz AG Ettlingen . . . 

40 



50 Fendel-Rhenus 

40 

30 

51 Mohr + Federhaff 

40 

_ 

52 H. Stinnes Mannheim . . 

45 

_ 

53 DT. Steinzeug 

40 

— 

54 Betriebskrankenkasse 

Jos. Voegele 

45 



55 Schildkröt AG 

45 

— • 

56 Stahlwerk-Mannheim . . . 

45 

30 

57 Betriebskrankenkasse 

Bopp & Reuther 

45 



58 Elbeo Mannheim 

45 

— 

Bayern 

59 SEL Betriebskranken- 
kasse 1 

40 


III. Innungskrankenkassen 




Herz-Kreislauf 


Männer 

Frauen 

Lfd. Nr, 

ab 

ab 


Lebens- 

Lebens- 


jahr 

jahr 

Baden-Württemberg 



1 1 Innungskrankenkasse 

! Eßlingen 

40 

_ 

2 Innungskrankenkasse 

Heilbronn 

40 


3 Innungskrankenkasse 

Stuttgart 

40 



4 Innungskrankenkasse 

Ulm 

25 


5 Innungskrankenkasse 

Aalen 

40 

30 

6 Innungskrankenkasse 

Ludwigsburg 

45 

30 

7 Innungskrankenkasse 

Heidenheim 

45 

_ 

8 Innungskrankenkasse 

Freudenstadt 

45 

30 

9 Innungskrankenkasse 

Schwab. Gmünd 

40 

30 

10 Innungskrankenkasse 

Waiblingen 

40 



1 1 Innungskrankenkasse 

Backnang 

40 

30 

12 Innungskrankenkasse 

Heidelberg 

40 



13 Innungskrankenkasse 

Tauberbischofsheim .... 

45 

30 
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